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Abschnitt A. Allgemeines

1. Aufgabe und Fortbildung der· Geschäftsordnung

Ir. Ql .d
Ausgabe der Geschäftsordnung Ve·reinfachungs-

referent

(1) Die »Gemeinsame Geschäftsordnung der Reichsministeriem (T-eil 1.
und 11, abgekürzt GGO I, GGO 11) regelt die äußeren Formen des Ge-—
schäkftsganges in den Neichsministerien Das in- ihr erstrebte Ziel, den
Geschäftsgang aufs äußerste zu vereinfachen undzu beschleunigen, kann
nur dann voll erreicht werden, wenn jeder einzelne Angehörige »der
Reiihsministerien im Rahmenseiner Geschäfte auch persönlich in diesem
Sinne mitarbeitet Dies g eh ö rt zu den Dien si p f l i chte n
des· Beamten " ·" "" - · « '

(25) Um die GGO sorgfältig durchzuführen, den Geschäftsgang weiter
zu verbessern und alle Arbeiten hierfür zusammenzufassen, wird in« jede-m
Ministerium ein Referent fiir Behördenwesen (Vereinfachnngsrieferent)
bestellt Er kann den Geschäftsgang durch Stichproben prüfen-

«(3) Die Vereinfachungsreferenten bilden zusammen den »Aus-schuß:
der· Reichsnnnrsterren für Veretnfachungsfragen«, der unter Vorsttz des
Vertrsetersdes Resrchsmrnrsterrums des Inn-ern zusammentritt und präst,
was geschehen kann, um den Geschäftsgang der Ministerren und ihrer
nachgeordneten Behörden zu vervollkommnen und die Arbeitsleistung zu
erhöhen1).

§ 2 ·
Gemeinsame und ergänzende Geschäftsordnung

(1) Die Gemeinsame Geschäftsordnung gilt in allen Ministerien, so--
weit nicht ausdrücklich Ergänzungen und Abweichungen angeordnet·wer-
den. Diese sind als »Ergänzende Geschäftsordnung des Reichsministe--
riums des ....... -.-» zusammenzustellen oder in anderer Schrift in die
Gemeinsame Geschäftsordnung einznarbeiten Aus zwingenden Gründen

-«)- Solange der Auftrag für den Neichssparkommissar besteht, gehört sein- Vertreter
dem Ausschuß an. " .
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kann im Einverständnis mit dem Neiehsminifterium des Innern auch eine
selbstandrge Geschaftsordnung in eugstenc Anschluß an- die gemeinsame
aufgestellt werden.

« «(2) Die im Laufe eines Jahr-es ergehenden ergänzenden Bestimmungen
sollen jeweils zum 1. April übersiehtlich zusammengesaßt werden.

. (3),Alle Angehörigen des Ministeriums haben sich mit dem Inhalt der
Geschäftsordnung vertraut zu machen.

2. Aufbau der Ministerien Verantwortung für den Geschäftsbetrieb

Geschäftsverteilungsplan

§3-
Leitung und Gliederung der Mir-risterien

(1) An der Spitze jedes Ministeriums steht der Reichsrninister «(siehe
Anschriftenverzeichnis Anlage 1). Den persönlich-en Verkehr mit ihm
vermittelt, wenn ein solches eingerichtet ist, das Ministerbüro.

(2) Der ständige Vertreter des Ministers ist der Staatssekretär. Unter
mehreren Staatssekretären steht die persönliche Vertretung, wenn nichts
anderes angeordnet ist, dem geschäftsführeuden zu. Weg-en der Ver-
tretung gegenüber idem Reichstag vergleiche § 16 der Geschäftsordnung
der Reichsregiserung »

(8) Dis-e Vertretung des Staatssekretärs steht, wenn nichts anderes an-
geordnet ist, dem dienstältesten anwesenden Abteilungsleiter zu.

(4) Das Ministerium gliedert sich in Abteilungen unter je einem Ab-
teilungsleiter, die Abteilung in Referate. Referate soll-en in Unter-
abteilungen oder Gruppen nur dann zusammengefaßt werden, wenn es
diendstllich notwendig ist und es sich um mindestens je sechs Referate
han "e t.

§4
Verantwortung für den Geschäftsbetrieb nnd die

volle Beschäftigung der Kräfte

(1) Den Geschäftsbetrieb des Ministeriums leitet der Staatssekretär.
Der Vereins-achungsreferent ist ihm unmittelbar unterstellt Die Ab-
tesilungsleiter haben für die zweckmäßige Regelung und den glatten Gang
des Geschäftsbetriebs in ihrer Abteilung zu sorgen-.- Der Ministerial-
bürodirektor ist für die Regelung des gesamten Bürodienstes verant-
wortlich. Meinungsverschied-enheiten zwischen ihm und dem Abteilungs
leiter entscheidet der Staatssekrietär.
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fes Jede Arbeitskraft muss voll beschäftigt sein. Innerhalb der
Abteilung hat der Abteilungslseiter, innerhalb des gesamten Beiw-
dienstes auch »der Ministerialbiirodirektor hierfür zu sorgen» -Wer aus
längere Zeit nicht voll beschäftigt ist, hat dies mitzuteilen.

§ 5

Dienstaufsicht

Durch straffe Dienstaufsicht ist dafür zu sorgen, daß alle Angele-
genheiten ohne Nachteil fiir die sachliche Arbeit mit größter Beschleuni-
gung: erledigt werden. «

§ 6

Geschäftsverteilungsplan

Die Verteilung der Geschäfte auf die Abteilungen und Referate regelt
der »Geschäftsverteilungsplan«. In ihm sind die Arbeitsgebiete nach
sachlichen Gesichtspunkten klar und scharf abzugrenzen.
Dies ist die erste Voraussetzung für schnelle und
reibungslose Arbeit.

Abschnitt BE Lauf und geschäftliche Behandlung

der Eingänge

1. Allgemeines
F-

§ J

Alle Eingänge müssen so schnell wie möglich bis zum Bearbeiter durch-
laufen.

Z. Erste Behandlung der Eingänge

§ 8

Offnen und Auszeichnen der Eingänge

(1) Die Eingänge werden in einem Biiro, das als »Haitptbüro«
zu bezeichnen ist, geöffnet, mit dem Eingangsstempel versehen und auf-die
zuständige Abteilung oder Unterabteilung ausgezeichnet Je nach An-
ordnung werden sie zugleich näher ausgezeichnet aus

a)».- den Referenten oder

b) den ohne Registratur arbeitenden Expedienten oder ,

c)- das Teilgebiset einer geteilt arbeitenden Negistratur-·(§9Abs.2,
§10 Abs. 2 der Registraturordnung, Anhang A).
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(2) Solche genaueren Auszeichnungen durch das Hauptbüro sind in:

n-1ögli-chst weitem Umfang einzufuhren1).

(3) Wo nicht Uhrenstempel verwendet werden- soll aus dem« Eingangs--
stempel zu ersehen sem, ob die Sache am Bor- oder Nachmittag einge-
gangen ist.

(4) Dies Zahl der Anlagen wird ·an dem Hauptstück DIE-sichtlich ge-
macht. Anlagen von besonderer Bedeutung (Anstellungsurkunden, Akten

U. ä.).. werden hierbei nach ihrer Art aufgesuhrt. Fehlen Anlagen, aus«-die

verwiesen ist, so wird es vermer t.

(5) Sind Name oder Wohnung des Einsenders oder der Tag-des
Schreibens nicht»dseutltch erkennbar, so wird der Briefumschlag bei dem
Schriftstück belassen.

§ 9

Besondere Fälle

u. Geldfmdnngen

(1) Geld- und sonstige Wertsendungen gehen unmittelbar an die Kasse
nnd werden dort geöffnet. Für das Ministerium bestimmte Schriftstücke
lbeitet die Kasse mit einem Randvermerk unverzüglich an das..Haupt-
uro.

b. Eingänge für bestimmte Dienststellen

(2) Sendungen, die an eine bestimmte Stelle des Ministerium-Z ("·tasse,
Bücherei usw.) gerichtet oder mit dem Zusatz »zu Händen eines bestimm-
ten Beamtem versehen sind, sowie persönliche Schreiben werden« der
Stelle oder dem Beamten unmittelbar zugeleitet Gehört die Sache in-
den allgemeinen Geschäftsgang, so ist sie vom Empfänger mit dem Ver-
merk »GG« beschleunigt an das Hauptbüro zu leiten. Der zuständige·
Eingangsempfänger (§ 1.0) kann solche Eingänge unmittelbar in den Ge--
schäftsgang seiner Abteilung geben.

1) Wenn nicht die å)·tegist1·atur, sondern schon das Hauptbiiro --auf den Referenten
auszeichnet, so hat das den dreifachen Vorteil: 1. daß die ohnedies nötige Durchsicht-der
Sache im Hauptbüro mehr ausgenulzt wird, 2. dasz der Referent die Sachen (besonders
die zunächst höheren Eingangsempfängern vorgelegten) schneller erhält, als wenn sie noch-
iiber die Registratur gehen, Z. daß der Referent einfache Sachen sofort erledigen kann, be-
sonders wenn sie nur sz gehen, so daß die Vorarbeit in der Registratur, der Hin- und
Rückweg und vielfach auch die Eintragnng wegfallen. Hiernach ist die Auszeichnung auf
den Referenten durch das Hauptbüro besonders zu empfehlen. Früheingänge, die keinem
höheren Vorgesetzten vorgelegt werden, können unter Umständen ausgenommen bleiben,
wenn gesichert ist, dass sie dem Referenten rechtzeitig bearbeitet vorliegen (zu vergleichen
§ 10 Abs . 2).
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Z. Vorlage an den Eingaugsempfänger

§ 10

Eingangsempfänger

(1) Das Sanptbiiro legt die nachcid 8 von ihm bearbeiteten nnd in
Fächern mit entsprechenden Ausschriften gesammelten Eingänge nach jeder
Post, Sachen von besonderer Wichtigkeit und Dringlichkeit sofort, dem
Eingangsempfänger vor

(2) Dem Minister und dem Staatssekretär sind unmittelbar nur Ein-
gänge von besonderer Bedeutung und solche zuzuleiten, deren Vorlage
sie allgemein angeordnet haben im iibrigen ist Eingangsempfänger
soweit nicht anderes bestimmt wird,der zuständige Abteilungsleiter Zur
Beschleunigung des Geschaftsganges empfiehlt es sich jedoch, anzuordnen,
daß Eingänge in möglichst g1 o szem Umfange soglei eh dem
R es e r e n t e n als Eingangsempfaugei vorzulegen sind, sei es un-
mittelbar, sei es, wenn frühzeitige bearbeiteteJorslage gesichert ist, mittel-
bardurch die Registratur oder den registraturlos arbeitenden Expedienten
Der Eingangsempfänger ist dasiir verantwortlich, daß wichtige Eingänge
rechtzeitig zur Kenntnis der Vorgesetzten gelangen, wenn sie ihnen noch
nicht vorgelegen haben

.(8 ) Der Eingangsempfänger sieht die Eingänge beschleunigt v or Er-
ledigung der anderen Dienstgeschäfte durch und sorgt dafür, daß sie im
Behinderungssalle rechtzeitig von einem Vertreter durchgesehen werden
Er versieht, wenn er nicht zugleich der Referent ist, die Eingänge mit
seinem Sichtvermerk (Namenszeiihen oder Strich) im Eingangsstempel
Eingänge, die noch dem Minister vorgelegt werden sollen, bezeichnet er ——·
möglichst in der von ihm geführten Stiftsarbe (§ 12) —- rechts iiber dem
Eingangsstempel mit einem M, die noch dem Staatssekretär vorzulegen-
den mit einem St. Dieses Zeichen wird von dem Minister oder Staats-
sekretär nach Kenntnisnahme durchstrichen oder mit seinem Namens-
zeichen versehen.

(4) Vorlagen des Abteilungsleiters an den Minister gehen durch die
Hand des Staatssekretärs, Borlagen der Referenten durch die Hand-des
Abteilungsleiters und des Staatssekrwetärs

4. Persönliche Sendungen an den Minister und Stuntssekretär

§ 11
(1) Die unt-er der persönliche-n Anschrist des D)inisters eingehenden

Sen-dringen werden uneröffnet dem Minisierbiiro zugeleitet Ordnet der
Minister ihreWeitergabe in den Geschäftsgang an, so wird die Sache be-
schleunigt dem Hauptbiiro wieder zugeleitet und von diesem wie die
Iibrigen Eingänge dem zuständigen Eingangsempfänger vorgelegt, hat
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jedoch der Minister solche Eingänge mit einem Kreuz H—) oder einem
Ver-merk psersehsen oder zum Vortrag oder zur Rücksprache geschrieben,
so. geh-en sie vom Hauptbüro stets zunächst an den Staatssekretär und Ab-
teilungsleiter
« »(2) Entsprechendes gilt für die dem Staatssekretär vorgelegt-en, unter
seiner persönlich-en Anschrift eingehenden Schreiben, die er in den Ge-
schaftsgang gib-t. ·

5. Geschäftsgangsvermerke
§ 12

(1) Für Vermerke ist dem Minister der Grünstift, dem Staatssekretär
der Rotstift, den Abteilungsleitern (nicht den Unterabteilungsleitern) der
Blaustift vorbehalten. ·

(2) Es bedeuten:
Namenszeichen oder Strich :: Kenntnis genommen.
—;— qks :s: oder D = Schlußzeichnung der Verfügung durch

den Minister (—s), den Staatssekretär Ost-) oder Abteiluugsleiter
(:s: oder D) vorbehaltenz dieser Vorbehalt gilt nicht für Zwischen-
oerfügungen im Sinne des §51

V=zum Vortrag (sachliche Erörterung der Angelegenheit)..
R= Rücksprachetunlichst innerhalb dreier Tage (kurze Frage)..
A— kurze Auszeichnung über den Stand der Angelegenheit

(8) Kann ein Vortrag oder eine Rücksprache weg-en angespannter Ge-
schäftslage nicbt alsbald erledigt werden, so ist nötigenfalls unter Vor-
behalt des Vortrags sogleich der schriftliche Verfügungseutwurs oder eine
kurze Auszeichnung vorzulegen.

s. Weitergabe an den Referenten den Expedienten und die Registratur.
Negistraturorduung

§ 13
(1) Die Eingänge gehen vom Eingangsempfänger oder Vorgesetzten

G l ) an die Stelle, auf die das Hauptbüro auszeichnet (§ 8),· der
Eingangsempfänger erhält mit den Eingängen die zur Weiterlei.t1mg·er-
forderlichen Mappen vom Hauptbüro » ·

(2) Zeichnet das Hauptbüro aus den Referenten aus oder ist der
Referent selbst Eingangsempfänger, so leitet er die Sache an die Registra-
tur oder an den ohne Registratur arbeitenden Expedienten weiter ; dabei
kann er gleich in der Sache selbstversügsen, wenn er keiner Eiiorgänge
bedarf, namentlich wenn der Eingang nur zu den Akten genommen werden
soll o.dgl

(n) Das Nähere über die Registratur und über registratintlose Arbeit
ergibt die anliegsende Registraturordnung (Anhang As
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Abschnitt C. Sachliche Bearbeitung der Eingänge

1. Beachtung der Zuständigkeit

§ 14

Ergänzende Auszeichnung Rücksicht auf die
Bücherei

(1) Der Referent sorgt dafür, daß alle in Betracht kommen-den Stellen
bei der Bearbeitung der Eingänge beteiligt werden. Fehlende Auszeich-
nungen auf Mit-bearbeiter und beteiligte andere Abteilungen holt er nach.

(2) Eingänge, die für die Bücher-ei von Wert sein können, leitet er zu-
nächst ihrzur Kenntnis zu, damit sie nichts unnötig anschafft,· sie vermerkt
Titel und Herkunst und gibt die Sache dann sofort zurück (vgl. §5
Abs. 4 der Registraturordnung).

§15

Abgabe wegen Unzuständigkeit

(1) Hältder Referent nach dem Geschäftsverteilungsplan ein-en anderen
Bearbeiter derselben Abteilung für zuständig, so leitet er die Sache ihm
zu. Abgabe an eine andere Abteilung darf nur der Abteilungsleiter oder
ein zeichnungsberechtigter Referent (§ 50) verfügen; vorher ist festzustellen,
daß sie einverstanden ist.

(2) Hat die Sache der Rsegistratur oder dem ohne Registratur arbeiten-
den Expedientsen schon vorgelegen, so ist sie vor der Abgabe an- ein-en
anderen Referenten oder eine ander-e Abteilung wieder über »die- Re-
gistratur (den Expedienten) zu leiten. War die an eine andere Ab-
teilung abgegebene Sache schon eingetragen, so teilt die übernehmende
Stelle der abgebenden — gegebenenfalls auch dem Ministerbüro und
dem Hauptbüro — das neu-e Geschäftszieichen mit.

(3) Bei der Abgabe an eine andere Behörde ist dem Antragsteller,
wenn dies zweckmäßig erscheint, eine Abgabenachricht (Gemeinsames
Formblatt 1) zu geben. Die Sache geht zur Kanzlei durch die Registratur
oder den ohne Registratur arbeitenden Expedienten (§ 53 Abs. 2).. .

(4) Zur Abgabe Von Neueingängen an ein anderes, nach dem Inhalt
offenbar zuständiges Reichsrninisterium genügt es, daß ein zeichnungs-
berechtigter Beamter das zuständige Ministerium auf dem Eingang ver-
inerkt und darunter sein Namenszeiiben setzt, wobei nach Bedarf die Ver-
·i·iigung »Abgabenachricht« vorangestellt wird.
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2. Zeit der Erledigung Fristen Wiedervorlagen. Erinnern

§ 16

Sofort- und Eilsachen

«(1) Es ist ebenso wichtig, eine Sache rechtzeitig zu erledigen, wie sie-
richtig zu erledigen. «

(2) Sofortsachen sind 1.n«iverzüglich, Eilsachen vor den gewöhnlichen zu
bearbeiten. Es ist zu vermeiden, daß durch anfänglich verzögerte Be-
handlung am Ende besondere Beschleunigungsvermerke notwendig wer-
den. Diese sollen zur Entlastungdes Geschäftsbetriebs überhaupt nur-
wenig verwandt werden. Der Grund der Beschleunigung ist, wenn er-
sich nicht von selbst ergibt, möglichst anzugeben (z. B. Fr.istsache, Termin-
fache, Haushaltsaufstellung usw.). · "» · ·

(:-3) Eingänge über politisch-e Ereignisse, Pressemeldimgen und Mit-tei-
lungen an die Presse, ferner Schreiben des Reischspräsijdentenz deszeichss
fanzlers, des Reichstags und seiner Ausschüsse sind in, der Regel als-
dringlich zu behandeln. Zu beschleunigen ist ferner die Mitzeichnung von-
Entwürsen anderer Ministerien, Abteilungen oder Referenten.

(4) Soll ein Beschleunigungsvermerk in die Reinfchrift aufgenommen
werden, so ist ausdrücklich im Entwurf hinzuzufügen -«-s(auch in Rein--
sehrift)« ,« sonst gilt der Vermerk nur im inneren Dienst,

(5) Besonders eilige Entwürfe sind durch besonderen Boten weiter-
zugeben; der Referent muß die rechtzeitige Erledigung nötigenfalls selbst
überwachen. .

§ 17
Eingangsbestätigung und Zwischesnbescheid

Kann nicht in kurz-er Zeit geantwortet werden, so ist, wenn-es nachs-
den Umständen geboten erscheint, idem Einsend-er zunächst »ein-e »Eingangs-
bestätigung« oder ein »stischsenibescheiid« zu erteilen, und zwar, wenn
nicht anders verfügt wird, nach Gemeinsamem Form-Matt 2 und Z.

§ 18

Wiedervorlagen

(1) Um zweckloses Wiedervorlegen und Erinnern zu vermeiden, sind
Fristen ausreichend zu bemessen. Die bis zur Absendung
der Reinschrift verstreichende Zeit ist dabei zu berücksichtigen

(2-) Der Zweck der Wiedervorlage ist bei der Verfügung kenntlich zu
machen.

(:-3) Wiedervorlagen sind in der Regel auf den 10., 20. und 30. eines
! Tonats anzuordnen.
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§19

Erinnern

I(1) Wird verfiiigt -—-sersinn-ern«, so ist für das- Erinnerungsschreiben
slPostkartch im allgemeinen ein Vorsdruck nach Gemeinsam-ein Form-»
blatt4 zu benutzen. Vor Abgang sdser Erinnerung wird festgestellt, ob
das ausstehende Schreiben inzwischen eingegangen ist.

(2) Kann auf Erinnerung einer Behörde nicht sofort geantwortet
werden, so ist möglichst mitzuteilen, wann die Antwort erwartet wer-den
kann.

3.Weglegen. Sammeln. Zu den Akten

§20

Weglegen

Bei Schriftstücken von geringerer Bedeutung, die nicht notwendig in
den Akten verwahrt werden müssen, ist nicht »z. d. A.« (zu den Akten),
sondern »wegl.« (weglegen) zu verfügen. Um die Akten zu entlasten, ist
diese Verfügung möglichst viel zu verwenden. Uber die Behandlung der
««Weglegefsachen s. §21 der Registraturordnimg (Anhang A).

§21

Zur Sammlung
.-

Antworten auf Rundfragen usw. sind in der Regel nicht einzeln zu
erledigen, sondern zunächst »zur Sammlung-» zu schreiben. Die Samm-
lung wird vorgelegt, wenn sie vollständig ist oder die Wiedervo«rlage-
frist abgelaufen ist.

§22

Zuden Akten

(1) Schriftstücke, die nicht »wegzulegen« oder -s)zu sammeln« sind, sollen
so behandelt werden, daß sie möglichst bald zu den Akten kommen, indem
sie entweder sachlich erledigt oder »z. d. A.« geschrieben werden oder ihre
Wiedervorlage mit längerer Frist angeordnet win (zu vgl. 320 Abs. 2
der Registratintordmmg, Anhang A).

(2) Soll der Eingang von Akten, Anzeigen, Berichter Nachweisungen
u; ä überwacht werden, so ist dafür in der Regel keine besondere Wieder-
vorlage zu verfügen. Der Eingang wird durch den FiEistkalender büro-
mäßig überwachtz wenn nötig, kann ausdrücklich verfügt werden
Z d. A. Eingang (oder: Riiekgasbe) überwachen«..
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4. Urschriftliche Verfügung
§ 23

(1) Die urschriftliche Verfügung soll eine besondere Reinschrist über--
flüssig machen. Sie ist möglichst oft anzuwenden, namentlich wenn ders
Inhalt eines Schriftstückes für die Akten entbehrlich ist (zu vgl. §"3()).

(2) Die Unterform »Unter Rückerbittung« (U. R.) ist besonders bei-
Vorerhebungen und Rückfragen anzuwenden, die Unterform »Vor Ab-
gang vorzulegen« dann,.wenn andere Behörden an einem Entwurf be-
teiligt werden soll-en, die Unterform »zur Kenntnis vorzulegen« ioder
»vorzuzeigen bei ........ « (Vorzeig:eschreiben) dann, wenn eine Behörde
von einer Entscheidung nur Kenntnis nehmen und dies nur durch den.
Vermerkx »Geseh·en (Datum, Unterschrift)« bestätigen soll.

(3) Wenn nach Wiedereingang nichts mehr zu veranlassen ist, wird-
zugleich verfügt: »N. R. (= nach Rückkehr) z. d. A.« oder »N. R. weg-—-
legen«. . , .

5·. Entwurf
-a. Allgemeines. Abgeltützte Entwiirfe

.§» 24 "· , .-
E n--t wiu rk fund Re i n s ch risf t«

(1) Der Entwurf ist auf den« Eingang selbst oder einen besonderen
Bogen zu schreiben. Leere Blätter sind abzutrennen und zu verwerten,
halbe oder Viertelbogen zu verwenden, wo sie genügen.

(2) Die Reinschrift besorgt, wenn sie nicht zugleich mit dem Diktat
hergestellt oder vom Expedienten an Stelle eines Entwurfs vorgelegt-
wird (§§ 25,, 26), die Kanzlei (§ 54 und Anhang B).

§ "25
Diktate

(1) Für größere Entwurfe und solche, deren Reinschrift gleichzeitig
hergestellt werden kann, soll in weitem Umfange die Möglichkeit kurz-
schristlicher Aufnahme gewährt werden.

(2) Die kurzschriftliche Aufnahme ist, wenn voraussichtlich nichts ge-
ändert wird, gleich in die Reinschrift zu übertragen mit einem Durch--
schlag für die Akten. Kleine handschriftliche Verbesserungen in der Rein--
schrift können bei weniger wichtigen Schreiben an gleiche und nachgeord«
nete Behörden in Kauf genommen werden.

is) Von eiligen Fällen und umfangreichen Arbeiten abgesehen; sind-
Schreibkräfte erst heranzuziehen, wenn sich mehrere Sachen-angesammelt
haben. Bevor eine Schreibkrast gerufen wird, muß der Stoff so vorbe-
reitet sein, daß kein Aufenthalt im Diktieren eintritt. ,

(4) Für einzelne geringfügige Entwurfsarbeiten sollen Schreibkräfte
nicht in Anspruch genommen werden.
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§26

Vorlage der Reinschrift durch den Expedienten,
Ersatz des Entwurfs durch Aktenvermerk

Hat der Expedient einen Entwurf vorzulegen, der voraussichtlich
nicht geändert wird, so soll er bei einfachen Mitteilungen kurzen Inhalts
in der Regel den Entwurf gleich als Reinschrift schreiben und an Stelle
des Entwurfs einen kurzen Vermerk über den Inhalt zu den Akten
bring-en. Für Verbesserung-en gilt §25 Abs. 2" Satz 2.

§ 27

Anweisung zur büromäßigen Erledigung

»(1) Für einfache Fälle genügt vielfach an Stelle des Entwurfs eine
stichwortartige Anweisung an den Expedienten zur eigenen Erledigung,
z.- .

» Zeugnisse einfordern« ,
»übersenden nach Antrag«,
22ablehnen« (wenn es sich um regelmäßig wiederkehrende Formen

der Ablehnung in unwichtigen Angelegenheiten handelt).

(2·) Der Expedientführt die Verfügung selbständig aus. Das Schrei-
bin-i;·geht- ohne Unterschrift mit dem Amtsstempel hinaus, wenn- nichts
anderes angeordnet wird.

(8) Andere solche Anweisungen und die Art ihrer Ausführung sind
zwischen dein Referenten und dem Expedienten nach Bedarf zu verabreden.

d 28d

Anweisung zur kanzleimäßigen Erledigung
(1) Ist einFormblatt vorgesehen, so genügt an· Stelle des Entwurfs

vielfach-eine stichwortartige Anweisung an die» Kanzlei zur eigenen
Erledigung, z. B. «

»Abgabenachricht« (auszuführen nach G. F. 1),
»Eingang bestätigen« ( » » 2 ,
.»Zwischenbescheid« (»» » » Z -
» erinnern « ( » » » sil) ,
» Anlagen zurücksendeni-»1) s; » » » 5).

.(2) Das Schreiben geht ohne Unterschrift mit dem Amtsstempel hin-
aus, wenn nichts anderes angeordnet wird.

1) Diese Verfügung ist dann anzuwenden, wenn Schriftstiicke,«Zeitungsausschnitte,
Bücher usw. von einer amtlichen Stelle zur Kenntnis mit der Bitte um Riickgabe eingehen
und nichts besonderes zu bemerken ist.
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is 29

Forinblätter,Stempel

» (1) Für Anträge, Angaben, Mitteilungen, Reinschriften u. ä., die sich
pft wiederholen und regelmäßig dieselbe Form haben können, sind Vor-
drucke- oder Stempel zu verwenden. Stempel sind im Gebrauch billiger
als Vordrncke und besonders dann zu verwenden, wenn Eingänge
urschriftlich oder unter Rückerbittnng hinausgehen sollen. Sie müssen in
knappster Form alles Erforderliche enthalten.

(2) Wo neue Vordrucke oder Stempel nützen können, regt der Expedient
beim Referenten ihre Herstellung an. Dieser beteiligt den Vereinfachungs-
referenten.

(8) Den Referenten und Expedienteu ist sein Verzeichnis der für sie: in
Betracht kommenden Vordrutke auszuhändigen. « «

. § 80
Formblätter für Abgabe-n und U. R.-Sachen

. (1) Wenn ausnahmsweise über ein an eine andere Behörde abgege-
beuest Schreiben ein besonderer Vermerk bei den eigenen Akten bleiben
soll, kann das Gemeinsame Formblatt 6 verwandt werden1).

(2) Wenn ausnahmsweise über eine U.R. oder im Umlauf einge-
gangeiie Sache ein besonderer Vermerk bei den eigenen Akten bleiben soll,
txann das Gemeinsame Formblatt 7 verwandt-werden

b. Gestalt und Inhalt

« § 31

Muster-. K--o.-pfs .
.· -« (1) Als Anhalt für die äußere Gestalt eines nicht abgekürzten Entwurfs
dient das Muster Anlage 3.·- Auf der ersten und dritten Seite jedes
Blattes ist etwa das linke Drittel, auf der zweiteiciYund vierten Seite das
rechte Drittel für Änderungen und Zusätze freizulasseir E in 55 est-
rand muß stets frei bleiben.

(2) Entwurf und Reinschrift tragen am Kopfe auf der linken Seite die
Amtsbezeichnung des Ministers An ihre Stelle kann die Sachbezeichnung
des Ministeriums treten, wenn der zeichnende Beamte aus besonderen
Gründen das Schreiben persönlich halt-en will oder es sich bloß um eine
nebensächliche Mitteilung handelt. Büroschreibeu trag-en die Sach-
bezeichnung.

·- 1) In der Regel genügt dieEintragungauf der Ordnnngskarte oder Einsenderkarte,
vgl. Beispiel S. 89. —



Sachliche Bearbeitung der Eingänge 17

(3) Unmittelbar darunter steht das eigene Geschäftszeichen Soll der
Entwurf Schriftstücke mit verschiedenen Geschäftszeichen erledigen, so
wird er mit allen versehen. Das jüngste wird unterstrichen an
erster Stelle aufgeführt; es gilt für das abgehende Schreiben als maß-
gebend und wird in die Reinschrift allein eingesetzt Auf den verbundenen
Schriftstücken selbst ist zu vermerken: »Verbunden mit ..........

(4) Wird durch den Entwurf kein Eingang erledigt, so ist dies durch
den (in· die Reinschrift nicht aufzunehmenden) Zusatz »o V. « (ohne Vori-
gang) unter dem Geschäftszeichen zu kennzeichnen)

§32

Anschrift

(1) Die Anschrift ist — auf der linken Seite-— vollständig und genau
anzugeben, abgekürzte Anschriften sind nur zulässig, wo ihre Bedeutung
genau festgelegt ist (§§ 33,101).

(2) Die Anschrift bei Reichsministerien ist in der Regel persönlich zu
fassen (z. B »An den Herrn Reichsminister der Finanzen«, nicht »An
das Reichsfinanzministerium«). Beim Auswärtigen Amt ist, außer in
besonderen Fällen, die sachliche Bezeichnung üblich An einen einzelnen
Beamten mit Namensangabe sind Schreiben nur zu richten, wenn es sich
um eine persönliche Angelegenheit des Empfängers handelt oder besondere
Verhältnisse es erfordern. Soll das Schreiben nur von dem Empfänger
selbst geöffnet werden, so ist zu seinem Namen der Vermerk »Eigenhändig«
zu setzen.

§33

Bedeutung einzelner Anschriften

(1) Schreiben mit der Anschrift »An die Reichsminister« gehen außer
an die Minister ohne weiteres auch an den Reichskanzler, den Staats-
sekretär in der Reichskanzlei uznd das Büro des Reichspräsidenten (s An-
schriftenverzeichnis, Anlage 1)2)

(2) Schreiben mit der Anschrift »An die obersten Reichsbehördem
werden ferner zugestellt an den Rechniingshof des Deutschen Reichs nnd
den Direktor beim Reichstag ).

J) Das Zeichen »O. Be tritt einheitlich an die Stelle des vielfach üblichen »V.A. W.«.

2) Solange der Auftrag für den Reichssparkommissar dauert, sendet die Kanzlei die
Schreiben, die an sämtliche Reichsininister oder an sämtliche oberste Reichsbehörden ge-
richtet sind, ohne weiteres auch an den Reichssparkominissar, wenn nicht ausdrücklich anders
verfiigt ist. Im übrigen ist es Sache des Referenten, dafür zu sorgen, diiß alle Schreiben,
die unmittelbar oder mittelbar die Organisation der Reichsbehörden oder die Möglichkeit
von Vereinfachungen und Ersparniser beti.effen, auch dem Reichssparkominissar mitgeteilt
..werden

2 .
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(8) Die Mitteilung an das Reichsbaiikdirektorium und das Bürö des
Reichswirtschaftsrats veranlaßt, wenn nötig, das Reichswirtschafts-
ministerium, an die Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn-Gesell-
schaft das Reichsvserkehrsministerium Einladungen zu einer Sitzung, zu"
der die Deutsche Reichsbahn-Gesellfchaft zugezogen werden soll, sind jedoch
unmittelbar auch an ihre Hauptverwaltung zu senden. «

j42 Uber die Anschristen bei Schreiben an idie Landesregierungen und
-ministerien und die Vertretungen der Länder bei der Reichsregierung
vgl. §§ 100, 101, über den Verkehr mit nachgeordneten Behörden außer-
halb des eigenen Geschäftsbereichs vgl. §§ 98, 99.

§34
Bezugs-formel, Gegenstand

(1) Im Wortlaut des Schreibens sind besondere Eingangssormeln zu
vermeiden. Zum Hinweis auf das veranlassende Schriftstück dient in
der Regel ein besonderer Kopsvermerkz »Auf das Schreiben vom ......

Nr. ..... « , oder kürzer: »Zu Nr. ...... vom .......... -.«.
(2) Bei Schreiben an Behörden oder nachgeordnete Stellen, namentlich

auch bei Erinnerungen, ist ferner stets der behandelte
Gegenstand in Stichworten(Betrisft: .......... ) zu be--
zeichnen.

§ 35
Kanzleireife

(1) Der Entwurf muß so gefaßt sein, daß die Kanzlei ihn nur abzu-
schreiben braucht. Die Fassung darf ihr auch in nebensächlichen Dingen
(z. B. Abschrift von Bleivermerken) nicht überlassen werden. Auf deut-
liche Schrift ist hinzuwirken. Im Entwurf dürfen Abkürzungen ange-
wendet werden, soweit sie für die einzelnen Arbeitsgebiete üblich und für
die Kanzlei ohne weiteres verständlich sind; Abkürzungen, die nicht amt--
lich festgelegt sind, werden in der Reinschrift ausgeschrieben (Kanzlei--
ordnung § 6).

(2) Jst die Reinschrift besonders schwierig, z. B. nach stark verbesserten
Entwürfen, so empfiehlt es sich, auf dem Entwurf zu verfügen: »Nein--
schrift dem Referenten zur Durchsicht«. Gesetzesausfertigiingen werden
stets zur Durch-ficht vorgelegt (§ 54).

§36
Sprache

(1) Was gesagt wird, soll klar, erschöpfend, aber nicht weitschweistg
gesagt werden. Auf eine gedrängte, dem Empfänger leicht verständliche-
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Darstellung in einwandsreier, einfacher Sprache ist besonderer Wert zu
legen.d Die Kürze darf nicht zur Schroffheit führen. Zu vermeiden sind
beson ers

unberechtigte Fremdwörter und veraltete Kanzleiausdrücke,
das Häuer von Hauptwörtern, namentlich solchen auf »ung-»
die Ausdrücke »erfolgt« usw. an Stelle des einfachen passiven, besser

noch aktiven Satzes,
lange und ungegliederte Sätze, .
alle überflüssigen Wörter, die das Verständnis nur erschweren.

(2) Die Schreibweise richtet sich nach den amtlichen Regeln für die
deutsche Rechtschreibung Für mathematische Zeichen, Maß- und Münz-
einheiten gilt Anlage 4 der Kanzleiordnung (Anhang B).

(8) Jeder in das Ministerium neu eintretende Referent und Expedient
erhält auf angemessene Zeit Grundzüge für guten deutschien Sprach-
gebrauch im Schriftverkehr der Behörden.

§ 37
Anführung von Rechtsquellen

(1) Gesetze sind mit Uberschrift, Tag der Ausfertigung und -——— in
Klammern —- Gesetzblattseite anzuführen; bei der Reichsverfassung und-
den großen "I-ustizgrun-dsg-esetzen, ausnahmsweise auch bei anderen dem-
Empfänger offenbar bekannt-en größeren Gesetzen können Tag und Seite
wegbleiben. .

(2) »Resichsgesetzbl.« kann —- außer in Gesetzen (GGO II §32) — ab-
gekürzt werden »RGBI.«, z. B. RGBL I S. 264. -

§38

Anreden und Höflichkeitsformen

(1) Im dienstlichen Schriftverkehr sind Anreden, die einen Geburts-
unterschied ausdrücken, wie »Eure Hochwohlgeboren«, »Eure Hoch-
geboreii« iisw., im allgemeinen zu vermeideii,« es ist statt dessen in der
Regel das Wort »Sie« usw., bei persönlichen Schreiben unter Umstän-
den die dienstliche Anrede zu gebrauchen. Auch im Schriftverkehr der
Behörden, besonders der Ministerien untereinander, ist in der Regel
ohne besondere Anrede das einfache »Sie« (»Ihr Schreiben« usw.) nnd
für den Absender das einfache »ich« (»mein Schreiben« usw.) zu· ver--
wenden; für den Absender ist jedoch die sachliche, das »ich« vermeidende
Form vielfach vorzuziehen, besonders wenn weder der Minister noch der
Staatssekretär oder Abteilungsleiter zeichnet.

(2) Die Wsörter ))l)iesig« und ))dortig«, »diesseits« Und »dvrtseits«
sind zu vermeiden.

(n) Von umständlichen Höflichkeitssormeln ist abzusehen.
i) —:-
«
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(4) Schreiben an übergeordnete Stellen werden als »Berichte«, an
gleichgestellte als »Schreiben«, an nachgeordnete als »Erlasse« oder »Ver-
fügungem bezeichnet.

§39

Anlagen

(1) Auf Anlagen ist hinzuweisen, ihre Zahl iinsd nötigenfalls die Art
muß über einem links neben dem Inhalt zu setzenden Anlagestrich im Ent-
wurf angegeben und so genau bezeichnet werden (z. B. durch Zeichen auf
den Anlagen), daß Zweifel nicht entstehen können.

(2) Wenn Fragebogen an Behörden, Firmen oder Verbände über-sandt
werden, ist möglichst ein Doppel für den Empfänger beizufügen

§40
Vermerk über Postgebühren

(i) Wenn nichts vernierkt ist, wird postgebührenfrei abgeschickt. Post-
gebührenfrei sind zu senden:

1. glle an Reichs-, Landes- und Gemeindebehörden gerichteten Sen-
ungen

2. an Privatpersonen gerichtete Antworten, die nicht überwiegend ini
persönlichen Interesse des Anfragenden liegen.

(2) dMit dem Vermerk »Gebührenpflichtige Disenstsachee sind nicht frei
zu sen en:

1. zurückgehende Muster, Warenproben nnd dergleichen,
2. Antworten auf Angebo-te, Beschäftigiingsgesuche (außer von Ver-

sorgungsberechtigten und Wartestandsbeamten), Anpreisungen usw.,
die für das Ministerium nicht in Frage kommen,

Z. Antworten auf Anträge, die überwiegend im Interesse des Antrag-
stellers gestellt sind oder mit deren Bewilligung für den Antrag-
steller Vorteile verbunden sind.

(:-3) Reichen beigefügte Postwertzeichen nicht aus, so werden sie der
Antwort beigelegt und diese als »gebühreiipflichtige Dienstsache« gesandt.
Wird nicht geantwortet, so werden die Wertzeichen in der Kanzlei jahres-
weise gesammelt und nach Ablauf des nächsten Kalenderjahres, wenn sie
nicht abgeholt sind, dienstlich verwendet

§41
Beteiligung

Bei jedem Schreiben ist sorgfältig darauf zu achten, daß vor der Ab-
sendung alle Stellen beteiligt werden, die vorher beteiligt werden müssen
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(§§ 58, 59). Beteiligten Referaten und Abteilungen ist der Entwurf in
der Regel zur Mitzeichnung vorzulegen; beteiligten obersten Reichs-
behörden ist er, wenn ihr Einverständnis nicht bereits eingeholt oder auf
anderem Wege schneller zu erzielen ist, vor Abgang zur Erklärung des
Einverständnisses oder zur Kenntnis vorzulegen.

§42
Abschriftenmitteilung Ubersendungsgrund

(1) Schreiben, die auch für andere Reichsministerien oder für alle oder
einzelne Landesregierungen wichtig sind, sollen ihnen abschriftlich mit-
geteilt werden,« vor der Mitteilung an Landesregierungen ist zu prüfen,
ob zunächst eine einheitliche Stellung der Reichsregierung herbeizuführen
ist (vgl. §59). Wegen der Anschristen vgl. §§ 32, 100 101, wegen der
Vermeidung unnötiger Abschriften §§ 55, 56.

(2) Gehen Schreiben an mehrere Stellen, so ist in der Anschrift oder im
Wortlaut ersichtlich zu machen, wer sie erhalten hat.

(8) Am Kopf des Schreibens können bei der Anschrift die Anschriften
der Stellen, die es abschriftlich zur Kenntnis erhalten, mit dem Zusatz
»nachrichtlich« oder »zur Kenntnis« aufgeführt werdens in alle Rein-:
schriften wird dies übernommen; die Anschrift, an die das einzelne
Schreiben abgeht, wird in der Reinschrift unterstrichen (vgl. Anlage 3
und Anhang B Anlage B).

(4) Werden Eingänge oder Abschriften anderen Behörden zugeleitet,·so
ist stets zu sagen, ob es »zur Kenntnis« (»nachrichtlich«) oder »znr
weiteren Veranlassung« (»zuständigkeitshalber«) oder aus welch-en sonsti-
gen Gründen geschieht. §

· 43
Einfordern von Berichten und Auskünften

(1) Sollen Bericht-e nachgeordneter Stellen ein-gefordert werden, z. B.
um Entscheidungen vorzubereiten, so sind in der Regel nicht sämtliche,
sondern nur einzelne ausgewählte Stelle-n zum Bericht
aufzufordern, wenn nicht aus besonderen Gründen sämtliche erfaßt
werden müssen. Der Erlaß und die darauf eingehenden Berichte sind
als »Sammelsache« zu behandeln (§ 21).

(2) Auch wenn sdkie anderen- obersten Reichsbehörden oder die Landes-
regierungen um Auskünfte ersucht werd-en sollen, genügt es vielfach, nur
einige zu fragen.

(8) Fehlanzeige ist auf eingehen-de Rundfragen nur zu sen-den, wenn
besonders darum ersucht ist.

(4) Trägt eine Anfrage den Vermerk »Sammelsach-e«, so ist der gleiche
Vermerk auf die Antwort zu setzen.



22 Sachliche Bearbeitung der Eingänge

§44

Antworten an Privatpersonen

(1) Es ist im allgemeinen nicht Aufgabe der Ministerien, Privat-
personen Auskünfte in Rechtsfragen zu geben oder mit ihn-en in
Meinungsaustausch über Vorschläge einzutreten Solche Vorschläge stnsd
zwar sorgfältig zu prüfen und zu bsesarbesiten, werden aber in der Regel
hiernach einer auf die Sache eingehen-den Antwort nicht bedürfen

(2) Ablehnende Befcheide auf Anträge, Beschwerden und sonstige Ein-
gaben sind in der Regel kurz zu begründen.

c. Zeichnung der Entwürfe

§45
VorlagezurZeichnung

(1) Der Expedient versieht seine Entwürfe am Schlusse des Schreiben-s
unten rechts mit Namenszeichen und Tag und legt sie deni Referenten
vor, der sie nach Bearbeitung zeichnet und, wenn nötig (§§ 46 ff.), an die
sonst zu beteiligen-den Stellen weiterleitet.

(2) An der Stelle, wo abschließend zu zeichnen ist, muß »z. U.« (= zur
Unterschrift) zugefügt werden, wenn die Reinschrift eigenhändig unter-
zeichnet werden soll; andernfalls geht sie, von bestimmten Ausnahmen ab-
gesehen gKanzleiordnung Anhang B, §8), nur mit beglaubigter Unter-
schrift a .

(8) Die Stelle, wo in der Reinfchrift der Name des Ministers stehen
foll, ist in dem Entwurf durch den Vermerk

» Min. «
zu bezeichnen.

(4) Die für den Minister bestimmten Entwürfe laufen bei dem Abtei-
lungsleiter und Staatsfekretär durch. Mit dem Entwurf sind in der
Regel nur die zum Verständnis unbedingt erforder-
li ch en V o r g ä n g e , die der Bearbeiter zu bezeichnen hat, vorzulegen
Meist wird ein-e kurze Auszeichnung am Rande oder Schlusse des Ent-
wurfs die Beilage von mehr als einem Vorgang entbehrlich machen.
Solche Vermerke sind zur Erläuterung und zum Hinweis auf wichtige
5Punkte auch sonst zu empfehlen Aus mehreren Blättern bestehende
Entwürfe sind vorher zu heften,« die dazugehörigen Stücke sind anzu-
klammern.

(5) Auf Ubersichtlichkeit und leicht-e Lesbarkeit
der-Vorlage für den Minister undStaatsfekretär
und ihrer Beilagen ist größter Wert zu legen:
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§ 46
Mitzeichnung

(1) Beteiligte Abteilungen und Referate zeichnen die Entwürfe mit.
Dazu werden am Schlusse des Entwurfs verschiedene Spalten vorgesehen,

I. V.
ll IIl I

(2) Die federführende Abteilung steht am weitestenr e ch t s ; andernfalls
ist unter der Zahl hinzuzufügen »federführend«. Ihr Leiter zeichnet in
der Regel zuerst. Kann ausnahmsweise eine dringende Sache den Be-
teiligten nicht zur Mitzeichnung vorgelegt werden, so hat der Bearbeiter
sie ihnen nach Abgang zuzuleiten.

(8) Ist ein anderes Ministerium beteiligt und muß sein Einverständ-
nis mit dem Inhalt oder der Fassung des Entwurfs noch festgestellt
werden, so erhält der Entwurf, wenn fernmündlichse Verständigung o. dgl.
nicht genügt, auf der ersten Seite den Vermerk: »Vor Abgang im

Ministerium zur Erklärung des Einverständnisses (oder zur Kennt-
nis) vorzuleg-en«. Soll das Ministerium später Abschrift erhalten, so
wird hinzugefügt: » Abschrift -dort·.hin«.

(4) Als gemeinschaftliche-s Schreiben mehrerer Ministerien geht ein
Schreiben nur ausnahmsweise aus besonderen Grün-den heraus. In
diesem Fall stehen am Kopf die Amtsbezeichnungen der mitzeichnenden
Minister, vor-an die des federführenden, mit den Geschäftszeichen

§ 47

Zeichnung durch den Minister
(1) Soweit nichts anderes bestimmt wird, zeichnet der Minister ab-

schließend: ,

..1.. Schreiben, über die ihm Vortrag gehalten ist oder der-en Zeichnung
er sich durch allgem-eine Anordnung oder durch ein Kreuz vorbehalten
hat-«

2. Vorlagen oder wichtige Mitteilungen an den Reichspräsideiitew die
Reichsregierung,· den Reichskanzler, den Reichstag, den Reichsrat
und den Reichswirtschaftsrat, soweit deren Zeichnung nicht dem
Staatsfekretär übertragen ist;

Z. Verfügungen von grundsätzlicher politischer Bedeutung;
-«;-.l Anstellungs-, Entlassuiigs- und Verleihungsurkunden.
(2) Zur G e g e n z e ich n u n g von Anordnungen ..-und Verfügungen

des Reichsprästdenten, besonders also bei der Ausfertigung von Gesetzen,
Anstellungsurkunden usw., die der Reichsprästsdent vollziehen soll, ist stets
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die persönliche Unterschrift des Ministers, oder wenn er verhindert ist, die
eines anderen Reichsministers oder des Reichskanzlers einzuholen Ein
Staatsfekretär, den der Reichspräsident mit der Wahrnehmung der Ge-
schäfte eines Reichsministers betraut hat, kann selbst gegenzeichnen (§ 16
Abs 3 der Geschäftsordnung der Reichsregierung)

M(8) Zeichnet für den Minister ein anderer Minister, so gilt folgendes
« uster:

»Für den« Reichsminister des Innern

Der Reichsminister der Justiz

Name«.

Wer mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Ministers durch Erlaß
des Reichspräsidenten besonders beauftragt ist, zeichnet nach folgendem
Muster:

»Der Reichsminister des Innern1)

Mit Wahrnehmung der Geschäfte beauftragt

« Name

Reichskanzler (Reichsminister der Instiz, Staatssekretämz

(4) Tritt einMinister zurück, so zeichnet er, solange er die Geschäfte
weiterführt, ohne einen besonderen Zusatz über die Weiterführung der
Geschäfte. »

(a) Bei der Gegenzeichnung von Anstellungs-, Entlassungs- und Ver-
leihungsurkunden, die der Reichspräsident vollzieht, bleibt der Vermerk
über die Amtsstellung, Vertretung usw des Gegenzeichnenden weg (ng
§ 10 Abs 2 der Kanzleiordnung)

§ 48
Zeichnungdurch den Staatsfekretär

Der Staatsfekretär zeichnet alle Entwürfe mit, die dem Minister zur
abschließenden Zeichnung vorgelegt werden. Er selbst zeichnetin der Regel
abschließend (»In Vertretung((., im Entwurf abgekürzt »I. V «):

«1. Schreiben, der-en Zeichnung er sich durch allgemeine Anordnung oder
durch ein Doppelkreuz vorbehalten hat,

2. Beiträge zu den tabellarischen Antworten auf die Entschließungen
des Reichstags und die zur Berücksichtigung überwiesenen Peti-
tionen unbeschadet der sachlichen Entscheidung des Mini«sters,«

. besonders wichtige Entwürfe, soweit ste nicht der Minister selbst
zeichnet (ng z: B §47Nr; 2-.«)

1) DieseWorte können fortsallen, wenn sie schon ani Kosfe des Schreibens stehen

U
s
)
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§ 49
Zeichnung durch den Abteilungsleiter

(1) Der Abteilungsleiter zeichnet alle Entwürfe mit, die dem Staats-
sekretär oder dem Minister zur abschließenden Zeichnung vorgelegt werden«
Er zeichnet im übrigen abschließend (»Jm Auftrag«, im Entwurf ab-
gekürzt »I. A.«) dise nicht von höheren Stellen zu zeichnenden wichtigeren
Schreiben der Abteilung, besonders die, bei denen er sich dies durch all-
gemeine Anordnung oder durch das Zeichen Ir- oder D vorbehalten hat.

(2) »Ein Vertretung des Staatssekretärs« zeichnet ein Abteilungsleiter
dann, wenn er den abwesenden Staatsfekretär vertritt und es sich um eine
sonst von diesem zu zieichnende Sache handelt.

§ 50
Zeichnung durch den Referenten

(1) Referenten sind außer in den Fällen des §51 zur Zeichnung »Im
Auftrag« (»I. A.«) nur ermächtigt, soweit ihnen ein Zeichnungsrecht
ausdrücklich verliehen worden ist, Wird gegen Bescheide, die ab-
schließend ein Referent gezeichnet hat, Beschwerde oder sonstige Gegen-
vorstellung erhoben, so soll den hierauf ergehenden Bescheid mindestens
der Abteilungsleiter oder Unterabteilungsleiter zeichnen

(2) Schreiben an das Büro des Reichspräsidenten, die Reichskanzlei
und die an der Gesetzgebung beteiligten Körperschaften sollen in der Regel
auch in weniger wichtigen Fällen mindestens von einem Abteilungsleiter
gezeichnet werden.

§ 51
Zwischenverfügungen

(1) Zwischenverfügungen, die ohne zur- Sache Stellung zu nehmen,
nur Vorfragen klären sollen, können, wenn Zweifel nicht bestehen und
nichtsanderes angeordnet ist, vom Referenten, Zwischenverfügsungen rein
büromäßiger Art (Rückfragen von Büro zu Büro) auch vom Expe-
dienten gezeichnet oder unterstempelt werden. Sie sind als solche durch die
(in die Reinschrift nicht aufzunehmende) LIberschrift »Zw. V.« zu kenn-
zeichnen.

(2) § 50 Abs. 2 ist zu beachten.

§ 52
Kassenanweisnngen

Zur Zeichnung von Kassenanweisungen sind außer dem Minister und-
Staatssekretär nur die hierzu besonders ermächtigten Abteilungsleiter
und Referenten befugt.
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d. Nejnschrift und Absendung

§ 53

Zuleitung an die Kanzlei.

(1) Abschließend gezeichnete Entwürfe gehen an die Kanzlei, und zwar,
soweit nicht aus zwingenden Gründen etwas anderes vorgeschrieben wird,
u n mi t t el b a r. Beilisegsende Akten sind vorher asbzustrennem wenn
nichts daraus abgeschrieben wer-den soll.

(2) Die Sache ist jedoch an die Kanzlei nicht unmittelbar, sondern
durch die Registratur1) zu leiten,
a) wenn sie der Registratur noch nicht vorgelegen hat, "z.B. bei

Schreiben ohne Vorgang (§ 31 Abs.4), oder wenn das Geschäfts-
zeichen geändert wird,

b) wenn der Eingang oder andre Aktenstückeim Urstück abgegeben oder
u. R. beigefügt werden sollen, .

c) wenn noch andere Abteilungen oder Behörden initzeichnen müssen,

In eiligen Fällen dieser Art ist die Registratur nachträglich in
Kenntnis zu setzen.

§54
Behandlung in der Kanzlei. Vergleichung der

Reinschrift durch den Referenten.

(1) Die Behandlung in der Kanzlei und die Absendung regelt die
Kanzleiordnung (Anhang B).

(2) G es e tz e s a n s f e r t i g u n g en , die dem Reichspräsidenten zur
Unterschrift oder der Reichsdruckerei zum Satz übersandt werden
(GGO. 11 § 54), hat auch der Referent selbst in der Reinschrift Wort für
Wort auf Genauigkeit zu prüfen; er ist neben den Kanzleibeamten
(Kanzleiordnung §7) für die Genauigkeit verantwortlich Wegen der
Durchsicht in anderen Fällen auf besondere Verfügung vgl. § 35 Abs. 2.

S. Vermeidung unnötiger Abschriften Amtgblätter

§ 55

Allgemeines

(1) Es ist darauf zu achten, daß weder im eigenen Ministerium noch bei
anderen Behörden Abschriften erforderlich werden, die sich durch eine

1) An die Stelle der Registratur tritt gegebenenfalls der ohne Registratur arbeitende-
Expedient
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andere Art der Verfügung, besonders durch Bekanntgabe in den Amts-
llolättern oder durch gleichzeitige Diirchschläge oder Abdrucke vermeiden
assen

(2) Größere Zeitungsausschnitte sollen nicht abgeschrieben werden,
wenn die Zeitung selbst beschafft werden kann

§56

Beifügung mehrerer Abdrücke. Umlauf von
Abdrücken

(1) Die Ministerien stellen zum 1 April jedes Jahres fest, wieviel
Abdrucke eines Schreibens aus den einzelnen Arbeitsgebieten die anderen
Ministerien regelmäßig benötigen So viele Abdrucke legt die Kanzlei
Rundschreiben und auf Verabredung auch Einzelschreiben ohne weiteres
bei, wenn sich nicht aus dem Inhalt des Schreibens ergibt, daß offenbar
nur« ein Abdruck nötig ist oder der Referent ausdrücklich verfügt hat
ein Abdruck genügt«. Ein Abdruck genügt in der Regel dann, wenn
es sich um ein Schreiben in einer den Behördenbetrieb nicht betreffenden
sachlichen Einzelfrage eines Referates handelt Im Zweifel fragt die
Kanzlei bei dem Referenten an.

(2) Sollen Schreiben allen Beamten des Ministeriums zur Kenntnis
kommen, so werden sie in der Regel nicht jedem Beamten besonders,
sondern, wenn nicht der Umlauf eines einzigen Abdrucks im ganzen
Ministerium genügt, in je einem Abdruck jedem Abteilungsleiter zum
Umlauf in seinem Geschäftsbereich (gegebenenfalls einschließlich Expe-
dienten und Registratur sder Abteilung) und dem Büro-direktor zum
Ums-lan im übrigen (Hauptbüro, Ministerbüro, Kanzlei usw.) zugestellt

(8) Mitteilung-en und Verfügungen können auch in regelmäßigen Zeit-
abständen durch ein Hausblatt des Ministeriums bekanntgemacht werden,
das in einigen Abdruck-en umläiift

§ 57
Ausnutzung der Amtsblätter

(1) Wo besondere Amtsblätter bestehen, sind allgemeine Erlasse an
nachgeordnete Stellen grundsätzlich statt durch umgedruckte Schreiben
durch das Amtsblatt bekanntzumachen, wo dies dem Zweck genügt und
billiger ist. Der Erlaß wird nur so bekanntgemacht, wenn nicht ausdrück-
lich etwas anderes verfügt ist (»n·icht in das Amtsblatt« oder »durch
Schreiben« oder »auch durch Schreib-).en«

(2) Verfügungen und Erlasse, die in einem Amtsblatt veröffentlicht
sind, sollen nicht abschriftlich in Umlauf gesetzt werden
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·(8) Die Ministerien stellen regelmäßig fest, wieviel Stücke des Amts-
blatts oder Abdrucke von Erlassen die eigenen nachgeordneten Behörden
regelmäßig benötigen und stellen danach die Verteilungspläne aus«

7. Zusammenarbeit Beteiligung der- Neichsratg. Beteiligung
Auszenstehender

§ 58
Beteiligung innerhalb der Reichsbehörden

(1) Referenten, Abteilung-en und Ministerien sollen hilfsbereit zu-
sammenarbeiten Zusammenarbeit nützt dem Staat, Gegeneinanderarbeit
schädigt ihn.

(2) Beteiligte Referenten, Abteilungen und oberste Reichsbehörden sind
möglichst schon bei den der Entscheidung voraufgehenden Erwägungen
und Feststellungen zuzuziehen. Verständigungen sind auf dem kürzesten
Wege herbeizuführen; ein Schriftwechsel innerhalb des Ministeriums ist
zu vermeiden.

(8) Bei allen Maßnahmen, die sogleich oder später Reichsmittel er-
fordern oder erfordern können, ist der Haushaltsreferent zu beteiligen,
bevor die Ausgabe entsteht, eine Zusage gemacht, eine Zuwendung in
Aussicht gestellt oder Mittel angefordert werden. Ebenso ist bei Ein-
nahmen (Verkauf entbehrlich gewordener Gegenstände, Vereinbarung von
Beitragsleistungen anderer usw.) stets der Haushaltsreferent rechtzeitig
zuzuziehen. Der Haushaltsreferent ist dafür verantwortlich, daß das
Reichsfinanzministeriuin vorschriftsmäßig zugezogen wird.

§ 59
Beteiligung des Reichsrats

(1) Bei- der Bearbeitung aller Angelegenheiten ist zu beachten, daß nach
Artikel 67 der Reichsverfassung die Reichsministerien

1. den Reichsrat über die Führung der Reichsgeschäfte auf dem
laufend-en halten sollen,

2. zu den Beratungen über wichtige Gegenstände die zuständigen Aus-
schüsse des Reichsrats zuziehen sollen.

(2) Auch wenn der Reichsrat hiernach im Einzelfall seinen verfassungs--
mäßigen Anspruch auf Zuziehung nicht hat, wird er bei wichtigen Ent-
scheidungen in der äußeren oder inneren Politik möglichst vorher
beteiligt. War dies nicht möglich, so wird er hinterher möglichst sofort
und vor der allgemeinen Bekanntgabe b·enachrichtigt.

(8) Je nach der Sachlage werden besondere Mitteilungen oder Ab-
schriften der in Frage kommend-en Schreiben »an die Landesregierungen
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und die Vertretungen der Länder bei der Reichsregierung« (§§ 100, 101)
oder »an die Herren Mitglieder des . . . Reichsratsausschussese (§ 10U
gesandt, oder die Angelegenheit wird in Gegenwart der zuständigen Aus-
schüsse des Reichsrats oder in besonderen Sitzungen mit ihnen erörtert.

(4) Sind in wesentlichen Punkten die obersten Reichsbehöriden unter-
einander noch nicht einig oder ist mit abweichenden Meinungen unter ihnen
zu rechnen, so soll ein Reichsministerium, bevor es die Landesregierungen
oder Reichsratsausschüsse beteiligt, feststellen, ob von den in Frage
kommenden obersten Reichsbehörden Widerspruch dagegen erhoben wird,
daßddie Länder vor Austragung der Meinungsverschiedenheit beteiligt
jweri en.

§60
Beteiligung von Privatpersonen, Sachver-

ständigen usw.

(1) Bevor Fragen von grundsätzlich-er Bedeutung mit Privatpersonen-h
Sachverständigen, Fachkreisen usw. erörtert werden, hat ldie zuständige
Abteilung eine einheitliche Stellung des Ministeriums und der beteiligten
anderen Ministerien über die Art, in der erörtert werden soll, und über
die dabei für die Regierung einzunehmende Stellung herbeizuführen

(2) Wegen des Verkehrs mit Fach- und Berufsverbänden vgl. § 110.

8. Sitzungen

§61

Ort der Sitzungen

(1) Ehe Sitzungen anberaumt werden, ist der Sitzungssaal zu sichern;
dabei ist dem Hauptbüro oder der sonst dafür bestimmten Stelle zugleich
der Gegenstand der Sitzung anzugeben. Ebenso ist die Aufhebung einer
Sitzung sofort mitzuteilen.

(2) Besprechungen der Reichsministerien außerhalb Berlins, an denen
keine Vertreter der Länder beteiligt sind, werden grundsätzlich in dem
Raum einer Reichsbehörde abgehalten. Verfügt keine dem federführen-
den Ministerium unterstellte Behörde am Orte über geeignete Räume, so
sind der Präsident des Landessinanzamts oder das Finanzamt darum zu
ersuchenj unter Umständen stehen auch die Diensträume der Oberpost-
direktionen, Versorgungsbehörden usw. zur Verfügung Sind Länder
beteiligt, so ist von Fall zu Fall zu entscheiden, ob wegen der Bereit-
stellung eines Sitzungsraumes mit der Landesregierung in Verbindung
getreten werden soll.
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(»8) Bei Sitzungen in bayrischen Orten ist wegen der Vertretung der
Reichsregierung in München § 102 Abs. 2 zu beachten

§ 62
Einladungen und Unterlagen

» (1) Einladungen an Behördenvertreter sind in der Regel an die Be-
horde zu richten. Wird der Eile halber der Referent auch unmittelbar-
benachrichtigt, so ist dies in der Einladung an die Behörde zu vermerken.»
Beteiligte Abteilungen des eigenen Ministeriums sind ebenfalls einzu-
laden. Die msiteingseladenen Stellen sind zu bezeichnen. Wegen unmittel-
barer Ladung der Deutsch-en Reichsbah-n-Gesellschaft vgl. §33 Abs. 3
Satz 2. «

(2) Die Einladungsfrsisten sind nicht zu kurz zu bemessen. Ubser lden-.
Sitzungstermin ist zur Vermeidung zeitraubenden Schriftwechsels schon
vor der schriftlichen Einladung unter den hauptbeteiligten Stellen münd-
liche oder fernmündliche Verständigung herbeizuführen-

T,(8) »Die Expedientensphalten Listen ider Bserufs"v-ereinigungen usw. be--
reit,·d die aus bestimmten Sachgebieten zu Sitzungen regelmäßig eingeladen-.
wer en: « « -

l(4) Sitzung-en über verwandte Gegenstände- sind möglichst zusammen--
zu egen. · -· - -.

(5) Die Sitzungsunterlagen sind den Teilnehmern frühzeitig vor der·
Sitzung, spätestens aber mit der Einladung zuzusenden.

(6) Bei der Einladung ist der Gegenst-and sdser Beratung so sorgfältig
zu bezeichnen, daß die Teilnehmer bestimmte Weisungen einholen können
und daß sie nicht in der Sitzung vor Fragen gestellt werden, auf die sie-
fich nicht haben vorbereiten können. Die zu behandelnden Fragen sind-
iriöglichst einzeln auszuführen

563
Beginn der Sitzungen

(1) Die Sitzungen beginnen pünktlich zu dem im Einladungsschreiben
festgesetzten Zeitpunkt Sie sollen im Winterhalbjahr in der Regel nicht
vor 10 Uhr vormittags, im Sommerhalbjahr nicht vor 91X2 Uhr vor-—-
mittags anfangen. Die späten Rachmittagsstunden und die Sonnabend-
nachmittage sollen in der Regel sitz-ungsfrei bleiben.

(2) Sitzungen mit auswärtigen Regierungsvertretern sollen in der
Regel um 10 Uhr vormittags beginnen. Wenn sie voraussichtlich längere
Zeit in Anspruch nehmen, ist schon bei Auswahl des Tages darauf Rück-
sicht zu nehmen, daß sie unter Umständen am folgenden Tage fortgesetzt
werden können. "
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564

Liberwachung der Sitzungen

(1) Der federführende Referent trägt die Verantwortung dafür,
daß an der Sitzung keine Unberufenen teilnehmen Unbekannte müssen
sich ausweifen. Bei größeren Sitzungen empfiehlt es sich, am Eingang des
Sitzungssaales die Berechtigung der Teilnehmer zu prüfen.

» (2) In jeder Sitzung ist ein Verzeichnis der Teilnehmer auszunehmen
(Gemeinsames Formblatt 8).

§65

Auszeichnung

(1) Der Verlauf der Besprechsimg ist für die Akte-n des einluden-den
Msinisteriums aufzuzeichnen In der-— Regel ist die Auszeichnung den
anderen beteiligten Dienststellen b in nen einer Woch e ziizustellen
Schon zu Beginn der Besprechung ist festzustellen, ob dies geschehen soll.

(2) Die Auszeichnung über wichtige grundsätzliche Besprechungen soll
in der Regel die verschiedenen Ansichten mit ihren Gründen knapp, ohne
Wiederholungen und geordnet wiedergeben; dabei ist nicht an der zu-
fälligen Reihenfolge der Redner zu haften, sondern dasZusammenge-
hörige zusammenzuziehen, damit ein klares übersichtliches Bild entsteht.

(8) Bei Besprechungen nicht grundsätzlicher Art istvielfach eine aus-
sührliche Auszeichnung nicht erforderlich Dann ist das Ergebnis der
Besprechung kurz punktweise zusammenzufassen und, wenn nötig, für
abweichende Meinungen ein kurzer Vorbehalt aufzunehmen

9. Vorträge

§ 66

Allgemeines

(1) Vorträge sind nach Gemeinsamem Forniiblatt 9 beim Minister an-«
zum-elden. Das Hauptbüro oder das Ministerbüro legt eine List-e der
Vorträge am Morgen des Vortrages dem Minister und dem Staats-
fekretär vor.

(2) Ebenso können Vorträge beim Staatsfekretär angemeldet werden,-
das Näher-e bestimmt dieser. .-

» (8) Der vortragende Referent hat das Büro zu benachrichtigen, wenn
ein angemeldeter Vortrag abschließend gehalten worden ist«
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Abschnitt D. Neichsministerialsachen

567

Eigene Kabinettsvorlagen

» »(1) Soll eine Angelegenheit dem Reichsministerium zur Beschluß-
iassuiig iuiterbreitet werden1), so ist kurz und klar auszuführen, worüber
die Entscheidung gewünscht wird. Die Angelegenheit muß vorher zwischen
den beteiligten Reichsministerien beraten sein, wenn nicht im Einzelfalle
die Dringlichkeit eine Ausnahme notwendig macht. Die strittig gebliebe-!
nen Punkte sind auszuführen. Die vorgeschlagene Lösung ist kurz zu
begründen. Müssen nähere Unterlagen beigefügt werden, so soll das in
der Regel in Anlagen geschehen.

(2) Das Schreiben ist an den Staatsfekretär in der Reichskanzlei zu
richten ,· 25 Abdrucke sind beizufügen

1) Hierüber bestimmen §§ 18, 21 der Geschäftsordnung derJReichsikegierung:

§ 18

Der Reichsregierung find zur Beratung und Beschlußfassung zu unter-breitem

1. gemäß Artikel 57 der Reichsverfassung

a) alle Gesetzentwürfe,

b) alle Angelegenheiten, für welche Verfassung oder Gesetz dieses vorschreiben, .

c) Meinungsverschiedenheiten über Fragen, die den Geschäftsbereich mehrerer Reichs-
minister berühren ,-

Z außerdem

u) Entwürfe von Verordnungen, die von allgemeiner politischer Bedeutung sind,

b) öffentliche Kundgcbuiigen und Ausschreilnmgen von öffentlichen Sammlungen,
wenn die Kundgebung oder die Ausschreibung von der Flieichsregierung ge-
meinsam mit den Ländern erfolgen soll,

e-) Vorschläge zur Ernennung von Beamten, die nach der Besoldungsordnnng
Einzelgehälter beziehen, sowie von Ministerialdirigenten und Ministerialräten,

d) Vorschläge zur Ernennung von Aiiitiiiännern, die noch nicht 35 Jahre alt sind
oder noch keine 15 Dienstjahre zurückgelegt haben,

e) Vorschläge zur Ernennung von Beamten des mittleren Dienstes zu Beamten
des höheren Dienstes, soweit sie noch nicht 40 Jahre alt sind oder noch keine
20 Dienstjahre zuriukgelegt haben,

l") Vorschläge zur Anstellung im freien Vertragsverhältnis, sofern es sich um Au-
fteilung von Angestellten der Gruppe VIl oder höherer Gruppen des Reichs-
angestelltentarifvcrtrags oder um Anstellung auf länger als 3 Jahre handelt.

§ 21

Angelegenheiten von allgemeiner innen- oder außenpolitischer, allgemeiner wirtschaftlicher
oder allgemeiner finanzieller Bedeutung sollen der Reichsregierung, wenn sie ihr nicht zur
Beschlußfassung vorgelegt werden, vor der Erledigung zur Kenntnis mitgeteilt werden.
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,.(3) Gleichzeitig ist eine-Abschrift an alleMinisterien zu feudenxwenn
nicht ausnahmsweise die geschäftliche Bearbeitung in den Ministerien
ausgeschlossen werden soll. «

(4) Abdruck der Kabinettsvorlage legt die Kanzlei des absendenden
Ministeriums auch ohne besondere Anordnung dem Minister, Staats-
fekretär, Abteilungsleiter, Unterabteilungsleiter und den beteiligten Re-
ferenten vor.

§ 68
Verständigungsversuch zwischen den Ministern

Meinungsverschiedenheiten über Fragen, die den Geschäftsbereich meh-
rerer Reichsininister berühren, sind der Reichsregierung zur Beratung
und Beschlußfassung erst zu unterbrei"ten, wenn ein persönlicher Ver-
ständigungsverfuch zwischen den beteiligtenReichsministernoder im Falle
ihrer Behinderung zwischen ihren Vertretern ohne Erfolg geblieben ist.

§ 69 ,
Eingehende Kabinettssachen

(1) Die als »Reichsministerialsachen« bezeichneten Eingänge aus der
Reichskanzlei werden im Hauptbüro oder Ministerbüro eingetragen
und zuerst dem Minister vorgelegt, sodann gesammelt und mit der Tages-
ordnung der Kabinettssitzung nach Punkten geordnet dem Minister zur
Sitzung in besonderen Kabinettsmappen erneut vorgelegt.s Dabei sind
zu jeder Vorlage die etwa erforderlichen Unterlagen für die Stellung des
Ministers in der Sitzung beizufügen-, namentlich in der Regel eine kurze
gutachtliche Äußerung der Fachabteilung, die diese durch die Hand des
Staatsfekretärs dem Büro auf Grund sder dem Ministerium zugegan-
genen Abschrift (§ 67 Abs. Z) rechtzeitig zustellt. Jst ein Abdruck nicht
eingegangen, so entscheidet der Minister, ob ein besonderer Abdruckin den
-—Geschäftsgang gehen soll. · »

(2) Dass- Ministerbüro hat den Staatsfekretär möglichst bald von allen
eingehend-en Reichsministerialsachen in Kenntnis zu setzen, soweit es sich
nithjtJ nur um Sachen für rein persönliche Besprechungen der Minister
ha « elt.

(8) Reichsministerialsachen sind stets alsEilsachen zu behandeln So-
bald die Tagesordnung eingeht, hat das Büro »die etwa noch fehlenden
Unterlagen von den Fachabteilungen auf dem kürzesten Wege anzufordern.

(4) Reichsministerialsachen einschließlich der Einladungen und Tages-
ordnungen sind streng geheim zu halten.

§ 70
Protokollauszüge .

(1)« Protokollauszüge über Sitzungen des Reichsininisteriums werden
Edem Minister und Staatsfekretär vorgelegt Sie gehen zuden Akten des

3
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Hauptbüros oder des Ministerbiiros Die Abteilungen erhalten, wenn
es für ihre Akten notwendig ist, beschleunigt von dem Büro Abschriften
oder Auszüge

(2) Soll Widerspruch gegen die Richtigkeit des Auszugs erhoben werden,-
solist ein entsprechender Antrag an die Reichskanzlei beschleunigt vor-s-
zu egen.

Abschnitt E. Haus«-ordnung Dienstreisen

1. Dienstftunden und Verkehr in den Dienfträumen
§ 71

Dienststunden

(1) Die Dienststunden werden nach den Beschlüssen der Reichsregie-
rung besonders festgesetzt. Vor den großen Feiertagen (Weihnachten-
Neujahr, Ostern, Pfingsten)1ist Dienstschluß um 1 Uhr mittags

(2) Sonntagsdienst soll in den Ministerien mindestens die Zeit von
10 bis 12 Uhr mittags umfassen. Für ihn sind nur die unbedingt not-
wendigen Zimmer zu heize.n

(8) Das Haupt- oder Ministerbüro und die Fernsprechvermittlung
der Ministerien müssen an Werktagen mindestens bis 8Uhr, Sonn-
abends bis 6 Uhr, vor den großen Feiertagen bis 4 Uhr nachmittags be-
setzt sein. Bis zu diesem Zeitpunkt muß auch eine Kanzleikraft und ein
Amtsgehilfe zur Verfügung stehen.

(4) Sonstigen Sonntags- und Abenddienst bestimmt jedes Ministerium
nach seinen Bedürfnissen §

72
Rauchen in den Diensträumen

Das Rauchen in den Diensträumen, die dem regelmäßigen öffentlichen
Verkehr dienen, ist während der Verkehrs-runden verboten. Die einzel-
nen Ministerien können nach den Bedürfnisen ihrer Verwaltung weitere-
Bestimmungen treffen

 

§73

Personalausweise

Sämtliche Angehörige der Ministerien erhalten einen Personalaus-
weis, der den Pförtnern der Amtsgebäude auf Verlangen vorzuzeigen
und beim Ausscheiden aus dem Ministerium zurückzugeben ist Dir
Verlust ist anzuzeigen

F 74
B es u ch e r

(1) Besucher sollen in den Räumen des Ministeriums nicht unbeans-
sichtigt verweilen Schriftstücke oder Akten des Ministeriums dürfen
ihnen ohne besondere Erlaubnis nicht vorgelegt oder ausgehändigt wer--
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denjspdie Erlaubnis erteilt der Referent, in Fällen von größerer Trag-
weite unter Umständen die nach der Sachlage in Frage kommende höhere
Stelle (vgl. auch §112 über Freigabe von Akten für wissenschaftliche
Zwecke).

(2) Offene Akten sollen nicht in den Warte- oder Anmeldezintmern
abgelegt werden, Jst es nicht zu vermeiden, so dürfen die Zimmer nicht
unbeaufsichtigt bleiben.

2. Auskunfte

§ 75
(1) Allgemeine Auskünfte über die Zuständigkeit des Minister-items

und der einzelnen Dienststellen und ihre Räume erteilt das Hauptbüro
Andere Auskünfte sind unzulässig, wenn das Dienstgeheimnis verletzt
werden könnte. Größte Zurückhaltung und Vorsicht ist besonders am
Fernsprecher geboten; der Anfragende ist unter Umständen auf den
schriftlichen Weg zu verweiseu.

(2) Begehren Privatpersonen Auskunft über den Stand ihrer Angele-
genheit oder ähnliches, so sind sie, wenn nicht der Minister, Staatsfekre-
tär oder Abteilungsleiter sie zu empfangen wünscht, an den Referenten szu
weisen. Andere Beamte dürfen Auskunft über dienstliche Angelegenheiten
nur mit besonderer Ermächtigung des Referenten erteilen. leer münd-
liche wichtige Ausxfkünfte ist erforderlichenfalls eine kurze Niederschrift für
die Akten zu fertigen. Uber Auslunftserteilung an Vertreter fremder
Mächte und all.iierte Kommission-en vgl. §§ 103 ff., an die Presse
§§ 107 ff. «

(3) Die regelmäßigen Sprechstundeu in den Reichsministerien sind von
11 bis 1 Uhr. Eine Gewähr für den Empfang besteht nur bei vorheriger
Vereinbarung

(4) Dienstliche Anfrage nnd Ersuchen der Büros anderer Behörden,
die lediglich Fragen der Form oder des Geschäftsganges berühren, sind
durch die beteiligten Büros zu beantworten Zweifel entscheidet der
Referent. ·

Z. Dienstzimmer. Geschäftsbedürfnisse

§ 76
Dienstzimmer

(1) Die Arbeitsplätzse sind nach s a ch lich e n Gesichtspunkten so,· wie
es für die- schnelle und einfach-e Zusanunenarbeit am zweckmäßigsten ist,-
durch die dafür zuständigse Stelle zuzuweisen; sie dürfen nur mit ihrer
Zustimmung gewechselt werden.

(2) An den Zimmertüren sollen Aufschriften angebracht werden, die
den Namen und die Amtsbezeichnung der Beamten sowie die· Abteilung
oder das Büro, zu denen sie gehören, angeben. Wer während der

Zä-
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Dienststunden länger abwesend ist, hat bei der Fernsprechvermittlung und
imMeldezrmmer zu hinterlassen, wo er zu erreichen ist-« bei mehrtägiger
Abwesenheit (D1enstreise, Urlaub) sind Dauer deu- Abwesenheit und Ver-
tretung an der Tür ersichtlich zu mach-en.

§ 77
Dienstgerät

Das erforderliche Dienstgerät (Schreibmaschinen, Papier, Tinte,
Federhalter usw.) wir-d von der Vorratsverwaltung gegen Empfangsbe-
scheinigung ausgegeben und ist sorgfältig aufzubewahren. Ausscheidende
haben das vorhandene Dienstgerät einschließlich der gebrauchten Kurz-
schrgfthefte zurückzugeben Handakten sind dem Dienstnachfolger einzu-
hän igen. "

4. Fernsprecher

§ 78
Allgemeines

(1) Vom Fernsprecher ist stets Gebrauch zu machen, wenn dadurch eine
dienstliche Angelegenheit schnell erledigt und Schristwechsel vermieden
werden kann, Zu nichtdienstlichen Gesprächen darf die amtliche Leitung
nur in dringend-en Fällen benutzt werden. ,

(2) EinVerzeichnis der Querverbindungen und der-für das Ministe-
rium wichtigsten Anschlüsse soll womöglich bei jedem Fernsprechanlchluß
angebracht werden oder in den Dienstzimmern ausliegen.

§ 79
Ferngespräche und fernmündlich aufgegebene

» Drahtungen · · «

(1)·3Ferngespräche nach auswärts (d.h. Gespräche im Vororts-, Be-
zirks- und Fernverkehr) dürfen nicht unmittelbar bei den Fernsprech-
ämtern bestellt, sondern müssen bei der Fernsprechvermittlung des Mini-
steriums unter gleichzeitiger Angabe des bestellenden Beamten und der
dienstlichen Angelegenheit — möglichst auch des Geschäftszeichens —- ’an-
gemeldet werden. Der Besteller des Gesprächs hat dafür zu sorgen, daß
er oder sein Vertreter nach Herstellung der Verbindung sofort erreichbar
ist; andernfallsträgt er die Kosten.

(2) Uberflüssig gewordene Ferngespräche muß der Besteller sofort bei
der Fernsprechvermittlung abmelden.

(8) Die Vermittlung trägt beendete Ferngespräche in ein Monatsvers-
zeichnis ein und stellt dem Besteller ein Formblatt zu, auf dem er unter
kurzer Angabe-der Angelegenheit die dienstliche Notwendigkeit bescheinigt
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oder sich zur Erstattung der Gebühren verpflichtet, soweit er sie nicht
schon bezahlt hat, Der ausgefüllte Vordruek geht sofort an die Vermitt-
lung zurück. In dem Monatsverzeichnis werden die nicht dienstlichen
Gespräche mit Blaustift unterstrichen, ebenso Ferngespräche von solchen
an die Vermittlung angeschlossenen Dienststellen, die nicht zum Ministe-
rium gehören.

(4) Die Monatsverzeichnisse mit den fortlaufend benummerten Vor-
drucken sind bis spätestens zum 10. des folgenden Monats der Abrech-
nungsstelle zu übersenden. »

(5) Die Gebühren für Ferngesprächse nach auswärts (dienstliche und
nichtdienstliche) zahlt die Kasse desMinisteriums Sie fordert den Betrag
für die nicht dienstlich gefiihrten Ferngespräche von den Bestellern ein.
-(6)«Diese Bestimmungen gelten auch für fernmündlich aufgegebene

Drahtungen. .

§80
Dringende Staatsgespräche

Dringende Staatsgespräche dürfen nur« in· reinen Staatsangelegenk
heiten und nur von Anschlüssen der Reichsbehörden und der Staatsbe-
hörden dersz Länder aus angemeldet werden. Müssen bei Reisen (beson-
ders bei Minister-reisen) dringende Staatsgespräche von anderen An-
schlüssen Gotels usw.) angemeldet werden, so ist die Oberpostdirektion,
in deren Bezirk das Reiseziel liegt, rechtzeitig vorher zu benachrichtigen
und dabei der Anschluß, von dem aus dringende Staatsgespräche geführt
werden sollen, genau zu bezeichnen.

§81
Ferngespräche von Privatpersonen

Für Befucher (z.B. Sitzungsteilnehmer) können Ferngespräche nach
auswärts mit Erlaubnis eines Referenten oder des Ministerialbüro-
direktors ausnahmsweise in dringenden Fällen auf Anschlüssen des Mini-
steriums vermittelt werden. Die Gesprächsgebühren sind nötigenfalls
bei dem Fernsprechamt sofort festzustellen und von dem Besteller einzu-
ziehen.

§ 82
Störungen der Fernsprechanlagen

Störungen in posteigenen Fernsprechanlagen hat die Fernsprechver-
mittlung der Störuugsstelle beim Fernsprechamt, Störungen in eigenen
Anlagen der zuständigen Stelle des Ministeriums umgebend mit-
zuteilen Wird die Störung nicht innerhalb 24 Stunden beseitigt, so ist
das Hauptbüro oder die sonst zuständige Stelle hiervon zu benachrichstigen.
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§ 83
Notstand in Berlin

Im Hauptbüro undin der Fernsprechvermittlung ist ein Verzeichnis
derjenigen Persdnlichkeiten unter Angabe ihrer amtlichen und privaten
Anschlusse zu fuhren, auf» deren gegenseitige Erreichbarkeit bei einem
Berliner Notstand das Reichskabinett Wert legt. Ein Abdruck der Liste
ist ibnen auszuhäudigen Das Verzeichnis wird vom Reichsministerium
des Innern aufgestellt und auf dem laufenden erhalten.

§ 84

Rund-fu uk

(1) Beim Versagen der anderen Nachrichtenmittel können das Reichs-
niinisterium des Juneru, das Reichswehrministerium und das Reichs-
verkehrsministerium das Rundfunkuetz der Deutschen Resichspost
täglich um 8 Uhr vormittags, 12 Uhr mittags, 4Uhr nachmittags und
8Uhr nachmittags benutzen, um amtliche Bekanntmachungen, Lage-
berichte und Befehle zu verbreiten. Andere Ministerien können sich bei
Bedarf an die genannten Ministerien wenden. Die Bereitstellung der
Empfangsstellen ist beim Telegraphentechnischen Reichsamt, Abteilung
;Funkwesen, zu beantragen.

(2) Nachrichten, die durch Unterhaltungsrundfunk verbreitet werden
sollen, sind durch die Presseabteilung der Reichsregierung zu leiten.

5. Dienste-elfen Dienstfahrten in Berlin

§ 85
Allgemeines

(1) Für Dienstreisen gelten die Reisekostenverordnung für Reichs-
beamtete und die Ausführungsbestimmungen dazu. Jede Dsienstreise muß
vor dem Antritt vom Staatsfekretär schriftlich genehmigt werden (Ge-
,meinsames Formblatt1«0). Kann er in dringenden Fällen nicht mehr
rechtzeitig gefragt werden, so genügt ausnahmsweise dsie Genehmigung-des
Abteilungsleiters; die Genehmigung des Staatssekretärs ist so bald wie
möglich nachträglich einzuholen Werden die Haushaltsmittel für Dienst-
resisen voraussichtlich überschritten, so ist vorher das Einverständnis dies
Reichsministers der Finanzen einzuholen; dabei sind Zweck und Ziel der
Reiss, Zahl der Teilnehmer des eigenen und anderer Ministerieu an-
zuge en.

(2) Reisen Beamte mit amtlichen Aufträgen in das Ausland, so ist
vorher- das Auswärtige Amt zu verständigen. Die Beamten haben sich
bei-den deutschen diplomatischen oder konsularischen Vertretungen ihres
Reiseziels zu melden. Für die Vertretung der Reichsregierung in München
vgl. §102 Abs. 2.
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-. («3) Die·für die Reisekostenrechuung erforderlichen Angaben sind nach
der Reiseefogleich der Stelle zuzuleiten, die die Vergütungen anweist (Ge-
ineinsames Formblatt 11)

(4) Liber den Verlauf und die wesentlichen Ergebnisse der Dienstreise
ist innerhalb einer Woche nach Beendigung der Reise zu berichten.

§ 86
Reiseausweis Grenzempfehlung

(1) Ein etwa ausgestellter amtlicher Reiseausweis ist nach der Reise
zurückzugeben Uberschreitet sdie Dienstreise die Zollgrenzen, so ist zur
Vermeidung von Mißverständnissen in den Ausweis der Vermerk aufzu-
nehmen, daß er nicht zum Gebrauch bei der Zollabfertigung bestimmt ist.

(2) Grenzempfehlungen für erleichterte Zollabfertigung darf nur das
Reichsfinanzministerium ausstellen, dies ist nur in besonderen Fällen zu-
lässig, z.-B. um die Einsicht in wichtige Aktenstücke zu vermeiden.

§ 87
Dienstfahrten in Berlin

(1) Für Dienstfahrten in Groß-Berlin sind grundsätzlich die öffent-
lichen Verkehrsmittel zu benutzen Fiir kleinere Wegstrecken dürfen Ver-
kehrsmittel nur in Anspruch genommen werden, wenn die Mitnahme von
Gepäck, Akten und sonstigen Dienststücken es notwendig macht oder be-
sondere Eile geboten ist

(2) Droschken und Kraftwagen dürfen nur in Ausnahmefällen benutzt
werden, wenn dadurch eine für dringende Dienstgeschäfte notwendige Zeit-
eisparnis oder andere überwiegende Vorteile für den Dienst zu erzielen
sind Das Nähere bestimmt der Abteilungsleiter, bei Bürobeaniten auch
der Bürodirektor. Eine Liste der Fahrten ist dem Staatsfekretär viertel-
jährlich vorzulegen.

(3) Verauslagte Beträge erstattet die Kasse oder die sonst dafiir be-
stimmte Stelle gegen listenmäßige Empfangsbescheinigung Die Listen
mit den Empfangsbescheinigungen werden in regelmäßigen Zeitabschnit-
ten vom Bürodirektor nachgeprüft.

6. Dienstunterbrechung

§ 88
U r l a u b

(1) Urlaubsanträge sind rechtzeitig schriftlich vorzulegen (Gemein-
saiues Formblatt12) Sie müssen Beginn und Ende des Urlaubs, die.
Anschrift während des Urlaubs und den Namen des Vertreters angeben
Die Anträge sind durch die vorgesetzte Dienststelle zu begutachten, wenn ste
nicht selbst entscheidet



40 Bücherei, Veröffentlichungen

(2) Für den regelmäßigen jährlichen Erholungsurlaub gelten besondere
Bestimmungen, die durch Umlauf bekanntgemacht werden, Als Vordruck
»für die Sammelanträge gilt Gemeinsames Formblatt13.

(8)«Antritt des Urlaubs und Rückkehr vom Urlaub ist dem Haupt-
büro und der Fernsprechvermiitlung zu melden. Der Beurlaubte ist dafür
verantwortlich, daß ihn jederzeit dienstliche Mitteilungen erreichen. Die
Fernsprechoermittlung hat, wenn der Beamte angerufen wird, mitzuteilen,
daß er beurlaubt ist. Vgl. § 76 Abs. 2 (Aufschrift an den Zimmertüren).s

§89

Erkrankungen

(1) Ein Beamter, der dem Dienste wegen Erkrankung fernbleiben muß-
hat unverzüglich durch Fernsprecher oder schriftlich dem Hauptbüro die
Krankheit und ihre voraussichtliche Dauer anzuzeigen Geht die Krank-
meldung einer anderen Stelle des Ministeriums zu, so ist die Mitteilung
an das Hauptbüro weiterzugeben

(2) Der erkrankte Beamte hat dieNotwendigkeit der Dienstversäumnis
spätestens in· drei Tagenz vom Beginn des« Fernbleibens an gerechnet,
glaubhaft darzutun (durch pflichtmäßige Versicherung mit näheren An-
gaben, ärztliche Bescheinigung o. dgl.). Die Vorlage einer ärztlichen Be-
scheinigung kann verlangt werden. Sie ist unaufgefordert vorzulegen,
wenn die Dienstunfähigkeit länger als zehn Tage dauert ,« hält die Behörde
diengchlage für geklärt, so kann sie den Beamten von der Vorlage
ent in eu.

(8) Die Behörde kann in besonderen Fällen, besonders dann, wenn
Zweifel an der Dienstunsähigkeit bestehen, sogleich nach Eingang der
Krankheitsanzeige die unverzügliche Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses
fordern. Hält sie nach ihrem Ermessen die Vorlage eines amtsärzt-
lichen Zeugnisses für erforderlich, so sind hierzu, um besondere Kosten zu
vermeiden, möglichst die, Versorgungsärzte heranzuziehen.

(4) Bei längerem Fernbleiben vom Dienste ist der Nachweis auf Ver-
langen zu wiederholen.

Abschnitt F. Bücherei. Veröffentlichungen

§ 90
B ü ch e r e i

"Sachverständiger Beirat in Büchereifragen ist die »Arbeitsgem»ein--
schaft der Reichsbehördenbüchereien«, die ihren Sitz im Reichsministerium
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des Innern hat. Ihre laufenden Geschäfte besorgt ein Arbeitsausschußs
unter Vorsitz des Vertreters des Reichsministeriums des Innern. Zu
ihren Hauptaufgaben gehören:

1-. Regelung des Leihvserkehrs,

2. Austausch von Mitteilungen über Neuerwerbiuigeii,
zi. Abgrenzung der Beschaffungsgebiete,
—-«-«l;. Ausscheiden und Abgabe sentbehrlicher Bücher.

§91

Veröffentlichungen in den amtlichen Blättern

(1) Bei Veröffentlichungen in den amtlichen Blättern sind die Grund-
sätze über die Verteilung des Stoffes (Tei111 §§ 66 bis 7l) und über die
Veröffentlichung allgemeiner Erlasse in den Amtsblättern (TeilI §57)-
zulbeachten

(2) Wenn es sich nicht um Rechtsverordnungeu handelt, sind in den
besonderen Amtsblättern der Reichsbehörtden am Schlusse Ort und Unter-
schrift« in derRegel wegzulassenj die Veröffentlichung schließt dann mit
Geschäftszeichen und Datum.

(8)--Solleu Veröffentlichungen aus dem Reichsgesetzblatt oder dem
Reichsininisterialblatt in anderen Amtsblättern bekanntgegebeu werden,
so ist der stehende Satz zu verwenden, wenn dadurch eine Ersparnis
erzielt und das Erscheinen des Amtsblattes nicht zu sehr verzögert wird.
An die sReichsdrnckerei ist rechtzeitig heranzutreten.

§ 92

Verlagsverträge

(1-) Vor dem Abschluß von Verlagsverträgen empfiehlt es sich, das
Reichsministerium des Innern gutachtlich zu hören. Die Verträge sollen
ihm abschriftlich mitgeteilt werden, um die Erfahrungen bei einer Stelle
zu sammeln.

(2) Die Richtlinien für die Zuweisung des Druckauftrags an die Reichs-
druckerei sind zu beachten.

§ 93 «

Titelblatt amtlicher Druckschriften

Das Titelblatt amtlicher Druckschriften soll nur das unbedingt Not-
wendige enthalten. Wird der Verfasser genannt, so sind Vornamek
Vatername, Titel und Amtsbezeichnung anzugeben-. Wird er nicht ge-



42 Bücherei, Veröffentlichungen

nannt, so tritt, wenn eine Behörde die Verantwortung übernimmt, ihre
nintliche Bezeichnung an die Stelle. Bei Einzelschriften muß der Titel
den Inhalt des Werkes andeuten oder, wenn dies absichtlich vermieden
wird, sich dochdurch die Fassung leicht einprägen. Bei Sammelschriften,
Zeitschriften oder Reihen in unbestimmter Zeitfolge ist es, um den Titel
aus der Fülle ähnlich lautender Bezeichnungen abzuheben, besonders wich-
tig, ihn sorgfältig und charakteristisch zu gestalten. Auf das Titelblatt
oder den Zeitschrift-enkopf gehören hier auch alle Angaben, welche die
einzelnen Teile der Folge kennzeichnen, wie Band, Heft, Nummer.

§94

Druckvorlagen

(1) Vorlagen an die Driickerei müssen den Erfordernissen und Be-
sonderheiten der Drucktechnik entsprechen. Eilige umfangreiche Druckvor-
lagen sind der Druckerei möglichst schon in Teilsenduiigen zuzuführen,
sobald Teile abgeschlossen sind.

(2) Es sind nur solche Druckvorlagen zum Satz zu geben, deren Fas-
sung endgültig feststeht. Ausnahmen sind nur in besonders begründeten
Fällen zulässig.

(8) Für Berichtigungen (Korrekturen) gilt das B er i. ch t i g u ng s -
,-s-

in u st e r (Anlage 4).

§95

Drucklegungen für den Dienstgebrauch

Werden Zusammenstellungen o. dgl. für den Dienstgebrauch gedruckt, so
soll das federführende Ministerium vorher bei den anderen in Frage
kommenden Reichsininisterien deren Gesamtbedarf feststellen und der
Reichsdruclerei mitteilen. Lieferung und Zahlung wickeln sich unmittel-
bar zwischen der Druckerei und den einzelnen Dienststellen ab. Kann der
Bedarf nicht sogleich festgestellt werden, so ist die Druckerei zu veranlas-
sen, deu Satz stehenznlassen.

§L-)6

Sainnielbestellung von privaten Druckwerken

Wenn bei Saniiuelbestellung von Druckwerken erhebliche Preisermäßi-
gung zu erzielen ist und sich voraussichtlich bei Reichsdienststellen ein
größerer Bedarf ergeben wird, so soll sich das für den behandelten Ge-
genstand federführende Ministerium rechtzeitig mit den übrigen zur An-
meldung des gesamten Bedarfs in Verbindung setzen. Liefernng und
Zahlung wickeln sich zweckmäßig unmittelbar zwischen dem Verlag
und den einzelnen Dienststellen ab.
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§97
Druckwerke von Beamten

(1) Will ein Beamter außerdienstlich ein Druckwerk veröffentlichen,
bei dem er Unterlagen verwertet, die er seiner dienstlichen Tätigkeit ver-
dankt, so empfiehlt es sich, im Verlagsvertrag die Lieferung von Frei-
stüeken an seine Behörde und die Gewährung eines Vorzugspreises für
Behördenbezug zu ·vereinbar-en,« ein-e etwa erforderliche Genehmigung
soll in der Regel nur unter dieser Bedingung erteilt werden. Für Auf-
sätze in Zeitschriften gilt dies nicht.

(2) Amtliche unveröffentlichte Unterlagen dürfen außeramtlich nur mit
Genehmigung ganz oder teilweise veröffentlicht werden. Die Behörde
prüft, ob es für die Reichskasse vorteilhafter ist, wenn die Unterlagen
amtlich herausgegeben werden,· oder ob es andernfalls wegen des Verlags-
wertes der Unterlagen und seines Verhältnisses zum Werte der Heraus-
gabearbeit gerechtfertigt ist, zu verlangen, daß ein Teil des Gewinnes an
die Reichskasse abgefüshrt wird, oder endlich, ob die im Abs. 1 vorgesehene
Regelung genügt.

Abschnitt G. Dienstverkehr nach außen

1. Verkehr mit nachgeordneten Behörden anderer Ministerien

§98
Verkehr mit nachgeordneten Behörden

(1) Die Reichsininisterien verkehren außerhalb ihres eigenen Ge-
schäftsbereichs im allgemeinen nur mit den obersten Behörden des Reichs
und der Länder. Unmittelbarer Verkehr mit nachgeordneten Stellen einer
anderen obersten Reichs- oder Landesbehörde ist vorbehaltlich besonderer
Regelung nur mit deren Zustimmung zulässig. Der Geschäftsverkehr
mit deutschen Vertretungen im Ausland geht durch die Vermittlung des
Auswärtigen Amts.

(2) Unmittelbare Anfragen nachgeordneter Stellen anderer Ministerien
sind in der Regel der zuständigen obersten Behörde zur Kenntnis zuzu-
leiten, wenn nicht aus der Anfrage hervorgeht, daß sie bereits benach-
ricbtigt ist ; die Antwort ist über sie zu leiten. Ausnahmen sind zulässig,
wenn es sich nur um Anfragen tatsächlichen Inhalts in Einzelfällen handelt.

(n) Mit dem Reichsarchiv kann über Aktenabgabe unmittelbar ver-
handelt werden (zu vgl. §7 der Ordnungsgrundsätze, Anhang As.

(4) Der Verkehr mit den Gerichten und Staatsanwaltschaften in
kRecbtsangelegenheiten regelt sich nach allgemeinen Grundsätzen
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§ 99
Verkehr mit dem Statistischen Reichsamt

(1) Mit dem Statistischen Reichsamt kann ein Reichsministerium un-;
mittelbar verkehren:

1. wenn es sich darum handelt, die für die Reichsstatistik zu liefernden
Unterlagen einzusenden, zu erläutern, zu berichtigen und zu ergänzen
oder Drucksachen und Auskünfte über erschienen-e Veröffentlichung-en
zu erhalten;

2. wenn das Statistische Reichsamt einen in sich geschlossenen, zur
sachlichen Zuständigkeit des Ministeriums gehörenden Aufgabenkreis
laufend bearbeitetx das Statistische Reichsamt teilt Ausarbeitungen
auf solchen Gebieten und Verhandlungen darüber dem Reichswirt-
schaftsministerium mit und holt im Zweifel dessen Anweisung dar-(
über ein, welches Ministerium es als sachlich zuständig zu betrachtenhatl . .

Z. bei dringenden Anfragen und ihrer Erledigung; das Reichswirt--
schaftsministerium ist gleichzeitig zu benachrichtigem

(2) Soll ein Aufgabenkreis der zu 2 genannten Art dem Statistischeni
Reichsamt neu übertragen oder so erweitert werden, daß neue Mittel er-
forderlich sind, so führt das Reichswirtschaftsministerium die Verhand-
lungen so lange, bis die Mittel bereitstehen Ilber technische Fragen kann
mit dem Statistischen Reichsamt unmittelbar verkehrt werden; das
Reichswirtschaftsministerium ist auf dem laufenden zu halten und auf
seinen Wunsch zu beteiligen.

(8) Der Geschäftsverkehr zwischen dem Statistischen Reichsamt und-
dem Ausland, insbesondere dem Internationalen Arbeitsamt, ist beson-
ders geregelt.

2. Verkehr mit den Regierungen der Länder

§100
Landesregierungen

(1) Für Schreiben an die Regierungen der Länder gilt das Anschrif--
tenverzeichnis Anlage 1 unter C. Bei Ruiidschreiben asn sämtliche Lan-
desregierungen ist anzugeben, welchem preußischen Ministerium das-
Rundschreiben zuzustellen ist; die Anschrift lautet also z. B.:

»An die Landesregierungen (für Preußen: an den Herrn Minister--
präsidenten und den Herrn Minister des Innern).«

·(2) Uber die Bedeutung der Anschristen »An die Staatsministerien
der Länder« und »An die Herren prästdierenden Mitglieder der Landes-
regierungem siehe Anlage 1 unt-er Co, d.
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·(3·-) Unmittelbarer Verkehr mit anderen als den im Anschriftenverzeich-
nis ausgeführten Ministerien ist nur nach besonderer Vereinbarung mit
der Landesregierung zulässig.

(4) Der unmittelbare Verkehr mit den preußischen Fachministerien ist
gestattet. Schreiben, zu denen das preußische Staatsministerium Stel-
lung nehmen muß oder die sonst von politischer Bedeutung sind, sollen
jedoch stets auch dem Ministerpräsidenten (Staatsministerium) zugeleitet
werden. Will sich ein Reichsministerium zu Beschlüssen des preußischen
Staatsministeriums äußern, so ist das Schreiben an das Staatsministe-
rium und nicht an das einzelne Fachministerium zu richten.

(5) Schreiben an außerpreußische Landesregierungen sind in der Regel
Tden Vertretungen der Länder bei der Reichsregierung abschriftlich mitzu-
teilen, wenn sie auch für sie von Wichtigkeit sind; daß die Vertretungen
Abschrift erhalten, wird am Schlusse des Hauptschreiibens angegeben

§101
Vertretungen bei der Reichsregierung

Die Anschrift an die Vertretungen der Landesregierungen bei der
Reichsregierung in Berlin lautet: ·

1. bei Schreiben an die einzeln-e Vertretung,
a) wenn das Schreiben unpersönlich ist,

»An die Vertretung der ...... (Land) Regierung bei der
Reichsregierung«.

b) wenn es an den Leiter der Vertretung persönlich gerichtet ist,
»An den Vertreter der ...... (Land) Regierung bei der
Reichsregierung Herrn Gesandten ...... (Name), stimmfüh-
renden Bevollmächtigten ...... (Name des Landes) zum
Reichsrat.«

Führt der Vertreter nicht die Amtsbezeichnung Gesandter, so tritt
die entsprechende andere Amtsbezeichnung an die Stelle (vgl. Hand-
buch für das Deutsche Reich, Abschnitt Reichsrat),«

L bei allgemeinen Rundschreiben,

· a) wenn das Rundschreiben unpersönlich ist,
»An die Vertretungen der Länder bei der Reichsregierung-,

b) wenn es an die Leiter der Vertretungen gerichtet wird:
»An die Herren Vertreter der Länder bei der Reichsregierung«

oder .-

»An die Herren stimmführenden Bevollmächtigten zum Reichs-
rat«.
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Wsnn das Rundschreiben auch an preußische Stellen- geh-M
soll, ist dies besonders zU VUTfÜgEII bis-V s«’«’lÜIT Preußelli M
das Staatsministerium-« oder » ...... an die Herren Rimsi-
schen Bevollmächtigten im Hauptamt«·);

Oo. bei Rundschreiben an Reichsratsausschüsse auf Grund des Art. 67
der Reichsverfassungt

»An die Herren Mitglieder des ...... Reicl)sratsausschusses«;

bei Erörterung politischer Fragen zweckmäßig zugleich:
»An die Herren stimmführenden Bevollmächtigten zum Reichs--
rat«.

§ 102
Vertretung der Reichsregierung in München

(1) Schreiben an die Vertretung der Reichsregierung in München sind-
über die Reichskanzlei zu leiten. Ein Durchschlag für die Reichskanzlei
ist beizufügen. Die Innenanschrift lautet:

»An die Vertretung der Reichsregierung in München
durch die Reichskanzlei

Doppel für die Reichskanzlei liegt bei.«

Die Außenanschrift lautet: »An die Reichskanzlei«.

(2) Von Sitzungeri oder wichtigen Besprechungen der Reichsininister
oder höheren Reichsbeamten mit bayerischen Dienftstellen in München oder
anderen bayerischen Orten ist die Vertretung der Reichsregierung in
München über die Reichskanzlei rechtzeitig vorher zu benachrichtigen.
Beamte haben bei dienstlichem Aufenthalt in München den Vertreter der
Reichsregierung baldmöglichst aufzufuchen.

Z. Verkehr mit den Vertretungen fremder Mächte, den alliierten

Kommissionen usw.

§103
Verkehr mit den beglaubigten Vertretungen

Die obersten Reichsbehörden verkehren mit den beim Deutschen Reiche
beglaubigten fremden diplomatischen Vertretungen und den in Deutsch-
land zugelassenen fremden Konsuln nach allgemeinem internationalen
Brauche nur auf dein diplomatischen Wege über das Auswärtige Amt.
Mündliche Wünsche oder Anfragen verweier sie, wenn nichts anderes
vereinbart ist, ohne sachliche Antwort auf den diploinatischen Weg, damit
das Auswärtige Amt zunächst vom anßenpolitischen Standpunkt prüfen
kann, ob und inwieweit dem Wunsche entsprochen werden kann. Schrift-
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liche Anfragen gibt das Ministerium ebenfalls an das Auswärtige Amt
ab rliiid äußert sich zugleich dazu, um Rückfragen möglichst überflüssig zu
machen.

§ 104
Verkehr mit den interalliierten Kommission-en-

Der Verkehr mit den interalliierten Kommissionen regelt sich nach den
dafür bestehenden internationalen Abmachungen und nach den zu ihrer
Ausführung zwischen den einzelnen Reichsministerien getroffenen Verein-
barungen "

§ 105
Verkehr mit der Reparationskommission und-

den Stellen zur Durchführung des Londoner
Abkonimens

(1) Die Verhandlungen mit der Reparationskommission und den mit
der Durchführung des Londoner Abkonimens beauftragten ausländischen
Stellen führt grundsätzlich die nach dem Erlaß vom 31. Iuli 1919 (Reichs-
gesetzbl. S.1363) gebildete »Deutsche Kriegslastenkommisfion«, die der
Staatsfekretär im Reichsfinanzministerium leitet; sie hat die zuständigen
Ministerien zu beteiligen. Die Reichsministerien können in besonderen
Fällen mit der Kriegslastenkommission vereinbaren, daß sie die Verhand-
lungen unmittelbar führen; sie haben als-dann die Kriegslastenkommission
über den Stand der Verhandlungen auf dem laufenden zu halt-en.

(2) Ebenso sind amtliche Aus-ragen der Reparationskommission oder
der mit der Durchführung des Londoner Abkommens beauftragten aus-
ländischen Stellen über die Kriegslastenkomniission zu beantworten, soweit
nichts anderes vereinbart ist.

(8) Anfragen der Kriegslastenkommisfion sind unigehend zu beant-
worten, nötigenfalls durch Zwischenbescheid, aus dem sich der voraus--
sichtliche Zeitpunkt der Erledigung ergibt.

5106
Bevollmächtigung bei Staatsverträgen

(1) Die zum Abschluß von Staatsverträgen und Abkommen notwen-
digen Vollmachten sind dem Reichspräsidenten zur Vollziehung vorzu-
legen.

(2) Soweit bisher bei Verwaltungsabmachungen im völkerrechtlichen
Verkehr Vollmachten des Staatsoberhauptes nichtlüblich waren, bleibt es
dabei. Der Reichspräsident ist jedoch zu unterrichten, bevor Verhand-
lungen eingeleitet werden, die vertragliche Abmachungen bezwecken-
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4. Verkehr mit der Presse

§107

Presseabteilung

. (1) Den Verkehr mit der Presse vermittelt die Vereinigte Presseabtei-
lung der Reichsregierung als einheitliche Hauptstelle für sämtliche Mini-
sterien Sie hat die Aufgabe, die gesamte Politik der Reichsregierung in
der deutschen und ausländischen Presse zu vertreten und die Reichsregie-
rung über den Inhalt der deutschen und ausländischen Presse zu unter-
richten. Sie vertritt auch die Reichsregierung bei den regelmäßigen Zu-
sammenkünften der Pressevertreter (Pressekonferenz), an denen jedoch
auch die Vertreter der einzelnen Ministerien (§108) teilnehmen können.

(2) Alle Veröffentlichungen und alle Mitteilungen an die«Presse, die
über sachliche Mitteilungen aus dem besonderen Arbeitsgebiet des Mini-
steriums hinausgehen, namentlich solche, die politischen Charakter haben
oder politische Wirkungen auslösen können, gehen durch die Presseabtei-
lung der Reichsregierung Unmittelbare sachliche Veröffentlichungen sind
ihr gleichzeitig in Abschrift zuzustellen.

(8) Abweichende Vereinbarungen zwischen den einzelnen Ministerien
und der Presseabteilung bedürfen der Zustimmung des Kabinetts-

5108

Pressereferat

Bei jedem Ministerium wird zur Verbindung mit der Presseabteilung
ein Referent als Pressereferent bestellt. Er vermittelt auch den zulässigen
unmittelbaren Verkehr der einzelnen Ministerien und Referate mit der
Presse. Der innere Dienst der Pressereferate (Nachrichtenstellen) wird in
jedem Ministerium besonders geregelt.

§«109
Unterredung für die Presse

(1) Wenn der Vertreter einer ausländischen Zeitung um eine in der
Presse zu verwertende Unterredung (Interview) bei einem der Reichs-
minister oder nachgeordneten Beamten nachsucht, ist die Presseabteilung
zu befragen; dies gilt wegen der allgemeinen Behandlung der einzelnen
ausländischen Blätter und ihrer Vertreter auch dann, wenn es sich um
rein sachliche Gebiete handelt.

(2) Die Unterredung soll stets nur unter der Bedingung gewährt wer-
den, daß der hinausgehende Wortlaut vorher dem Minister oder Beamten
zur Durchsicht vorgelegt wird. Werden allgemeinpolitische Dinge be-
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sprochen,-so ists vor der-Genehmigung des Wortlauts in zweifelhaften
Fällen, bei außenpolitischen Gegenständen stets die Presseabteilung zu be-·
teiligen.

(a) In jedem Falle muß ferner die Presseabteilung befragt werden, ob-
wann und auf welche Weise die Unterredung in der deutschen Presse zu
veröffentlichen ist.

5. Verkehr mit Fach- und Berufe-verbunden

§ 110
Die Reichsministerien verkehren grundsätzlich nur mit Spitzcnverbän-

den, nicht mit örtlichen Verbänden. Vertreter örtlichcr Verbände, die
nicht von Vertretern der· Spitzcnverbände begleitet oder angemeldet sind,
werden grundsätzlich nicht empfangen und ohne sachliche Aussprache an
ihre Zentrale verwiesen. « «

6..««- Teilnahme an Tagungem Ansstellungen, Ehrena·usfchüssen, Preis-

« « stiftungenz Vereinen «

, . § 111
·»-(1),»Die Reichskanzleisistspzrizchtzeitig vorher zu unterrichten,
a) wenn ein Reichsminister beabsichtigt, in amtlicher Eigenschaft Jan

sinländischen oder ausländischen Kongressen, festlichen Taginigen,
Jubiläen, Einweihungsfeiern, Gedenktagen, Messen, Ansstellungen
oder ähnlichen Veranstaltungen teilzunehmen oder sich vertreten zu
lassen;

b) wenn ein Reichsminister bei einer Sammlung, Ansstellung oder
ähnlichen Veranstaltung den Ehrenvorsitz oder die Mitglicdschaft in
einem Ehrenausschuß übernehmen oder Preise oder Diplome für
Wettkämpfe, Ansstellungen usw. stiften will, oder wenn er dein
Reichspräsidenten empfehlen will, dies zu tun;

c) wenn ein Reichsminister beabsichtigt, in amtlicher Eigenschaft
einein Verein oder einer sonstigen Körperschaft alsMitglied oder
Ehrenmitglied hinzutreten

(2) Die Reichskanzlei achtet darauf, daß nicht unnötigerweise mehrere
Reichsministerien den gleichen Schritt tun und führt nötigenfalls eine
Verständigung über das Vorgehen der Reichsregierung herbei.

(8) Außerhalb Berlins soll sich die Reichsregierung in« der Regel bei
Tagungen usw. nur durch einen Minister oder Beamten vertreten
lassen, auch wenn mehrere Ministerien sachlich beteiligt sind.

4
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(4) In den Fällen zu a und d sind auch die beteiligten Landesregierune
gen oder ihre Vertretungen bei der Reichsregierung (in Preußen die
Fachministerien, bei Fragen von politischer Bedeutung auch das Staats-
ministerium) rechtzeitig zu unterrichtenj ihre Stellungnahme ist der
Reichskanzlei mitzuteilen

7. Freigabe von Akten für wissenschaftliche Zwecke

§ 112
(1) Die Akten der obersten Reichsbehörden aus einer mehr als dreißig

Jahre zurückliegenden Zeit stehen grundsätzlich der freien wissenschaftlichen
Forschung offen, soweit nicht die Reichsregierung ausdrücklich etwas
anderes bestimmt.

(2) Akten aus späterer Zeit dürfen für wissenschaftliche Zwecke nur
mit besonderer Zustimmung des Ministers vorgelegt werden, der sich vor.-
her mit sonst beteiligten Ministern iu Verbindung setzt. Dies gilt auch
für ältere Akten (Abs.1), die ausnahmsweise noch nicht an das Reichs-
archiv überführt werden können. Vor der Genehmigung historischer
Veröffentlichungen aus Akten, die sich noch nicht beim Reichsarchiv be-
finden, ist zunächst zu prüfen, ob nicht die Veröffentlichung dem Reichs-
archiv zu überlassen ist.

(3) In allen Fällen ist in der Regel den Benutzern aufzugeben, die
auf Grund der Reichsakten ausgeführten wissenschaftlichen Arbeiten vor
der Veröffentlichung vorzulegen
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Anschriftenverzeichnis
chreiben »An die Dieichsministew (§ 33 Abs.1) sind zu senden an

.deu Herrn Reichskanzler,
»
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»

Reichsiniuister des Auswärtigen (Auswärtiges Anit),

Reichsminister des Innern (Reichsmiuisterium des Jnueru),

Reichsminister der Finanzen (Reichsfinanzministerium),

Reichswirtschaftsminister (Reichswirtschaftsministerium),

Reichsarbeitsminister (Reichsarbeitsministerium),

Reichsmiuister der Justiz (Reichsjnstizmiuisteri111ns,

Reichswehrminister (Reichswehrministerium),

Reichspostminister (Reichspostministerium),

Reichsoerkehrsminister (Reichsoerkehrsministerium),

Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft (Reichsministeriutu für
Ernährung und Landwirtschaft),

Re chsminister für die besetzten Gebiete (Reichsministerium für die besetzten
Gebietes,

des Reichspräsidenten,

l4. den Herrn Staatsfekretär in der Reichskanzlei1).

B. Schreiben » An die Obersten Reichsbehördeuce (§ 33 Abs. 2) sind zu senden an

l. bis 14. wie oben,
Il.5. den Rechnungshof des Deutschen Reichs-,

16. den Herrn Direktor beim Reichstag.

l. Schreiben an die Landesregiernngeu (§100).

a) Schreiben im gewöhnlichen Geschäftsverkehr sind, soweit nicht besondere
Vereinbarungen für bestimmte Gegenstände mit den Ländern vorliegen, an folgende
Stellen zu senden:

1. Für Preußen je nach uäherer Verfügung:
an den Herrn Ministerprästdenten (Staatsministerium),
B
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T

D
M

K

»

»

»

»

JO) Minister für Handel nnd Gewerbe,

Finanzminister,

Justizminister,

Minister des Jnueru,

Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsteu,

Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung,
Minister für Volkswohlfahrt,

.«·J

1) Solange der Auftrag für den Reichsipartomtnissar dauert, sendet die Kanzlei die Schreiben, die an sämtliche
Reichstniuister oder an sämtliche oberste Reichsbchörden gerichtet sind, ohne weiteres auch an den Jerru Reichs-
sparfotnmissay wenn nicht ausdrücklich anders verfügt ist

P«
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Auf diese Weise (a) ist die Verfügung »An die Landesregieritngen« auszuführen

)k (§·-z100.

b) Wenn auf das Schreiben eines Landesministeriumsgeantwortet wird,
ist die Anschrift des Absenders auch für die Antwort zu wähleu.·

Anlage 1. Auschrifteuverzeichnisse

Bayerische Ministerium des Äußern in München,

Sächsische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten in Dresden-.

Württembergische Staatsministerium in Stuttgart,

Badifche Staatsministerium (9Jii11isterialabteilung) in Karlsruhe,

Thüringische Staatsminister-nun in Weimar,

Hessische Staatsministeriqu in Dsarmstadt,

Senat der Freien und Hansestadt Hamburg in Hamburg,
Mecklenburg-Schwerinsche Staatsministerium in Schwer-in,

Oldenburgifche Staatsministerium in -Oldenburg,

Staatsministerium in Braunfchweig,

Anhaltische Staatsministerium in Dessau, «

Senat der Freien Hansestadt Bremen in Bremen,
Lippiiche Landespräsieinm in Detmold, .

Senat der Freien und Hansestadt Lübeck in Lübeck,

Mecklenburgische Staatsministerium in Neustrelitz,

Herrn Landesdirektor von Waldeck in Arolsen,

Schaumbzurg-Lippische Landesregierung in Biickeburg

(a) Fiir besonders feierliche Zwecke kann auf besondere Verfügung infolge-»de-
zAnschrizftenliste verwandt werden:

l. an das Staatsministerium des Freistaats Preußen in Berlin,

16.

17.

18.

»

»

B

»

))

»

»

»

den

das

die

»

Gesamtmiuisterium des Freistaats Bayern in München,

Gesamtmiuifterium des Freistaats Sachsen in· Dresden, «

Staatsministerium des freien Volksstaats Württemberg in Stuttgart «

Staatsministerium der Republik Baden in Karlsruhe, · -
- .Staatsministerium des LandesThüringen-in Weimar,..,. Js.·-."L. .-«,

- Gesamtministerium des s--Voltsstaat"s Hessensin Darmstadt,' - —-

Seuat der Freien und Haufestadt Hamburg in Hamburg,

. Staatsministeriqu des Freistaats Meeklelibttrg-Schwerin in Schwertn,s
Staatsministeriiuu des Freistaats Olde"nburg.—-in. Oldseubu«rg,-

Staatsministerium des FreistaatsY Brasususthweig iti Branuschweig,«
Staatsministerium des Freistaats Anhalt-Zin-Desssausj

Senat der Freien Haufestadt Bremen in Brekttiei«r,«

s Landesprästdium des Freistaats Lippe inDennold,

Senat der Freienuud Ha-isestadt Liibeck in Liibeck,

Staaisministerium des Freistaats -Meckleuburg-Strelitz in Neustrelitz,

Waldeckische Landesregieruug in Arolfen,

Landesregierung des Freistaats Schaumburg-Lippe in Bückeburg

Auf diese Weise (a) ist die Sammelverfügung »An die Staatsminister-ten der Landen-
auszuführen -
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ais Wenn in besonderen Fällen die persönliche Anschrift an.da-s präsi-
dierende Mitglied der Landesregierung gewähltwird,lautet die Anschrift:

i. an den Herrn Preußischen Ministerpräsidenten in Berlin,»
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Baherischen Ministerpräsidenteu in München-

Sächsischen Ministerpräsidenten in Dresden,

Württembergischen Staatspräsidenten in Stuttgart,

Badischen Staatspräsidenten in Karlsruhe,

Vorsitzenden des Thüringischen Staatsministeriums in Weimar-,

Hessischen Staatspräsideuten in Darmstadt,

Präsidenten des Senats der Freien und Hansesiadt HamburginHamburg,

Mecktenburg-Schwerinfchen Ministerpräsidenten in Scl)werin,

Oldenburgischen Ministerpräsidenten in Oldenburg,

Vorsitzenden des Braunschweigischen Staatsministeriums in Brann-

lchwssg-
Anhaltischen Ministerpräsidenten in Dessau,

Präsidenten des Senats der Freien Hausestadt Bremen in Bremen,

Vorsitzenden des Lippifchen Landespräsidiums in Detmold,

Präsidenten des Senats der Freien und Hansestadt Lübeck in Lübeck,
Meckleuburg-Strelitzschen Ministerpräsidenten in Neustrelitz,

Laudesdirektor von Waldeck in Arolsen,

Vorsitzenden der Schaumburg-Lippischen Laubesregierung in Bückeburg

Auf diese Weise (d) ist die Sammeluerfügung »An die Herren präsidierenden
Mitglieder der Landesregierungencc auszuführen

D. Schreiben an die Vertreter der Landesregierungen bei der Reichsregierung siehe § 101.
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Anlage 2

Gemeinsame Formbltitter

a.1-·. 1 (§ 15)
Abgabenachricht

(Postkarie)

Neichsmlllistetjum ........... I) Berlin, den .....

Nr. ...........................

Ihr Schreiben vom

ist Aus Gründen der Zuständigkeit an .........................................................

weitergeleitet worden«

 

 

(Stempel)

G.F.1
ni« A 6 (105 x 148)

ent-. 2 (§ 17)

Eingangsbeståitigung

(Postkakte)
Isieichsminifterium.H Berlin, den

Nr. ..........................

, betreffendDer Eingang Jhres Schreibens vom

wird ergebenst bestätigt

(Stempel)
G. F. 2

Din A 6 (105 x 148)

I) Hier und in den folgenden Fällen tritt an diese Stelle die Sachbezeichnuug des in Frage kommenden Ministerium-z-
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G· F. Z (§ l7)

Zwischenbescheid
.(Postkarte)

Neichsministerium ............... Berlin, den .....................................................

Nr.

Der Eingang Ihr-es Schreibens vom ...., betreffend

wird bestätigt. Weitere Mitteilung bleibt ergebenst vorbehalten

(Stempel)

(i. F. 3
Inn u 6 (105 x .148)

 

o. 1-.4 (§19)
Erinnerung

iPDstkakte oder Schreiben)

Neichoministerium » . Berlin, den

....................................................., betreffend

. , ................................................. ist eine Antwort

bisher nicht eingegangen An die Angelegenheit wird daher ergebenst erinnert.

(Stempel) .-

(I)«s. F. 4

Din As (105 X 148) als Postkarte. Etin A 5 (148 X 210) als Schreiben
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. a. Es (§ 28)

Nückgabe von Anlagen
 

Neichsministerjum Berlin, den .

Nr.

, Die Anlage ..... des Schreibens vom

- ...................................... w...td .....

d ....................................................................................................................................

hiermit ergebenst zuriickgesandt.

(S-tempel«)
G. F. 5

Din A 5 (148 x 210)

 

CZ- t·’.t 6 (§ 30)

Abgabe

Neichsministerium ..................................... Berlin, den·

Nr. ........

Betrifftz 1. Auf den Eingang ist zu schreiben:

Schreiben des Dem

Jnhalt:». mit .....-Anlage...... zur — Kenntnis —-

weiteren Veranlassung —- zuständigkeitss

halber ergebenst übersandt

2. Abgabenachricht demlsinsender

G. F. 6
Din A 5 (14:s x 210)
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ci. k.1 (§ 30 Abf. 2)

Eingegangene U. R. Sache

 

  

Neichsminifterium

Schreiben Eingegangen ani:
de.. (Behörde)

Vom

, Nr.....

Vorgang beim eigenen Ministerium Anlagen;

.......................................... Was Eissgsmgsstück selbst zählt. . ........................ nicht als Anlage) .

Betnfft: .
Dieses Feld bleibt fin· die-.

Kanzlei- und Absendevermerke)

Der Neichsminister Berlin, den

Geschäftszeichen :

Verfügung
Referent:..

" 1. Auf den Eingang ist zu schreiben

»Gesehen«

2. Eingang mit ....... Anlage..... zurück «—— weiter —-

-cln a. k. 7
Dis- A 4 (210 x 297)



 

58 Anlage 2.

Neichsministerium .....

Nr

Gemeinsame Forniblätter

Anwesenhejtsljste

bei der kommissarifchen Beratung vom

über

G. F. s is eng
Anwesenheitstsk;

 

Name

(Bitte recht deutlich zu schreiben)
Dienststellung Vertretene Stelle

 

 
G. F. 8
Inn A4 (zu-) x 297)
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G. F. 9 (§ Sö)

 

 

 

 

 

 

Vortragsanmeldung

Herrn Minister — Herrn Staatsfekretär

durch die Hand des Herrn Abteilungsleiters —- und des Herrn Staatssctretärs

Vortragaanmeldung

Gegenstand:

Referent: ...................................................... Korreserent: ...................................... .. ..........

Sonst beteiligt:

Karzer Sachverhalt:

Vorschlag:

Vortrag Nr. Vfgs

· · Il. Zeitpunkt des Vortrags:
Verteilungsplam

................................. , den l953.

Herrn Staatsfekretär vorm .................... Uhu

» nachm.

» 2. Vortragsanmeldung und Verfügung zu I sind
» den nebensteyenden Beteiligten — im Umlauf

vorzulegen —- abschriftlieh auf den Arbeitstisch
» zu legen.

» 3 W. o. am Vortrags-tage. »

»

G.F.9

Din A 4 (210 x 297s oder unter Benutzung von Vor- und Rückseite Vin AS (.l48 X 210)
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a. .1-·.· to (§ 85 Abs. 1)
Beantragte Dienstreise
« (Vorderfeite)

Antrag auf Genehmigung einer Dienstrejse
 

 

 

Der Reise . Höhe des
. . "tia en Vor-. " Vertreter
Be - d — -· no-' . ’ «gxxrrun Ziel Zweck schusscg

l ...... ,..-Je»n

in Worten :

    
In eiligen Fällen bin ich zn erreichen.....»»

DUTch Berlin, den ............................. . ..... m
1. den Herrn Abteilungsleitey

 

2. das Haushaltsreferat (Rame)

an den Herrn Staatsfekretär (Dienststellung)

(Rückseitc)

Des Neschsminister Berlin, den 19..». .

1. Genehmigtl

2, Bürokasse zur Zahlung des Vorschusses von ...... Æthjj Datum und

Nummer dieser Anweisung sind auf der Empfangsbescheinigung zu ver-merken.

3 Antragsteller zur Kenntnis ; Fernsprechvermittlung und Meldezimmer sind von der

Abwesenheit und Vertretung zu verständigen.

4. Vertreter zur Kenntnis.

.«:3. Dem Haushaltsreferat vorzulegen (Abrechnnng).

1. V.k.

a. F. 10
nip A 5 (148 x 21())
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ci. k. 11 (§ 85 Abs. 3)
Ausgeführte Dienstreife

a. Angaben über ausgeführte Dienftreisen 1)

Anmerkung: Nach Ziffer 70 der Auszest z.ReisekB. ist der Beamte für die Richtigkeit der Angaben
iu der von ian zu unterzeichnenden Reiietostenrechuung verantwortlich Die für die vorschriftsmäßige Aufstellung
der Reisekosteukeelmung erforderlichen, nachstehend gewünschten Angaben sind daher sorgfältig auszufüllen.

1. Reise zum Geschäftsort:
a) angetreten in (Fern-Bhf.): ............................................................................................

b) am: ................................. c) um (fahrplanmäßige Abfahrzeit): ................ , ........... «...........

d) mit Schnellzug oder Personenqu .............. , ...........................

e) bezahlte Wagenklasse: .

f) Reiseweg:

erriet-refer am Geschäftsoktz

a) in: ........................................ Li) am: ...........................................................

a) fahrplanm. Ankunftszeit: ........... d) Zugverspätung(wenn mehr als 1 Stunde) :.

3. a) Dienstliche Verrichtung am Geschäftsortez .................. —......................... ..........

b) Tag und Zeit des Beginns der dienstlichen Verrichtung: ......................

a) Tag und Zeit der Beendigung der dienstlichen Verrichtung:

st. Wenn bei einer Dienstreise mehrere Geschliftsorte berührt wurden, Angabe der
Orte und der Dienstverrichtimg unter Beachtung der Punkte 1 bis 3: ...........................

E-, Rückreise zum Wohnort;

a) eingetreten in (Bhf«): .......................................... ...............

d) am: .......... -- c) um (fahrplaumüßige Abfahrzeit): ..

d) mit Schnellzngoder Personenzug:

. e)· bezahlte Wageuklasse: ....................................................... .........«·. ............

Gi; Es il - ,
  
T) Dieser Vordruck wird auf einem Blatt I)jn A El (210 X 297) zweifeng hergestellt
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f) Reifeweg:

g) Ankunft am Wohnort in (Bhf.)z ........................................ am: ..............

li) um (fahrplanm. Ankunftzeit): ..... i) Jugversp. (wenn1nehrals 1 Stunde): ..............

ti. Lag die Benutzung des znsrhlagrfliehtigen Schnellzuges im dienstlichen

Intereser ............................................................................................................... «......................

T. Schlafw a ge nbenuhu ng, wenn Erstattnng der Kosten beantragt wird I):

a) welche Strecke? d) welche Klasse?

(z) veranslagle Kosten (einschl. Vormerkgebiihr):

el) Begründung:

8 Wenn Zuschuß zu den Tage- und Übernachtungsgeldcrn beantragt wird, ist anzu-

geben, welche Ausgaben entstanden sind (getrennt.)

a) für Unterkunft (ansschl. Friilsistück):

h) für Verpflkgxmgz ..............................................................

c) ob verheiratet oder ledig:

Exi. Auslagcn für: .

A. Fahrkosten (getrennte Angabe für Hin- und Rückfahrt):

a) auf Eisenbahnen, Schiffen oder sonstigen öffentlichen regelmäßigen Verkehrs-

mitteln: ...................

l:)) Schnellziigzuschlag: ...................................................................................................

c) Platzkartet

d) Gepärkbefördcrungskosten:.. ..

(d) Gepäckversicherungskosten2) :.

Cl Die Kosten für Schlaflvagenbenutzung werden nur erstattet, wenn die Benutzung aus dienstlichen Grün-
den dringend geboten war.

2) Gepäckversicherungskosten können nur dann aus Reichsinitteln erstattet werden, wenn eine Dienstreise längere
Zeit dauert und sie die Mitnahme größeren persönlichen Gepiickss erfordert, das lm Eisenbalmabteil nicht miter-
gebracht werden kann.



11.

42.

13.

14.

15.

tö.
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B. Nebenkosten (getrennte Angabe für Hin- nnd Rückfahrt):

a) Zu- nnd Abgang zur Eisenbahn usw. am Wohnort, Geschäftsort oder ano-

wäktigcn xllnkrnachtnngsort: ...................................................................................

b) Gepäckträger, Beförderung von Akten, .«·«car.ten, Geräten usw.:

e) Post-, Telegrapheii- nnd Fernsprechgebiihren,- Boten- und Schreiblöbnex

d) Sonstiges (isJ-aßgebiihren usw.):

. Ist ein Reisekostenvorschusz erhoben?

a) in welcher Höhe? ................................. b) von welcher Zahlstelle?

Durch welche Verfügung des Ministeriums ist die Reife genehmigt oder

angeordnet worden?.

Wurde am Geschäftsort ein amtl. Nachtquartier bereitgesiellt? .................................

Wird Entschädigung iiir getrennte Haushaltsfiihrung usw. nach dein

Gesetz vom 21.Mai 1920 gezahlt, wenn ja, welcher TagesbetragZ

Werden Beschäftigungstagegelder für vorübergehende Beschäftigung außerhalb

des dienstlichen Wohnsitzes gewährt, wenn ja, welcher TagesbetragP "

Soll der Betrag der Reisekostenrechnung bar gezahlt oder anf welches Bankkonto

überwiesen werden?

Aus welcher Besoldungsgrupre werden Grundgehalt oder Diäten bezogen?

Die Richtigkeit der Angaben wird bescheinigt

Berlin, den 19.......

Unterschrift:

Dienststellung:

Dienststelle:
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b. Feststellung der Reisen-often
(Borderseite)

Dek Neichsmjlllstek Berlin, den 19 .......

1. Anliegende Reisekostenrechnungdes ........
über eine Dienstreise nach-...
vom .................................................................. bis

wirdauf -- JHMZfestgestellt
VerrechnungsstelleKap.........Tit. ......... der fortdauernden Ausgaben für 19 ..........

Nach §6 der Reuekostenverordnung wird ein Zuschuß von .............. »Es-Z bewilligt·
Auszug aus der Rechnung umseitig.

. Nach Vollziehung der Anweisung an Bürokasse zur Entnahme der Rechnung«
Der Reisekostenvorschuß von JMZ ist anzurechnen. 

 

3. Vorzulegen a) der Hauptlmchhalterei zur Kenntnis,
b) dem Expedienten zur Kontrolle.

4. Z. d. A. J«.A«

Für die Richtigkeit der Anweisung
.............................Nchansp

(Rückseite)

» Abschrift der Berechnung der Neisekostem · Geldbetrag-:
1. Tagegelder: » FM NM

3) Volle . .·..............für..... Tage zu je »Es-XII : ...... : ......

b) SA» des vollen Betrages.. » » » » :—.: ................
» » » . . » » » » » ::-.:» » ..... . . ..

d) Auslmldstclgcgeldcr ....... » » » » » ::

11. Ubernachtungsgelder ..... » » » » »s- =
» .......... » » » L» = ..... «.................

Zuschuß nach §6 der Reisekostenverordnnng ..................... .. .. ......

llI. Fahrkosten:
a) auf Eisenbahnen usw..........................................

b) Zuschlag für Schnellzugsbenutzung ..........................
c) für Gepiickbeförderung ................ ·....................,
d) für Gepäckversicheinng .................................... ......
e) für nicht auf Eisenb. zurückgelegte Wegestrecken ..km zu je Mal-Z .......

IV. Nebenkosten: ·
a) beim Zu- und Abgang ................................... ......
b) Auslagen fiir Gepackträger usw .............................................. »
c) » » Post- und Telegranmigebühren usw.....................................
d) Sonstige Auslagen ................................... · .........................

. Zusammen . ............
. Veschiiftigungstagegelder .

v b: 2. d . , ·. « Z « ......... b .........
Hm on a A er Entschädigung für versetzte Beamte sur ts

mit je ..............»I.-W- . . . .....................

Bleiben . . . . ------
G. F. 11b

 

 

 

   
Dis A 5 (148 x 2.10)
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G« F» 12 (§ 88,)

 

Neichsministerium ........................................ Ukkzmh

(Vorderseite)

Urlaubsantrag
Dauer-: Vom ............................................ bis einschl= ........ , ...... Tage

(Tskcdcmntutt am ..................................................... )

Anlaß, Zweck: ............................ -........................................................................................................

Vertretung....................................................... .........................................

Anschriften während des Urlaubs:

Verbindung für Ferngespräche: ..........................................................................................................

Im laufenden Jahr bereits erteilter Urlaub: ................................................................................

vom ............. J.............. bis ..............J........................... Tage

Sichtvernierk des Leiters der Abteilung Berlin, den

Oder DimststelleT (Straße):. .............................................. Nr.. .........

Zimmer Nr..............

. Beschäftigungsstelle: ...........................................

................................................................................

Unterschrift des Antragstellersi  
Wink-kenn

Verfügung

l Antragsteller

Vertreter
I . . Registratur

. Bewllilgl. Hauptbüro
2. Vorzulegen oder zu benachrichtigen Mnjskexbüw

(Nicl)tpassendes zu streichen) Kanzlei
Botenmeisterei

-Fernsprechvermittlung

Bücherei
 

Berlin, den
Urlaubs- und Rückkehrtermin vermerkt:

   
Zurückgemeldet am« .............. ,......................

..............................................................................................................................................................

(Unterschrift der zuständigen Dienststelle, nicht des Beurlaulten)

Nach Erledigung zurück an
G. F. 12
Diu A 5 (148x210)



 

 

 
a. F. 13.
Din A 3 (29-7 x 420j
 

 
——Is) Z. Z—t-.WEnde des- Rechnungsjahres

 

UFM .
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ce. F. AS

Urlaubsplan

Zustehende Zu-

Lfd« N am e Dienstbezeichnung Alspr am Urlaubs- Vertreter Rimsian
Nr« StichtagZ l) dallcr Leb

Tage Vertreters

l JiIiiller O. St. J eiteln-« als 40 Jahre 85

2 Leb-mann- » » 85

Z Bergam- Sif. J. S-w.30u.4l)Jc-leren 28

4 Hcertcrncmn O. Sit. S. unter 80 Juli-sen 28



(§ 88 Abs. 2)

Anlage L. Gemeinsame Formbiaiter

 

 
 

April Mai Juni Juli August Sept. Oktober Nov. Dez. IM- Febr- März III

?—-29 F-—27 .2l)——2

.·l-——«3

3-----.eo

26——22
J—25

   

22------

  

Q
I
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WRIASS Z

Muster für einen Entwurf

 

   

(§ ZU

Der Neichgminister ............................. ......... Berti-ist, den«............................ M ......

Nr- .................... .

ILcserenlJT ......................................................... Dieses Feld bleibt ;fl«lr die Kanzlei

«.. ss

Expedient: ..... stets

l. An

Nachrichtlich an

Auf das Schreiben-—- den Bericht-vom l) ,,,,,,,,,,

.................................. (Geschäftszeichen)....................

(Im Anschluß an mein Schreiben meinen

Betrisst : Erlaß —— meine Verfügung —— vom .......... . .................

(Geschästszeichenl ...................)

Frei!

oder:

Gebührenpslichtige Dienstsachel

oder:

Beigefügte Wertzeichen verwenden!

(Vom Expedienten auszufüllen)

Zur Beachtung Auf weiteren losen Blättern ist oben links das Geschäftszeichen zu wiederholen-

Din 44 (210 Z(297)

1) Statt dessen kann, besonders bei Sammelanschriften, hinter jeder Anschrift in derselben Zeile
kurz hinzugefügt werden »zu Nr............... vom «.
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   Honigs-send gesetzt werde-I- so gilt folgend-s Zeichen- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

W
Verichtigungsmuster

(§ 94)

Beurener Wiss-sag
MZadxoåggggaxgzatm Beim Korrekturlesen Hdient man sich bestimmter H de

ANYTHING Zegchen zur Verbesserunf der Sftzfehletz denn cis-F si Fg Fa Leg

soischk Schein Heschreibung durch ·Worte wäre mühsam und unzu- IT »HV;LZF;T»,

RTTTTTFZZTTMP verlässig. Die am häusigsten vorkommenden Zetchenslzter L sind

SMUM-dssvschth-Isthottess auf II rechten Spalte angegeben. zzkzz

nmgkkehmviscinadm Bevor man zum Figentlichen Lesen übergeht, prüfe »s; V (den-»M)

ZWEITEN man M die Seite-Zahlen und die Bogenziffern auf H ers weiss-wo

euren-eure ihrs Richter-is He
WITH-TIEREde In der Regel genügt-ein einmaligee Korrekturlestiu Hi-

MZTFZTJTHTM · Nur bei? besonders schwierigen Arbei:ten oder beträcht- « J

mehrzwischww Eichen nachträglicheuTÄnderungen des Bestellers auf ?

gis-»dem ersten Abzug ist eine zweite und dritte Korrektur ZW-

rssurnrrxrkrr Tom-»du rij
Die Korrekturzetchen sollen möglichst nur auf eineTZIs I

Vers-order Speis-w und zwar auf der rechten Seite der Spalte angebracht Des-W

Syst-mag- werden. Das tm Text angewandt-eZEÆgmuß in dek- Dis-Wes

Beschauer suchst-de selben vForm aufdem Rand wiederholt und die Änderung - Z Z HEFT)

Seins-etwa Buche-we- rechts daneben geschrieben werden« Krbesserungen tm Ist-IT

vernoka Bach-tade-« Text ohneAusendung der hier angegebenen-Zeichen Und »I-

sshiw Zeche-so- ohne Wiederholung auf dem Heide sind unzulässig. EITH-

vsceskucg weist-F Alle Korrekturen sind mitTinte und thFnWIBlet- TWLJ

sksskksumeeuwm sttft zu machen,VeriZis·che-t das desiimKorrekturzeichens i Z Z se-

in«-z möglichst zu VerhindetnziWünfcht man da, wo ein, Ad- »wa

satz gemacht ist, daß er wegfalle und die Zeile-Itzt-T
Kein Absatz   
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Stilms Mehr Dukchschvßå

A b d öc) ich ·’nga e ei· gew ni .
vorkommenden Fehler prckmrzckchm

Ist der Raum zwischen einzelnen Wörtern ungleich ver- Ar-
, ? , , se » , , re : »F

Unwwwmwischm teilt, oder; findet eineåunnotige Teilungykæstattz so daß « 2
der-einzelnen Wörtern « « ' , « » Ew« k- «

Oder-misse- Tesssmgm etwas von einer Zeile in die folgende genommen wers ; s
— : , « . , ;W»H « J»den muß, so bedient man sich der nebenstehenden Zeichen. i ; ist

Setzer darauf aufmerksam, indem man an der Seite die ----«—-·—— Z

Wiss- Zeus-d richtige Reihenfolge angibt. — W

Sind mehrere Zeilen net-wechseln so macht man den

zwhmdmwstchmde Stehen Zeilen näher als die übrigens-XXVII so«»»«».
«- kswch (2«

- wird dies, wie hier angeführt, bemerkt. Stehen Zeilenw
 

Zu weit auseinander-stehende

Zeitm- (Wenteer Durchfchusid

 
zu weit auseinander, so gilt dieses Zeichen:

».-.«-.—.-.-.-s»-.-«-.---..w,--.»«-.x-«--.— --.«-»- »a-, »km s

Soll etwas aus einer anderen Schrift gesetzt werden,-F
  

dann ist die betreffende Stelle zii unterstreichen und am

 

   
Asde Schtssts Rande die gewünschte Schriftart anzugeben; z. B.: Als

,,a«po»l.,e»,o,»n bei Marengo usw.

Will man etwas irrtümlich Korrigiertes . rückgängig

sen-W non-semi- machen, so streicht man das Korrektiitzeichen durch nnd

setzt Punkte unter die kosxigierte Stelle.    
Das Manuskript ist vor Übergabe an die Reichsdruckerei sorgfältig durchzusehen,· nach-
trägliche Änderungen im Satz sind zeitraubend und kostspielig Besonders ist bei größeren

Arbeiten auf einheitliche Behandlung von ständig wiederkehrenden Abkürzungen u. dgl.

zu achten. Eigennamen sind deutlich zu schreiben Das Manuskript ist nur einseitig zu

beschreiben nnd fortlaufend zu bezisfern. Einschaltungen sind nicht auf die Rückseite,

sondern auf den Rand oder aus besondere Blätter niederzuschreiben

Druclmuister sind möglichst miteinzusenden. Sonst sind genaue Angaben über Schriftart

(deutsche oder lateinische Schrift), Größe der Drucksache Göhe und Breite in Zentimetern),

Papier und Buchbinderarbeit zii machen.

Liefekftiften sind möglichst so festzusetzen, das; teure Überstunden- und Sonntagsarbeit
vermieden wird. Bei eiligen Arbeiten sind genaue Zeitangaben für die Zusendung der

Berichtigungsabziige und Auflagen erforderlich.

 



i-Llnhcuig El. Diegistraturordniuig l l

Anhang A
(zu § 13)

Registratuiotdnung

(Gi«imdsäize fürNegistraturen imd für tegisttaturlofe Worin

A· Allgemeines

»Si.
Arbeit mit und ohne Registratur

(1) Die Eingänge net-dein soweit nicht für alle oder bestimmte Ar-
beitsgebiete registraturlose Arbeit eingeführt ist, in Registraturen aus
bewahrt, geordnet und Übermacht

(2) Registraturlose Arbeit ist einzuführen, wenn dadurch die Arbeit
beschleunigt und vereinfacht wird

(8) Abteilungsregistraturen sind zusammenzulegen, wenn die ihnen
verbliebenen Aufgaben in einer gemeinsamen Registratur einfacher erfüllt
werden können

B. Aktenflihrung

Z2

Aktenverzeichnis

(1) Für jede Abteilung osder gemeinsam für das ganze Ministerium
ist ein vorausschauensd durch-dachtes, nach den Bedürfnissen der Sach-
bearbeitung aufgebautes systematisches Aktenverzeichnis anzulegen. Die
Güte dieses Verzeichnisses ist Voraussetzung sowohl füreinen gut-en
Bürobetrieb wie für den sachlichen Nutzen der Akten. Es ist daher nach
den von den Registraturen und Referaten gegebenen Unterlagen abschlie-
ßeud von den Abteilungsleitern selbst oder unter ihrer Leitung von Be-
amten zu bearbeiten, welche die innere Entwicklung der Sachgebiete und
den Zusammenhang mit den Gesamtaufgaben des Ministeriums Und der
Reichsregierung übersehen Der Vereinfachimgsreferent und, wo es zweck-
mäßig ist, der Ministerialbürodirektor sind zu beteiligen Das Ver-
zeichnis umfaßt auch die registraturlos bearbeiteten Gebiete Von der
Anlegung eines systematischen Aktenverzeichnisses ist nur da abzusehen,
wo es infolge ides ständigen Wechsels der bearbeiteten Gegenstände weder
für das ganze Arbeitsgebiet noch für größere Teile davon mit Erfolg
angelegt werden kann.

(2) Das Aktenverzeichnis soll bei Gebieten, deren Inhalt sich über-H
schneidet, klare Richtlinien enthalten, wohin die Sachen genommen wer-
den sollen.

l



72 Anhang A.- Registraturorduung

(8) Zu beziffern sind die Akten im Verzeichnis fo, daß
1. weiter Spielraum für künftige Einfügungen bleibt,
2. jederzeit Aktengruppen ohne Neubezifferung ausgesondert werden

können (z. B. zur registraturlofen Arbeit),
3 das Aktenzeichen als Geschäftszeichen dienen kann (§19).

Empfohlen wird die durchlaufende Bezeichnung nach dem Vierziffern-
system (Muster Anlage1, auch als Dreizifsern- oder Fünfziffernsysteni
abzuivandelispy

§ 3

Uberleitung

(1) Wenn das systematische Aktenverzeichnis aufgestellt ist, wird der
Qeitpunkt bestimmt, von dem an es gelten soll und die darin ausgeführten
Aktenumschläge angelegt sein oder für neu zuden Akten gelangende Sachen
angelegt werden müssen Dabei können mehrere inhaltlich zusammen-
gehörige, im Verzeichnis aufeinanderfolgende Akten im selben Aktendeckel
vereinigt werdens die Eingange werden dann zunächstin farbigen Papier-
umschlägen oder Unterordnern mit besonderer Aufschrift innerhalb des
Bandes geesondert, bis die Trennung m Bande sich lol)nt1)

(2) Wo die neuen Akten dem bisherigen Akteninhalt entsprechen, kön-
nen die alten Akten mit der neuen Bezeichnung fortgeführt oder ganz
übernommen werden

(8) Auf dem Schilde neu angelegter Akten (Abs. 1) wird auf die Vor-
akten nach ihrer bisherigen Bezeichnung verwiesen Die Akten werden
nach und nach »durch Herübernahme von wichtigen Stücken, Abdrucken
oder Auszügen aus den Vorakten möglichst so vervollständigt, daß die
Vorakten für den laufenden Gebrauch entbehrlichsind

(4) So bald wie möglich ist zu prüfen, ob Vorakten an das Reichs-
archiv übergeben (§ 7,) in unbenutzteu Räumen verwahrt oder vernichtet
werden können

§ 4
Abdrucke des Aktenverzeichnisses

(1) Staatsfekretär, Abteilungsleiter, jeder Referent, Expedient und
Registrator der Abteilung sowie das Hauptbüro erhalten das Akten-
verzeichnis und außerdem eine besondere libersichh aus der die einzelnen
Referenten und Expedienten und der Standort der Akten (Zimmer-
nummer) ersichtlich sind

(2) Neue Aktentitel dürfen nur mit Zustimmung des Referenten ein-
gefügt werden, der im Zweifel den Abteilungsleiter befragt. Dabei ist

1) Für stehende mechanische Ordner l§ 5 Abs.s6) sind Unterordner zu empfehlen, die
sich ohne Offnen des Verschlusses eiuhiiugen lassen.
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das Bedürfnis, die Aufschrift und der Ort der Einfügung sorgfältig zu
prüfen. Einfügungen werden den Besitzern des Aktenverzeichnifses in
Zeitabschnitten durch Umdruck mitgeteilt.

§ 5
Aktenführung

(1) Auf übersichtliche Aktenführung ist- größter Wert zu legen. Ein--
gänge, die voraussichtlich einen längeren Schriftwechsel zur Folge haben,
können mit sämtlichen sich darauf beziehenden späteren Schreiben in far-
bigem Papierumschlag oder besonderen Unterordneru in dem Akten-
baud verwahrt und mit dem Umschlag zusammen eingeheftet werden.
Akten allgemeinen Inhalts kann ein Juhaltsverzeichuis vorgeheftet
werden

(2) Bezieht sich ein Stück auf mehrere Akten, so ist es zu den Akten zu
nehmen, zu denen es nach feinem Hauptinhalt gehört. Zu den anderen
Akten ist ein Hinweis, ein Auszug oder eine Abschrift der Antwort usw,
zu bringen. Der Bearbeiter kann mit Hilfe des Aktenverzeichniffes (§ 4)
und des Geschäftszeichens (§ 19) selbst darauf achten, ob die Sachen auch
zu den Akten gelangen, sin denen er sie wiederzufinden wünscht; nötigen-
falls verfügt er die ander-e Eiuordnung oder die Aufnahme von Hinweiseu
oder Durchschlägen in andere Akten.

(3) Die zum laufenden Gebrauch der Akten nicht unbedingt nötigen
Schriftstücke, Anlagen, Sammlungen und dergleichen sind in Einlage-
ordner oder in Beiakten zu bringen, auf die in dem Hauptaktenstück zu
verweisen ist.

(4) Schriftstücke und Druckfachen, die von Wert für die Bücherei sein
können und nicht bei den Vorgängen zu bleiben brauchen, sind, bevor sie
zu den Akten genommen werden, der Bücherei anzubieten Der Verbleib
ist in den Akten zu verwerten

(5) Aktenreife Schriftstücke sind möglichst sofort zu den Akten zu
nehmen.

(S) Mechanische Ordner sind möglichst zu verwenden (Muster Anlage B).

§ 6

Aktenausgabe

Die Ausgabe von Akten wird durch ein Aktenausgabebuch oder ein-e
Kartei überwacht. Wo mechanische Ordner verwendet werden, genügen
Papptafelm die mit dem Vermerk über die Ausgabe an den Platz aus-
gegebener Akten gestellt werden tEntnahmetaselnj1). «-
  
I) "Wird ein eingehängter Unter-ordnet (S. 72 Anm. 1) ausgegeben, so wird eine zum

Eiuhängeu eingerichtete Entnahmctafel an feine Stelle gebracht.

78
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g 7
Abgabe an das Reichsarchiv

Alle fünf Jahre werden die Aktenbestände darauf durchgesehen, ob
archivreife, d.h. in der laufenden Verwaltung nicht mehr gebrauchte
Akten zur Entlastung des Geschäftsbetriebes an das Reichsarchiv abge-
geben werden ·können. Sachlich geordnete Verzeichnisfe der archivreifen
Akten mit genauer Angabe von Inhalt, Zeit und Aktenzeichen sind dem
Reichsarchiv zu übersenden, das an Ort und Stelle die Bestände prüft
und die Liberführung in die Wege leitet.

C· Negistraturen

§ 8
Einrichtung

(1) Registraturen arbeiten, soweit notwendig, mit Tagebuch (§ O) oder
Ordnungskarten (§-10), Mitzeichnungsliste und Fristkalender (§ 2()).

(2) Daneben können nach Bedarf Einsenderverzeichuis· nnd Sachver-
zeichms (§ 11) geführt werden.

(3) Weitere Vereinfachungen sind zulässigts

(4) Regelmäßige Restlisten sind von der Registratur nur vorzulegen, wo
es angeordnet wird. Es kann angeordnet werden, daß die Referenten und
Expedienteu selbst Listen ihrer Reste regelmäßig verlegen

§9
Tagebuch

(1) Das Tagebuch (Gemeinsames Formblatt R 1) beginnt und endet
mit dem Kalenderjahr. Die Eingänge werden, soweit sie eingetragen
werden müssen (§Fs15, 16), nach der Reihenfolge des Eingangs unter
laufender Nummer eingetragen und mit dem Aktenzeichen versehen. Der
Inhalt wird stichwortartig bezeichnet Die Inhaltsangabe kann durch
Hinweis auf Seite und Zeile des Absenderverzeichnisses oder das Blatt
der Kartei (§ I0) ersetzt werden, wenn dort der Inhalt eingetragen wir-d.
Eilige Sachen sind vor den übrigen zu erledigen.

(2) Wenn ein systematisches Aktenverzeichnis nach §2 eingeführt ist,
genügt an Stelle der stichwortartigen Inhaltsangabe in der Regel die

I) Viele Registraturen werden nach Einrichtung eines systematischen Aktenverzeichnisses
nicht uur das Tagebuch, sondern auch die Ordnungsfarten entbehren können. Das Inhalts-
verzeichnis am Eingang des Bandes (§ 5 Abs l) gibt dann über seinen Inhalt, nötigenfalls
die Einfenderkarte (§ 11) bei zweifelhafter Aktenzugehörigkeit über den richtigen Band Auskunft
Vgl. Anlage (5. Der Lan der Eingänge wird nach § 20 itberwacht.
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Aktenziffer. Auch können dann die Arbeitsgebiete auf die einzelnen
Registratoren in der Weise verteilt werden, daß jeder ein Tagebuch für
sein Gebiet führt.

» (S) Inder Spalte für den Absender sind Behörden u. dgl. gleichmäßig
einfach abzukürzenj die Abkürzung s list e Anlage4 ist zugrunde zu-
legen.

" § 10
Ordnungskarten

(1) An Stelle des Tagebuchs können, wenn ein systematisches Akten-
verzeichnis nach §2 angelegt ist, Ordnungskarten eingeführt werden,
Für jedes Stück des Aktenverzeichnisses wird ein-e Ordnungskarte nach
lsjemeinsamsem Formblatt P 2 gebildet x

(2) Die Arbeitsgebiete werden auf die Registratoren verteilt. Ieder
erhält die zu seinem Arbeitsgebiet gehörenden Ordnungskarten in Kartei-
form nach der Zahl geordnet. Neue Sachen trägt er, soweit notwendig
(§ 16), auf der Ordnimgskarte in der Reihenfolge ein, in der sie zu dem
einzelnen Aktenstück eingehei«11).

(S) Beile Karten können dem Band, zu dem sie gehören, vor-geheftet
werd-en

(4) Für die Abkürzuugen in der Einsenderspalte gilt §9 Abs. 3.
(5) Ordnungskarten sind einzuführen, wenn dadurch die Arbeit ver-

einfacht wir-d nnd registratnrlose Arbeit noch nicht eingerichtet werden soll.

§.l.l
Eins-ei·i·derverzseiehnis, Sachverzeichnis

(1) Das Ein send erv erzei chnis ist je nach der Zweckmäßig-
keit alpshabetisch oder — z. B. für Schreiben von Behörden — systematisch
zu ordnen. Zu empfehlen ist die Karteiform mit Einsenderkarten nach
Gerne-insaurem Formblatt R 3 und Za. Karten für Reichs- und Landes-»
behörden, Vereine, Ortschaften, Privatpersonen usw. können voneinander
durch Farben unterschieden werden. Für die Ordnung von Einsensder-
karten usw. gilt Anlage 5.

(2) An Stelle der stichwortartigen Inhaltsangabe genügt in der Regel
die Aktenziffer, sobald ein systematisches Aktenverzeichnis nach §2 einge-
führt ist. Sie genügt stets-, wenn die Sache zugleich auf der Ordnungs-
karte mit näherem Stichwort eingetragen ist, sowie bei den meisten
Arbeitsgebieten für Schreiben privater Absender.

1) Für Eingänge, deren Aktenzugelsörigkeit zweifelhaft ist, kann eine besondere Ordnungs-
karte (»Such«karte«i mit Hinweis .an den Verbleib angelegt werden. Das ist jedoch meistens
unnötig, wenn ein Einsenderverzeichnis geführt wird. Dann genügt es, daßdie Sache dort
eingetragen und das Aktenzeichen ver-merkt wird. Vgl. auch S.74 Anm.1.

N
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(8) Sind die Arbeitsgebiete auf die Registratoren verteilt (§ 9 Abs. 2,
§10), so führt zweckmäßig jeder eine besondere Einsenderkartei für seine
Sachen. Für eng zusammengehörige Arbeitsgebiete kann eine gemeinsame
Einsenderkartei geführt werden; doch sollen dann die beteiligten Registra-
toren sso zusammensitzen, daß sie möglichst ohne aufzustehen die Kartei
gemeinsam benutzen können.

(4) Das S a ch v e r z e i ch ni s ist in der Regel überflüssig, wenn ein
systematisches Aktenverzeichnis nach §2 eingeführt ist.

(5) Wo bisher andere Bezeichnungen (Spezialindex, Generalin«dex,
Archivbuch u. ä.) üblich waren, sind sie durch die Bezeichnung Eins-endete-
und Sachverzeichnis einheitlich zu ersetzen.

§ 12
.· Beifügen der Vorgänge

(1) Die Registratur hat den von ihr bearbeiteten Eingängen die Vor-
gänge beizufügen. Lassen sie sich nicht alsbald ermitteln oder sind sie im
Geschäftsgang, so ist die Sache mit einem Vermerk hierüber ohne Aufent-
halt vorzulegen.

»(2) Werden im Verlauf Eder Arbeit Vorgänge erbeten, die nicht gleich
beigefügt werden können, weil sie im Geschäftsgang sind, so ist nötigenfalls
zu fragen, ob sie zurückgeholt werden sollen oder ob die Sache noch
Zeit hat,

« D. Arbeit ohne Registtatur

§ 13
Einrichtung

(1) Jst für ein Sachgebiet die registraturlose Arbeit eingeführt (§ 1),
so verwahrt der Expedient die Akten dieses Gebiets in feinem Arbeits-
zimmer.

(2) Er verwendet für die Eintragung von Eingängen, soweit sie erfor-
derlich ist (§17), Ordnungskarten (Gemeinsames Formblatt R2) oder
eine Ordnungsliste einsachster Form (siehe Bemerkung aus Gemeinsamem
Formblatt R 1),« ein Einsenderverzeichnis ist in der Regel entbehrlich.

§ 14
Vorsorge für Abwesenheit

(1) Unerledigte Eingänge und wiedervorzulegende Schriftstücke ver-
wahrt der Expedient in Mappen oder Fächern mit entsprechenden Auf-
schriften an einer bestimmten Stelle seines Arbeitsplatzes, damit sieauch
in seiner Abwesenheit gefunden werden können.

(2) Jst der Expedient abwesend, so erledigt eilig-e Sachen sein Ver-
treter, nötigenfalls die Registratur.
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E. Umfang der Eintragungen

§ 15
Imallgemeinen

Nicht einzutragen sind

1. Personalangelegenhseiten, die ohne Zweifel in bestimmte Personal-
akten gehören; .

2. Schriftstücke und Anzeigen ohne Bedeutung, Bestätigungs- und
Dankschreiben;

3. mit Lesevermerk zurückgelangende Sachen, die u.R. abgesandt
warens

4. Sammelanzeigen und Sammelberichte. Sie sind,-« sobald es die
Sachlage erfordert, mit Umschlag unter einem Geschäftszeichen
zu behandeln;

5 Kassenanweisungen und dergleichen;
6. Presseausschnitte, auf die nichts besonderes veranlaßt wird.

§16
Bei systematischem Aktenverzeichnis

(1) Wo ein Aktenverzeichnis nach §2 eingeführt ist, brauchen ferner
Sachen, deren Aktenzugehörigkeit außer Zweifel steht, vielfach nicht ein-
getragen zu werden, namentlich wenn es sich um Eingänge handelt, die
regelmäßig in kurzem gleichmäßigen Geschäftsgang erledigt werden. Das
Nähere bestimmt der Registraturvorsteher nach den vom Abteilungsleiter
gebilligten Eintragungsgrundsätzen

d(2) Referent und Expedient können die nachträgliche Eintragung an-
or nen.

(8) Ein Muster für Eintragungsgrundsätze, wenn Ordnungskarten und
Einsenderkarten eingeführt sind, enthält Anlage 6.

§17
Bei registraturloser Arbeit

(1) Wenn ohne Registratur gearbeitet wird, trägt der Expedient auch
andere als die in den §§ 15, 16 bezeichneten Eingänge in der Regel nicht
ein, da sie bei sorgfältiger Aktenführung und Beachtung der Vorschriften
über den Lan der Eingänge (§ 18) jederzeit gefunden werden können.

(2) Als Eingänge einzutragen sind nur
1. besonders wichtige Schriftstückej «
2, solche, deren Aktenzugehörigkeit zweifelhaft sein kann,·"tvenn die Auf-

nahme eines Aktenhinweises in andere Akten (§ 5 Abs. 2) nicht ge-
nügt, umsdas leichte Wiedersinden zu sichern.
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§ 18

DerLaufdes Eingangs
(1) Der normale Lauf eines Eingangs iiu Ministerium (durch Vorlage

an den Referenten, Korreferenten, Erpedienten, Abteilungsleiter, Staats-
sekretär, Minister und die Kanzlei) ist nicht einzutragen, wenn nicht aus-
drüctlich etwas anderes angeordnet wird. »Hei Eingäng-en, die im Tage-
buch oder auf derIrdnungskarte eingetragen werden, wird die erste Vor-
lage an den Referenten und der Verbleib nach Erledigung vermerkt Im
übrigen gibt jede Stelle die Sache unmittelbar an die nächste weiter.

(2) Sobald jedoch die Sache an eine ander e Abteilung
o d er B ehö r d e herausgegeben wird, ist sie zunächst an die Registra-
tur (oder den ohne Registratur arbeitenden Erpedienten) zu leiten, und
dort, wenn sie zurückgelangen soll, der Wiedereingang zu überwachenTi
Unmittelbare Weitergabe ohne Hilfe der Registratur ist in diesen Fällen
nur gestattet, wo sie für regelmäßig vorkommende gleichartige Vorlagen
allgemein zugelassen wird, oder in dringenden Fällen, wenn der Referent
den Wiedereingang selbst überwaclit oder dieAitsgabe dei Neaistr·atm aneigt

(.-·-,) Auch beim Wechsel dest)Referats oder Weitergabe an andere Beamte
in derselben Abteilung außer den im Abs 1 genannten istoie Sache durch
die Registratur (den Expedienteih zu leiten.

(i) llber die Weitergabe an die Kanzlei durch Vermittlung der Re-
gistratni wenn ihi die Sache noch nicht vorgelegen hat, das Geschäfts-
zeichen geä idert wird oder Akteiistiicke urschriftlich beigefügt werden
sollen, vgl GGO I §n).

F. Gefchäftszeichen

§ 19

(1) Bei registraturlosen Arbeitsgebieten wird das Geschäftszeicben aus
dem Zeichen der Abteilung (wo es angeordnet wird, auch des Referats
oder des registiaturlos bearbeiteten Gebietes) und dem Aktenzeichen ge-
bildet Hinter einem Bruchstrich werden Tag und Monat des Schreibens
in arabischn Ziffern mit dazwischengesetztem Punkt angefiigt Das
Geschäftszeichen eines Eingangs der zu den Akten 1210 der Abteilung 1
gehört, lautet also z. B. l 1210s5. —-l- bei einem Schreiben vom ö. April 2).
Wird der Eingang iin Tagebuch oder auf der Ordnnngskarte eingetragen
("'17), so tritt die Nummer der Eintragung an Stelle des Datums
hinter den Bruchstrich (z B I 1210,15) oder unter Querstrich hinzu.

l) Der Wiedereingang wird nicht auf der Ordnungskarte oder iin Tagebuch, sondern
auf einer einfachen Liste( titseichnnngsliste §20) überwacht

2) Dies genügt in der Regel auch dann, wenn ausnahmsweise mehrere Schreiben vom
selben Tage zur selben Sache eingehen Nötigenfalls wird zur Unterscheidung eine Ab-
kürzung des Einseiiders (f. S. 90 Anm. 3) hinzugefügt, also 11210X5. 4We bei einein
Schreiben des Reichswehrministeriunis. -
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(2) Ebenso ist das Geschäftszeichen in den Registraturen zuibildeiy
sobald ein systematisches Aktenverzeichnis nach §2 eingerichtet ist. Wenn
dies noch nicht geschehen ist, oder wenn ausnahmsweise für ein Gebiet
oder eine Abteilung angeordnet wird, daß nur die Nummer der Ein-
tragung als Geschäftszeichen gelten soll, muß vor diese Nummer der Buch-
stabe T (Tagebuch) oder ein anderes Zeichen treten, um Verwechselungen
auszuschließen

(8) Das Geschäftszeichen vermerkt der Registrator oder ohne Registra-
tur arbeitende Erpedient auf den Eingängen (beim Eingangsstempel) und
ihren sämtlichen Anlagen, auch wenn er die Eingänge nicht eiiiträgt.

G. Mitzeichnungslifte und Friftnalender. Wiedervorlagen

§ 20
(1) Der rechtzeitige Eiergang von Berichten usw., die fristgetnäße Wie-

dervorlage sowie die Rückgabe der unter Rückerbittung (»U. R.«) abge-
gangenen und der an andere Abteilungen oder Behörden zur Mit-
zeiehnuiig, Kenntnis oder Einverständniserklärung geleiteten Schriftstücke
ist durch eine in einfaclister Form gehaltene Liste (Mitzeichnungsliste) oder
durch einen Fristkalender zu überwachen (Muster: Gemeinsame Form-N
blätter R 4 und R 5).

(2) Bei längeren Fristen sind die wiedervorzulegenden Sachen zu den
Akten zu bringen, damit sie bei der Arbeit auf Grund der Akten nicht
übersehen werden. Bei kürzeren Fristen können die Sachen (oder Ver-
merke für urschriftlich weggegebene Sachen) in Mappen oder Fächern nach
dem Tage der Wiedervorlage geordnet werden; dann ist bei geringerem
Umfang des Geschäftsbetriebs die Eintragung im Fristkalender ent-
behrlich.

(S) Ist eine Sache in einer anderen Abteilung oder Behörde vorzulegen
und ist eine Wiedervorlagefrist nicht verfügt, so hat die Registratur oder
der ohne Registratur arbeitende Expedient den Wiedereingang während
angemessener Frist zu überwachen

(4) Ebenso ist zu verfahren, wenn eine Sammlung von Antworten an-
zulegen ist (GGO1· §21) oder wenn der Eingang von Akten, Anzeigen
usw überwacht werden muß (GG.O I § 22).

H. Weglegesnchen

§ 21

Weglegesachen« ,
Eingänge, bei denen wegen ihrer Unwichtigteit )-sw«e«glegen« statt

»z.-d.A.« verfügt ist (GGOl §20), werden in die Akten nicht aufge-
nommen, sondern lose gesammelt. Wenn nichts anderes angeordnet ist-,
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werden ani Ende jedes Jahres die in dem vorhergehenden Jahre w.-eg
gelegten Stücke vernichtet

1. Mappen

§ 22
M a p p e n

(1) Für den Umlauf innerhalb des Ministeriums bestehen vier Arten
von Mappen:

1. braune oder sonst durch die Farbe besonders gekennzeichnete (Ein-
gangsmavpen), die nur zur Vorlage der Neueingänge an die Ein-
gangsempfänger bestimmt sind1),
gelbe (Sofortmappen) für Sofortsachen und Telegramme,.
rote (Eilmappen) für Eilsachen,

blaue oder graue für alle übrigen Sachen.

(2) Wo andere Mappen im Gebrauch sind, können sie aufgebraucht
werden.

(8) Die Dringlichkeit kann auch durch Anklammern eines farbigen
Reiters an eine gewöhnliche Mappe oder durch Einlegen eines überlangen
roten Pappstreifens kenntlich gemacht werden.

(4) Die gelben und roten Mappen dürfen nur für Sachen verwandt
werden, die unbedingt sofort oder eilig zu erledigen sind. Sobald der
Grund zur sofortigen oder beschleunigten Erledigung wegfällt, ist eine
andere Mappe zu nehmen oder der rote Pappstreifen oder Reiter zu ent-
fernen.

(5) Es kann angeordnet werden, daß Eingänge für alle oder bestimmte
Arbeitsgebiete ohne Mappen vorzulegen sind.

L
w

tsc
)

§ 23
G eh e i m s a ch e n

Die als »Geheim« zu behandelnden Schriftstücke nebst Vorgängen sind
in verschlossenen Mappen vorzulegen. Die Schlüssel sind sorgfältig auf-
zubewahren. Ein Verlust ist idem Hauptbüro sofort anzuzeigen

§ 24

W e g w e i s e r

(1) Die Wegweiser der Mappen find von links nach rechts auszufüllen
Jedes Feld darf nur eine Angabe enthalten Schriftstücke, von denen

I) Wo eilige nnd nichteilige Neueingänge getrennt vorgelegt werden, können dazu die
unter 2 bis 4 bezeichneten Mappen mit besonderer Kennzeichnung verwandt werden
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lediglich Kenntnis zu nehmen ist, z. B. Reichsgesetzblätter, sind möglichst
in der Reihenfolge in Umlauf zu setzen, in der die Dienstzimmer der Be-
teiligten zueinander liegen. . "

(2) Soweit Mappen nicht verwendet werden (§ 22 Abs. 5), sind die
Stellen, bei denen das Sihriftstück durchlaufen soll, auf der ersten Seite
in abgekürzter Form anzugeben.

§ 25
UmlaufderSchriftstücke ·

(1) Die Amtsgehilfen holen die Mappen in bestimmten Zwischenräumen,
die möglichst kurz zu bemessen sind, ab und stellen sie auf kürzestem Wege
dem nächsten Empfänger zu. Sie sorgen dafür, daß gefüllte Mappen stets
in der oben (§ 22) angegebenen Reihenfolge der Dringlichkeit nach Farben
geordnet dem Beamten vorliegen

(2) Nähere Bestimmungen über den Dienst der Amtsgehilfen erlassen
die Ministerien.
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Anhang A. Anlagen

Anlage 1

Muster eines systematischenAletenoerzeichnisses (§2)

Aktenoerzeithnis der Abteilungl des Neichsminifterinmg

des Innern. Gliltig ab LFanuar1926 (Au53ug)

Juhaltsverzeichnis

1. Neichoverfassung

10 Reichsverfafsung Allgemeines Staatsgerichtshof.
11 steich und Länder.
12 Reichstag
13 ilteichsrat Reichswirtschaftsrat.
14 Reichsgesetzgebung.
15 Reichspräsident und Reichsregierung
16 Reichs-verwaltung nach der Elteichsverfassung
17 Grundrechte und (55ruudpslichten.
18 Verfassungsrecht über besondere Gebiete der Grundrechte (Ehe, Erziehung, Wissen-

schaft, Kunst, Wirtschaft, Eigentum, Boden, Arbeit).
19 Verfassungsrecht der Länder und des Anstandes

2. Wahlangelegeuheiten

20 Allgemeine Wal)lprobleuie. Materielles Wahlrecht für Reichstag und Reichspräsident
21 Jolksentscheid und Volkoliegehren Neugliederung
22 Durchführung von Wahlen und Abstiuiniungen des Reichs-. Allgeiiieiiies.
28 Durchführung der einzelnen Wahlen nnd Abstinminngcii
24 Wahlangelegenheiteu der Länder und Koninninen.
-.·:·) Wahlangelegenheiten im Ausland.

. 3. Religion und Nellgionsgesellfchafteii Anhang: Kalender und Feiertagsrecht

80 Allgemeines tirchliches Leben. Jatikair
81 Rechtliche Verhältnisse von Religion und Kirche (Allgenieines und Konkordate).
32 Vermögens-rechte der Religionsgesellschaften.
33 Verhältnis der Kirche zu besonderen Anstalten.
34 Religiöse Verhältnisse im Ausland (außer Vatikan).
36 Kalender-fragen Recht der Sonn- und Feiertage Sommerzeit usw.
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6 l
62

64
ists
66
67
68

69

Os-
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4. Besondere Staatshoheitssachen
Hoheitszeichen nnd Symbole.
Staatsetikette. Formgebung im staatlichen Leben.
Walther-Rathman-Stiftung.
Veröffentlichungen und Veröffentlichungsorgane.
Gesetzsammlnngsamt. D«ieis.l)s- und Stantsverlag
Sammlung des geltenden Reichsrechts

5. Verwaltung
Allgemeines Reichsregierung nnd innerer Ausbau der Reichsverwaltung

Geschäftliche und technische Organisation der Reidssverivaltung
Die einzelnen Neichsministerien. Das Reichsministeriuni des Innern.
Verwaltungs r ech t. Vereinsrecht. Presserecl)t.
Reform der Reichsverwaltnng Ersparnisse (Nur soweit nicht bei den einzelnen
Gegenständen).
Verwaltung, Verwaltungsrecht nnd Verwaltungsreform in den Länderns Desgl. im
Ausland
Konininnalverwaitnng

S. Beamten-tum, Anhang: Angestellte und Arbeiter

Allgemeines Statistik. Abt-au. Reicl)sbea111te11gesetz·
Entstehung des Beamtenverhältnisses. Versorgungsanwärter. Laufbahn, Personalakten.
Jdeelle Beamtenreehte. Beamtenvertretungen.
Vermögensrechte der Beamten.
Pflichten nnd Haftung der Beamten. Arbeitszeit und Urlaub.
Wartestand und Beendigung des Beamtenverhältnisses. Zentralausgleichstelle.«
Disziplinarrecht nnd -oerfahren. Gerichtliche Mitteilungen
Wohlfahrtswesen und Fortbildung
Sondergruppen von Beamten. Vermischtes Beauitenwesen in den Ländern und im
Ausland.
Angestellte nnd Arbeiter.

7. Fnstitiariat, Angelegenheiten anderer Ministerien

................ (folgen einzelne Nummern wie oben).

8. Abwicklung Elsas-Lothtingijcher Angelegenheiten

................ des l. wie oben.S

Probefeiten

12 Der Reichstag 1)

1200 Der Reichstag Allgemeines Art, 20 RV.
Ol Reichstagsgebäude
02 Betreten des Reichstagsgebäudes, Ausweiskarten.
03 Reichstagsdrncksachen.

06 Strafverfolgung wegen Beleidigungen des Reichstags.

i) Wahl des Reichstags s. 2000ff. ·-
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1210 Zufammentritt des Reichstags, Wahlperiode, Tagnngen nnd Vertagungen. Art. 23,
24 RV. . «

11 Auflösung des Reichstags. Art. 25 RV. «
12 Zwischenpräsidium nnd Zwischenansschiisse (allgem.).

1220 Rechtsstellung der Abgeordneten 1). Allgemeines-. Art. 21 ROD.
21 Immunität. Art. 36, Art. 37 RV.
22 Vernehmung als Zeuge Art. 38 Abs. 1 Satz 1 RV
23 Durchsuchungen und Beschlagnahmen bei Abgeordneten oder im Parlament Art. 38

Abs. l Satz 2, Abs. 2 RV.
24 Urlaub für die Parlamente. Art. 39 RV.
25 Aufwandsentschädigung und Freifahrt. Art. 40 RV

1230 Fraktionen. Begriff nnd Rechtsstellung
31 Zusammensetzung des Neichstags nach Fraktionen usw.
33 Fraktions- nnd Parteiprogramme, Parteileben.

1240 Präsidium des Reichstags. Allgemeines und Rechtsstellnng
41 Zusammensetzung des Präsidinms nnd Tatsächliches

1250 Geschäftsordnung des Reichstags B). Allgemeines
51 Aufrechterhaltng der Ordnung in den Sitzungen Hausrecht nnd Polizeigewalt

des Präsidenten Art. 26, 28 RV. -
52 Verhandlung, Beschlnßfähigkeih Abstinumingen, Mehrheiten. Art. 29, Art. 32 RV.
Do Behandlung von Jnterpellationen, kleinen Anfragen, Anträgen nnd Entschließungen

im Reichstag Allgemeines
54 Entschließungen des Reichstags, laufende Sammelerledigung.

1260 Reichstagsansschässe (geioöhnliche).
61 Untersuchungsausschiisse. Art. 34 RV.
62 Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten. Art. 35 Abs. 1 NR
63 Ausschuß zur Wahrung der Rechte der Volksvertretnng Art. 35 Abs. 2 NV

1270 Beauftragte der Reichsregierung im Reichstag nnd seinen Ausschiissen. Art. 33 RV.

1280 Parlamentsberichterstattung Allgemeines
81 Straffreiheit wahrheitsgetreuer Berichte. Art. 30 RV.

-------------------------------------------------------------------

22 Durchführung von Wahlen und Abstimmungen des Reichs-. Allgemeines

2200 Reichsstimmordnung nebst Änderungen

2210 Auslegung der Reichsstimmordnung
  

l)»Wahi des Reichstags s. 2000 ff.

2)"Einspriiche des Reichsrats und ihre Behandlung im Reichstag s. 1330
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2220 Wahlfreiheit nnd Wahlgeheininis. Allgemeines nnd Auslegung von Art. 125 "RV.

22330 Reichswahlleiter. Allgemeines
31 Personal- nnd Sachaufwand des Reichswahlleiters.

2240 Wahlpriifung. Auslegung von Art. 31 RB. Wahlprüfungsordnung
4l Wahlpriifungsgericht.
42 Reichsbeauftragter für das Wahlpriifungsverfahren.
43 Entscheidungen des Wahlpriifnngsgerichts.

2245 Wahlvergehen. Allgemeines

2250 Kosten der Reichstagswahlen Allgemeines-.
51 » » Reiehspräsidentemoahlen. Allgemeines
52 » » Volksbegehren und Volksentscheid Allgemeines
53 » anderer Abstinnnungen. Allgemeines

2260 Wahlstatistik.
61 Wahlbeteiligung der Fran.

23 Durchführung einzelner Wahlen und Abstimmungen des Reichs

2300 Durchführung der wahl (Volksbegehren, Voll-sali-
stimmung usw.) vom ...........................

Ol) a Abrechnung der Kosten der Wahl vom ...........................

00 b Wahlbeschwerden und Prüfung bei der Wahl vom

2301 Durchführung der ..................................................... wahl vom ....................

01 a Abrechnung der Kosten der wahl vom

tusw frei bis 2399)

Bemerkung Personalakten erhalten keine Zahl, sondern werden mit dem
Namen bezeichnet und nach dem ABC geordnet. Bei Personen mit gleichen Namen erhält
der Name einen unterscheidenden Zusatz (Vorname, Ort, Amtsbezeichnung o. dgl.).

Akten iiber die Behandlung eines bestimmten Gegenstandes in den Ländern oder im
Ausland werden am einfachsten so behandelt, daß nicht fiir alle Länder oder Staaten
besondere Attenzahlen, sondern nur je eine Zahl fiir die Länder und eine for das
Ausland eingestellt werden. Die Aktensahl erhält nötigenfalls den Namen des einzelnen
Landes oder Staates (möglichst in Abknrzung, z.B. 1910 Pr= Verfassungs-recht in
Preußen, 1910 Bayrzin Bayern) als Zusatz. Die Eingänge werden in Unterordnern
mit diesen Aufschriften in· den Generalband eingebängt, bis die Anlage besonderer Bände
notwendig wird. Sie werden nach dem ABC oder shstematisch geordnet. sAhnlich können
nachgeordnere Diensistellen gleicher Art behandelt werden.

 



 

Ynlage 2

RMdsj Muster

I eines Aktenriickens und Aktenschildes
bei stehen-dem mechanischen Ordner C§ 5)

CI empfiehlt sich, bei der Neuanlage wegen der Handlichkeit hauptsächlich

schmale nnd mittlere Rückenstärken zu wählen, außer fiir Gegenstände, bei

denen die Akten schnell isvachsen Rücken nnd Schild erhalten fiir die

Abteilungen verschiedene Farben (Abt.1 gelb, Abt. II grau, Abt. III

hellblau usw.).

 

 

 

 

 

 

l) Reichsminlsterium des Innern, Äbt. l
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1) Der Vermerk auf dem Rücken und dem Schilde kann auch lauten: 1221 25, wenn mehrere Aktentitel in Unter-

orduexn in einein Bande vereinigt werden. Dies empfiehlt sich bei der Neuanlage vielfach. Jeder Unterordner trägt
dann-Dorne eigene Aktenzahl nnd eigenen Inhaltsvermerk.

2) Wird nur aiisgefällt, wenn mehrere Bände entstanden sind.
3) Firdyuur )ausgefiillt, wenn Standort nicht das Zimmer der betreffenden Abteiluugsregistratur ist (z. V. Zimmer des

xpec senten»
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gnug-i-
Gemeinfame Formblatter zum Anhang A

G. F. K 1 (Anhang A § 9)

Tagebuch
 

   

   
 

E«n- ««-·«-1.- s . .
Lfde... Tag l Jshig » « · c» .K1,uze . Re- Verf. , » ·
Nr "" Sang d · Einsender2) Jnhaltsangabe sent-O vom Vergkelbg

« , ·. .3 I

des Schreibens (Uktenzelchen) )
f- : !

JO 2,X.l ZU J 2 Elf- 1221 Las-I 4Xl « .l

 

  

 

       
Din A4=210X297. 10 oder 20 Querlinien auf der Seite; 20 lassen genügend Raum, wenn von

den in § 2, §9 Abs. 2, § 18 vorgesehenen Einrichtungen Gebrauch gemacht wird. »
Führt der Expedient eine Ordnungsliste — s.§13-Abf.2 —-, so können dabei non dem vor-

stehenden Vordrnck die Spalten 3, 4, 7 nnd 8 in der Regel fortfallen. «

’—) Aufnahme-des Geschäftszeichens des Einfenders ist für viele Arbeitsgebiete überflüssig Wird neben dem Tagebnch noch ein Ein-
seitderverzeiihnis geführt, so ist das Gescliäftsieichen des Eiiiseuders jedenfalls nur bei einer der beiden Eintragungen zu verwerten.

3) Wegen der Abtiirzungen für Behörden usw. siehe §9 Abs. 3 und Anlage 4. ·

ki) Siehe §9 Abs.1 Salz 3 und Abs. 2 Satz 1. Nach Einführung desjshsteinatischen Aktenverzeichnisses genügt es danachin der
Fliegel·,"·in Spalte 6 die Aktenziffer anzugeben —-ksc

i) Siehe § 18. . »
5) Hier bedeutet ein A, daß die- Sache zu den in Spalte 6 angegebenen Akten genommen ist. Wird sie zu anderen Akten genonnnen,

so ist deren Nummer hier zu vermerten. Werden mehrere Stücke aus einem Band später zu einem anderen genommen, so genügt
es, in den ersten Band einen Vermerk über den Verbler einzuheftenz Umstellung im Tagebuch ist dann nicht erforderlich. "

s
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C Es 2 (Anhang A § 10)

Ordnungs-lenkte 1)

O —-
Abtejlung I « Akten 1221 fl77m22MettZt von Abgeordnete-U
 

 

 

n« 04
Zäke dFSaEZL Einsender 2)3) Näherer Inhalt (Stieh1vort)4) Refer.5) Ver-bleib 6)

zei- A
l « LXI · IT « ' « . — Abg If Leg-all -.--i

2 -«))«7 BØJÄU v s) HZXY

 

 

  

      
Din AS (1.48X210). Mindestens 16 Querlinien.

l) Beim Vierziffernshstem erhalten die (uicht besehriebeneu, aus festerem Karten angefertigten) Leitkarten lnveckcniiszig schräg fortlaufend
grosze Greifzackenfür die Hunderter und Zehner (also 1200, 1210, 12 20 usw. bis 1290, dann wieder links beginnend 123 00,
1310 usw.) und die Ordnungstarten selbst darunter kleine Greifzacken für die Einer.

2) Wegen der Abtürzungen für Behörden usw. siehe § 10 Abs. 4 nnd Anlage 4.

3) Aufnahme des Geschäftszeichens dts Einsenders ist fiir viele Arbeitsgebiete überflüssig Wird außer auf der Ordnungstarte noch
auf der Einsenderkarte eingetragen, so ist das Geschäftszeichen des Einsenders nur auf der Einsendertarte zu verwerten

4) Siehe § 10 Abs. 3 und Anlage 4. Da die Eintraguug in dieser Spalte die Ordnung nur erleichtert, aber nicht wesentlich für
sie ist, wird die Verwendung von Ein h eitsstenographie zugelassen, außer für Namen.

Z) Siehe § 18. Der Lauf des Schriftstüeks wird auf dieser Karte nicht eingetragen, nur der-endgültige Verbleib in der letzten Spalte.
6) Hier ist nach Bedarf (z. B. bei Abgabe an eine andere Behörde) auch der Tag der Verfügung einzusehen Ein A (oder der Tag

der Verfügung ohne Zusatz) bedeutet, daß die Sache »in den Akten der betreffenden Karte genommen ist. Wird sie zu anderen
Akten genommen, so ist deren Nummer hier einzufügen Werden mehrere Stücke aus einem Band später zu einein anderen-
genonnnen, so genügt es, in den ersten Band einen Vermerk über den Ver-bleib einzuheftenz Umstellnng in der Ordnungsstarte
ist dann nicht erforderlich.
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G. F. n 3 (Anhang A § 11)

EinsenderkarteH
(für Schreiben von Behörden)
 

  

 

 

  

-
Abteilung 1 Regens-»F Ästen-erkenn
- ig- sznm Beim-do

). gis-« ch giisssi
A s Inse-

7 Jäpssssåisi s-) . Z- » «
Eil-? - ·.J 7. » i-..-7-??-?.- Jlftesfksktsste»Im-Wse ..!."" IX t.  

       
 

ci· F. R Za (Anhang A § 11)

Einfenderkarte
(für Schreiben von Personen, Vereinen usw.)
 -—

. . , Jifi ..................
Abtellung l ROHR-ALTE fjisr Wässer-; Kam-«

« det- gleielzen Buchstaben

Gesch.- Ber-
Zeichen bleib

  
 f

Es- 2Mit ) Einsend et 6)
d, Schr.

Gesch.- Ver-
Zeichen7) bleib4) Tag Einsender

 

678 Dreinreden-M Jvesusssieselitc 2300 bs) 

  

         

. Größe je Din AS (148X210). Mindestens 16 Querlinien.

1) Die hier gegebenen Muster verwenden verhältnismäßig große Karten, weil dadurch zwei Eintragungen auf der Zeile, also auf
jeder Karte bei 16 Querlinien 4X16= 64 Eintragungen möglich sind-

2 Bei Beginn eines neuen Kalenderjahrs kann die neue Jahreszahl gron auf die Mitte der ganzen ersten Zeile gesetzt werden.
3; Inhaltsangabe ist wegen des sie ersetzenden Geschäftszeichens (Sp.3) meist überflüssig, jedenfalls aber dann, wenn die Sache schon

auf der Ordnungskarte mit näherem Inhalt eingetragen ist (§ 11). Wegen der Einheitsstenographie gilt dasselbe wie S.88 Anm. 4.
4) Verbleib wird nur eingetragen, wenn die Sache an eine andere Behörde oder Abteilung abgegeben ist.
5) Diese Eintragung ist überflüssig Denn das die Verletzung der Immunität eines bestimmten Abgeordneten betressende Schreiben

des Reichstags v. 2.,1 kann nur zu den Akten 1221 genommen sein und ist schon dort unter Nr.1 sicherheitshalber eingetragen
Vgl. Anlage 6 (Eintragungsgwndsatze).
Bei privaten Absendern wird Inhalt nicht eingetragen; das Geschäftszeichen in der nächsten Spalte genügt (§ 11).
Eimusetzen ist das Geschäftszeichen der empfangenden Stelle.

J Z Aus dem Geschäftszeichen ergibt sich, daß es sich um eine Wahlbefchwerde bei einer bestimmten Wahl handelt (S.85). Die Ein-
s tragung ist überflüssig, wenn sich die Eingabe auf diesen Gegenstand beschränkt, weil es dann selbstverständlich ist, daß sie zu den
s Akten 300b gegangen ist,- nur wenn die Eingabe sich über mehrere Gegenstände verbreitet, braucht sie hier vermerkt zu werden
l Vgl. Anlage 6 (Eintragungsgrundsätze).

Hä-
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G. F. R 4 (Anhang A § 20)

Mitzeichnungslifte J)
 

 

 
Tag2) Gesch.-Zeich. EinsenderZs Borgelegt an Bemerkungen

(z.-s leer-s : lies- .J«.

JZJOX J.-5 J))-«-7« Eritis-en i

k«).s-Z.Z,-««).-i!- III J! sitz

äxä Also-Z gilts-, Ji"T---«ix-e-s. Hljiillew

    
Din A4 (210)(297).

1) Die Mitzeichnungsliste dient zur Aufsicht über die Nückgabe einer Sache, die an eine andere Abteilung oder eine
andere Behörde zur Mitzeichnung, Kenntnis o. dgl. herausgegeben ist. Kommt die Sache zurück, so wird die
Zeile durchstrichen. Osfeuen Vermerken wird nach angemessener Zeit nachgegangen. Eilsachen können rot
unterstrichen werden.

««-’) Hier wird der Tag, an dem die Sache weggegeben wird, vermerkt.
3) Der Einseuder wird in abgekürzter Form vermertt. Bei Behörden wird-die ständige Abkürzung (Anlage 4), bei-«

Personen eine Abkürzung aus den ersten drei oder vier Buchstaben des Namens verwendet
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c. F. n s (Anhang A §-20)

Fristkatender 1) s)
 

Monat: Januar
 

   

 

 

 

 

usw. bis 31 bei 30 wieder größerer Zwischenraum 
Din A4 (210)(297), bei größerem Raumbedarf mit 16" Linien. Zweckmäßig nicht

als Buch, sondern in einzelnen pappstarkcn Tafeln herzustellen Am Schluß bleibt eine

Zeile für Bermerke frei. Doppelseitig

1) Neben dem Tage, an dem das Schriftstück wieder vorzulegen ist, wird lediglich das Geschäftszeichen eingetragen,
also etwa am 10. Januar: lYlXcT ZHZLOJHLZZ IMOXZHT Liegt die Sache »auf Termiu«, so ist die Eintragung
bei mittlerem Geschäftsumfang entbehrlich (§ 20 Abs. 2), ebenso wenn bei urschriftlich abgegebenen Sachen ein
Merkzettel auf Termin gelegt ist. Jst sie in den Akten, so findet man sie dort auf Grund der Eintragung des
Geschäftszeicheus im Kalender. Bei längeren Fristen soll die Sache zu den Akten gebracht, nur bei kurzen Fristen

« lose auf Termin gelegt werden (§ 20 Abs. 2). Wegen des größeren Raume-s am 10., 20. und 30. des Monats
siehe GGO.I § 18.

2)Für Vorlagen zur Mitzeichnung in einer anderen Abteilung usw. wird zweckmäßig nicht der Fristtalender
sondern die ngitzeichnungslistee (G.1«’. R4) verwandt.
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Anlage 4

Abkürzungen im Tagebuch und Ordnungsblatt
(Anhang A § 9 Abs. 3, § 10 Abs. 4)

l. Grundsatz
Die Reichsministerien und -behörden führen in der Regel den

buchsiaben ohne Zusatz für »Reich«.

mit Zusatz einer Abkürzung für das Land.

unterstrichen, um sie als solche zu kennzeichnen I).

11. Neichsbehörden:
Reichspräsident ..........

Büro des Reichspräsideuteul
Reichskanzler )

Reichskanzlei

Reichskommissar

Pressestelle der Reichsregierung

Auswärtiges Amt ..................................

Reichsministerium des Innern

Reichsfinanzministerium

Reichswirtschaftsministerium

Reichsarbeitsministerium

Reichsjustizministerium

Reichswehrministerium

Reichspostministerium

Reichsverkehrsministerium

Reichsministerium für Ernährung nnd Landwirtschaft

Reichsministerium für die besetzten Gebiete

Rechnungshof

Reichsbank

Reichsbahngesellschaft

Reichsgericht

Reichsfinanzhof

Reichswirtschaftsgericht

Reichsversorgungsgericht .............................

Staatsgerichtshof

Reichstag

Reichstagspräsident, -«Büro I

ssssssssssssssssssssssssssssssssssss

-----------------------------------

·······················

oooooooooooooooooooooooo

-----------------------------

oooooooooooooooooooooooooo

ooooooooooooooooooooooooooooo

oooooooooooooooooooooooooooooo

oooooooooooooooooooooooooooooo

sssssssssssssssssssssssssssssss

oooooooooooooooooooooooooooo

ooooo

««««««««««««««

ooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

---------------------------------------

sssssssssssssssssssssssssssssss

--------------------------------------

------------------------------------

ooooooooooooooooooooooooooooooo

oooooooooooooooooooooooooooooooooo

«««««««««««««

························

Reichsrat .........................................

ooooooooooooooooooooooooooooooooReichswirtschaftsrat

oder die Anfangs-

Die Länder führen die entsprechenden Buchstaben

Alle Abkiirzungen von Behörden werden

B

E
sitz

Rbk 

VWti
RYLIZG
SteH "

I) Kommt in einem Geschäftsbereich eines der nachstehenden Zeichen in anderer Bedeutung vor, so daß in der
Registratur Verwechslungen möglich sind, so ist das Zeichen, wenn nötig, zu ergänzen.

2) Ein P allein dient vielfach zu anderen Bezeichnungen (Personalien, Politik).



Anlage 4 zum Anhang A 93

 

Reichsgesnndheitsamt ............ «................... RGA

Statistisches Reichsamt .............................. ARE-l

Reichsversicherungsamt .............................. Dthl

Reichsarbeitsverwaltnng ............................. NAB
Hauptversorgungsamt ............................... HVA

Reichspatentamt ................................... YtIJJLtA

Landesfinanzamt ................................... OFle

Finanzamt ........................................ ZA

Reichskonnuissar für öffentliche Ordnung ................ Liszt-O

Ill. Länderbehörden

n. Abkürzung für die Länder:

Preußen ......................................... »Er

Bayern .............· ............................. «B—ais

Sachsen ........................... ............. A

Württemberg ..................................... ils-it

Baden ........... ............................... - Läg

Thüringen ....................................... Th«

Hessen ........................................... H—e

Hamburg . . . .-.................................... HL
Mecklenburg-Schwerin ............................... Yeath

Oldenburg ........................................ V

Braunschweig ..................................... Bswg

Anhalt .......................Ass-
Bremenl........................- .................. Bre

Lippe L—1......

Lubeck sit
Mecklenburg-Strelitz ................................ MSt

Waldeck .........................WJ
Schaiinibiirg-Lippik ................................. W

b. Behörden (die Abkürzung dies Landes wird vorangestellt):

 

 

 

Staatspräsideut .............« ........... StPr (WüStPr, BaStPr)

Ministerpräsident ....................... MPr (PrMPr, Bay MPr usw.)

Staatsministerium ..................... StM (PrStM, BayStM usw.)
Ministerium für Anßeres oder Auswärtige Angelegenheiten Au oder Au

Kultusministerinm ...............................·) M-

Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Bo ksbildnng ·. f Ku

Unterrichtsministerium .............................

Landwirtschaftsministerimu ........................... Lw

Volkswohlfahktsministerium .......................... wa

Handelsministerium ..... . ............................ Essspkzzd usw«z

Senat .........
« ——.———-—-—

Senatskommission l ««««««««««««««««««« Sen (OaSen, BreSen, LuSen) 
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Anlage 5

Die Ordnung von Einsenderkarten usw.
(Anhang A § 1-1 Abs. 1)

A. Einheits-ABC-Negeln

Für die Ordnung nach dem ABC gelten die Einheits-ABC-Regeln, herausgegeben vom
Ausschuß für wirtschaftliche Verwaltung beim Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit
(Berlin NW 7, Schadowstr. 1B).

Für kleine nnd mittlere Kärteien genügt die Kenntnis folgender Regeln:

1.

2.

3.

ä, ö, ü werden wie ue, oe, ue, also hinter ad, od, nd eingeorduet.

i und j gelten als verschiedene Buchstaben.

ch, ck sp werden wie zwei, seh wie drei Buchstaben au der sich danach ergebenden
Stelle eingeordnet. Wenn Seh und St als besondere Gruppen herausgenommen
werden," so geschieht das an der ihnen zukommenden Stelle, nicht erst« nach Sz.

4. ß wird wie ff eingeordnet.

X
I

. Bei häufig vorkommenden Namen wird, wo es notwendig ist, untergeordnet zuerst
nach dem Vornamen, dann (wenn angegeben) nach dem zweiten Vornaiuen, dann nach
dem Wohnort, dann nach dem Beruf (Gefchäftszweig), dann erst nach der Straße.

. Dem Hauptnamen vorgestellte Geschlechtswörter, Verhältniswörter oder dergl. bleiben
unberücksichtigt, es sei denn, daß sie mit dem Namen fest verbunden sind (also
du Bois-Reymond bei B, von Steuben bei S, dagegen Dubois bei D).

.Als Grundlage für die Einreihung einer Firma wird möglichst der eingetragene
Firmenwortlaut gewählt. Zusammengesetzte Firmennamen (z. B. Schmidt St Abel,
Schmidt jun., Schmidt 81 Ko., Schmidt sen., Schmidt Wwe.) folgen aber erst hinter
dem einfachen Namen (Schmidt, Zacharias). Unberücksichtigt bleiben für die Ehrerb-
nung Geschlechtswörter (z. B. die), Verhältniswörter (z. B. für), Umstandswörter
(z. B. vormals), das Vindewort (nnd, K), Titel (z. B. königlich). Im übrigen gilt
die Reihenfolge der Wörter in der Firma, jedoch ohne Berücksichtigung eingestreuter
Vornamen (z.B. »Aktiengesellschaft vorm. H. Gladenbeckec einzuordnen bei A und vor
»Aktiengesellfchaft für Theaterbedarfcc ,- »Gefellschaft für elektrische Unternehmungen-( bei
G, dagegen »A. Wertheim G·m.b..85.« bei W).

. Besteler feststehende Abkürzungen (Hapag usw.), so ist unter diesen einzuordnen, aber
bei dem vollen Firmennamen ein Hinweis zu machen.

. Für die Einordnung gilt die neueste Rechtschreibung, auch wenn in der Firma eine
alte beibehalten ist, also »Actien-Gesellschaft für Anilinfabrikation« bei Ak, nicht bei Ac.
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B. Ortskarten

Werden Ortskarten in besonderer Farbe vermengt mit gewöhnlichen Einsenderkarten geführt,
iso sind auf der Ortskarte als Einsender einzutragen:

1. städtische Behörden und Körperschaften,«

2. andere (z. B. staatliche oder reichseigeneYBehörden und öffentliche Körpersehaften, die
an dem Ort ihren Sitz haben, soweit für sie nicht besondere Karten unter den Ein-
senderkarten für Behörden vorgesehen sind,-

3. Vereine von nur örtlicher oder provinzieller Bedeutung, die an dem Ort ihren Sitz
haben, besonders Ortsgrnppen.

Dagegen sind Reichsorganisationen, Privatpersonen und Firmen, industrielle nnd gewerb-
liche Unternehmungen, Aktiengesellschaften usw. nicht auf der Ortskarte einzutragen. Sonder-
bedürfnisse besonderer Geschäftszweige bleiben vorbehalten.

c.- Farben

Wenn nicht aus besonderem Grunde abweichende Farben gewählt werden sollen, empfiehlt
es fich, einheitlich zu verwenden: für Privatpersonen,«Firmen usw. Frau, für Ortschaften
Manne-,".«n-·iötigenfalls ferner für Vereine und Verbände (d. h. Reichsvereine, Spitzenverbände,
siehe oben B) mit,- bei Behörden für Reichsbehördeu Fell-, eigene nachgeordnete Dienst-
stellen des Ministeriums been-eh für preußische Behörden Jan-M für Behörden anderer
Länder blau-; für Vertretungen der Länder bei der Reichsregierung und (dahinter) für
deutsche·-.Gesaudtschaften im Ausland wen, für ausländische Behörden (nötigenfalls) hülf-u
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Anlage S

Muster

für Eintrngungsgruudsätze einer Negiftraturz«
in der Ordnungsliarten und Einfenderliarteu geführt werden

(Anhang A § 16)

I. Eingetragen wird eine Sache entweder, uin das Stück selbst besonders zu sicherii-"
(Sicherungsgrnnd) oder um das Finden zu erleichtern (Ordnnngsgrund).

II. Als »besonders wichtig« sind aus Sicherungsgründen ohne weitere Prüfung des«
Ordnungsgrundes einzutragen I):

n) förmliche Urkunden,

ti) in der Regel Schreiben von besonders bedeutenden Stellen (insbefondere Büro des--
Reichspräsidenteu, Reichskanzlei, Reichstag,. präsidierende Mitglieder der Landes-
regierungen), wenn sie nicht offenbar nebensächlicher Art find oder nur zuständigkeitshalber
eine Sache weiterleiten,

e) Geheimsachen, «

(1) Kassensachen, wo es zur Kontrolle notwendig ist, nach näherer Vorschrift des Registratur«—
.vorstehers,

(5) vom Minister gekreuzte Eingänge,

t«) vom Referenten oder Expedienten zur Eintragung ausdrücklich bestimmte Eingänge-

l.ll· Im übrigen richtet sich die Eintragung nur nach dem Ordiuing,sgriind. Hierfür gelten
folgende Grundsätze:

1. Die Eintragung auf der Ordnuiigskarte dient dein Zweck, die Sache innerhalb
des Bandes, zu dem sie gehört, schneller herauszusinden, als wenn jedesmal der ganze
Band durchgeblättert werden muß. Auf der Ordnungskarte schnell wachsender all-
gemeiner Akten mit vermischtem Inhalt sind daher, wo kein Inhaltsver-
zeichnis geführt wird (unten Ausnahme a), alle für den Sachbearbeiter wichtigen
Eingänge zu vermerken· Die volle Ordnungskarte kann in die Akten vorn ein-
geheftet werden und dann als Jnhaltsverzeichnis dienen.

Abzusehen ist dagegen von der Eintragung auf der Ordnungskarte, wenn sie nicht«
nötig ist, um die Sachen innerhalb ihres Bandes schnell wiederzufinden, also namentlich

a) bei solchen Akten, bei denen auf vorgehefteteni Blatt ein Juhaltsverzeichnis
(Renner, Rotulus) fortlaufend für alle wichtigeren zu den Akten kommenden
Sachen geführt wird ; Juhaltsverzeichnis und Ordnungskarte nebeneinander voll-
ständig zu führen, ist als überflüssig zu vermeiden ,-

b) bei solchen Akten, bei denen Hilfsmittel zur Aber-ficht über den Inhalt nicht-
erforderlich sind (z. B. wegen des engbegrenzteu Inhalts der Akte oder wegen
des regelmäßigen Ganges des Schriftverkehrs oder wegen der in den Akten ein--
gerichteten Unterordnung oder aus anderen Gründen),s
bei nebensächlichen Eingängen sowie bei Akten, die nnr die zur Kenntnis über--
sandten Arbeiten anderer Ministerien usw. enthalten, ·die das eigene Arbeitsgebiet
nicht unmittelbar betreffen.

A k
-
V

l) Die Zahl der Zwangseiiitragnngen aus Sicherheitsgriiuden kann eng begrenzt werden, da die Eintragung bei-
den gewöhnlichen Geschiiftssacben tatsächlich die Sicherheit gegen Verlust, d. h. die Feststellung des für den Verlust
verantwortlichen Beamten, nicht wesentlich fördert (offener Hin- und Rücktransport durch von der Eintragnng nicht
unifaßte Amtsgehilfen usw.), sondern nur das Wiederfinden nicht verlorener Sachen unter Umständen (fiel)e Ill)-
beschleunigt. Daher braucht im allgemeinen für die Frage der Eintragung nur der Ordmingsgrund (siehe111) berücksichtigt
zu werden.
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Wird eingetragen, so ist ein Stichwort über den inhalt beizufügen. Wenn der
sachliche Inhalt sich schon aus dem Aktentitel ergibt, genügt oft als Stichwort ein
Name Absendeiide Behörden werden nach dem einheitlicheii Kürzungsverzeichnis
abgekürzt

. Die Eintragung auf der Eiiiseuderkarte hat den Zweck, Sachen nötigenfalls schnell
nach deui Einsender wiederzufinden Von der Eintragiing auf der Einsenderkarte ist
daher abzusehen,

a) wenn dieses Hilfsmittel offenbar unnötig ist, um die Sache zu finden, weil der
Gegenstand so klar begrenzt ist, daß sie ohne Zweifel nur zu einem bestimmten
Akteuband geschrieben sein kann,

ti) bei nebensächlichen Eingängen.

Durchgangssach en werden in der Regel nur auf der Eiiiseiiderkarte eingetragen.

Das Geschäftszeichen des Absenders wird nur an einer Stelle vermerkt, und zwar,
falls in der Einsenderkartei eingetragen wird, nur dort.

. Hiernach bedürfen zahlreiche Eingänge überhaupt keiner Eintragung, weil sie nicht zu
den »besonders wichtigen« gehören (lI), unzweifelhaft zu einem ganz bestimmten
Aktenband gehören undin diesem leicht auch ohne Eintraguug gefunden werden können.

lv. Der Registratiirvorsteher bestimmt auf Grund dieser Richtlinien näher für die
einzelnen Sachgebiete, wie verfahren werden soll, nötigenfalls nach Besprechung mit dem
Abteilungsleiter oder Referenten. Er bestimmt auch, ob Sicherungseintragiingen(Il) auf
der Ordnungskarte oder Einsenderkarte oder auf beiden vorzunehmen sind.

V. Unberührt bleibt die Vorschrift, daß der normale Laus eines Eingangs im
Ministerium nicht durch Eiiitragiingeii (»Stellen«) zu verfolgen ist (§ 18 der Registratur-
ordnung). Auch der Gang an eine nicht normale Zwischenstelle wird nicht auf der
Ordnuiigskarte eingetragen, sondern durch eine einfache Liste (Mitzeichnungsliste) verfolgt
s. G. R R 4.

III
-«

0
0

« Bemerkung hierzu
Vielfach wird durch möglichst umfangreiche Eintraauugen der Zweck verfolgt, jederzeit

auf die Frage, ob eine Sache überhaupt eingegangen ist, nur auf Grund der Listen sofort
mit ja oder nein antworten zu können (Griind der Eiugaiigsauskiinft). Dieser Grund
ist jedoch für sich allein als Eintragungsgrund nicht anzuerkennen Die Arbeit der dadurch
notwendigen lückeulosen Eintragungen steht bei den meisten Sachen außer Verhältnis
zu dem seltenen wirklichen Nutzen der erleichterten Eingangsauskiinft. Außerdem werden
die Sachen, die von den Eingangsempfängern noch zurückgehalten werden, von einer
solchen Auskunft nicht erfaßt ,- die Auskunft ist also unzuverlässig Fragen darüber, ob
ein gewisses Schreiben auch einer anderen Behörde zugegangen ist, sind in der Regel
nicht an diese Behörde, sondern an die absendende Stelle zu richteii,- die befragte Registratur
hat, wenn sie den Eingang nicht mühelos feststellen kann, nötigenfalls hierauf zu verweisen.
Muß sie die Frage des Eiiigangs selbst beantworten und reichen ausnahmsweise die
Erinnerung des Registrators und die Eintragungeii zur zuverlässigen Antwort nicht aus,
so sind die in Betracht kommenden Akten ·nachzuiehen und Bearbeiter zu befragen. Diese
gelegentliche Arbeit ist bei den meisten Behörden geringer als die der allgemeinen Ein-
tragung Denn über besonders wichtige nnd in den Akten nicht ohne weiteres zu findendi
Eingänge geben die Eintiagungen nach ll und lll Auskiinft,- nötigenfalls ist die Liste der
wichtigen Einsender, deien Schieibeu stets einzutragen sind ilIb), zu erweitern Jin
allgemeinen muß der Giundsatz gelten: Die zur Ordnung der Akten verwandte
Arbeitszeit ist nützlicher verwandt als die zur Eintraguiig verwandie
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Anhang B
(zu S 54-)

Kanzleiordnung

1. Allgemeines

§ 1
Leitung Verteilung der Schreibkräfte

(1) An der Spitze der Ministerialkanzlei steht der Ministerialkanzlei-
direktor Er ist dafür verantwortlich, daß die eingehenden Arbeiten
schnell, sauber und genau erledigt werden und die Kräfte voll und gleich-
mäßig beschäftigt sind

(2) Die Sihieibkiafte sind grundsätzlich in der Kanzlei zusammen-
ziifasss.en

(8) Wenn ausnahmsweise einzelnen Abteilungen Kanzleikräfte dauernd
überwiesen werden, so fiihien sie Arbeitszettel, die der Minister«ialkanzlei-
direktor nachpriift

(4) Zu kurzschristlichen Ausnahmen in Sitzungen, Besprechungen usw.
sind Schreibkräfte nur in besonderen Fällen zuzuziehen

§2

Kanzleitagebuch, Arbeitsliste

Die Kanzlei versieht die bei ihr eingehenden Entwürfe mit dein Kanz-
leistempel und trägt sie, wenn die Führung eines Kanzleitagebuchs not-
wendig ist, dort ein (Anlage 1). Die Entwürfe werden nach ihrem Um-
fange geschätzt und danach auf Grund der Arbeitsverteilungsliste (An-
lage 2) so verteilt, daß auf die einzelne Schrei-bkraft ldie einer vollen
Tagesleistung entsprechende Punktzahl entfällt.

-«i i)

J (1)

Bewertung der Kanzleiarbeit

(1) Abgeschätzt wird nach dem sogenannten Punktshstem 1 Bogen
normaler Schreibmaschinenarbeit, die Seite zu 30 Zeilen, die Zeile zu
56 Tastenanschlägen, ist mit 12 Punkten zu bewerten.1 Seite zählt also
3 Punkte, 10 Zeilen zählen 1 Punkt, angefangene 10 Zeilen 1 Punkt Die
durchschnittliche Stuiidenleistung mit der Schreibinaschine sind12 Punkte
— 1 Bogen Hierbei sind kleine Unterbrechungen der Tätigkeit, wie
Abholen und Fortbringen der Arbeiten, Nitckfragen bei den Bearbeitern,
Reinigung der Maschine usw, bereits berücksichtigt
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(2) Werden Durchschlägse hergestellt, so wird die Arbeit nach Zeit
(1 Stunde gleich 12 Punkte) bewertet; jedoch wird nicht mehr gerechnet,
als sich ergeben würde, wenn zu der Punktzahl nach Abs.1 für jeden
Durchschlag VI hinzugerechnet wird.

(n) Ausnahmsweise noch mit der Hand hergestellte Kanzleiarbeiten
sowie Stenogramm-e, Tabellen, Nachweisungen, fremdsprachliche Kanzlei-
arbeiten u. ä. werden nach Zeit bewertet .

2. Neinfchriften

§ 4

Sofort- und Eilsachen

Sofort- »und Eilsachen sind möglichst noch am Tage des Eingangs in
der Kanzlei, spätestens am folgenden Tage,«die Sofortsachen vor den Eil-
sachen, diese vor den gewöhnlichen Sachen zu erledigen.

g 5

Äußere Form der Reinschriften und
Briefunischläge

(1) Für Brief-e, Brsiefiimschlägg Postkarten und Formblätter sind die
»Din-Formate«1) zu ver-wenden Andere Bestände sind aufzubrauchen

(2) Für Reinschriften werden einheitliche Behördenliriefbogen ein-
geführt (Anlage 3). Bei Schreiben an andere Reichsininisterien kann ein

«·-iiereinfachter Bogen verwendet werden, in dem nur Amtsbezeichnung
nnd Ort vorgedruckt sind.

(8) Die Kanzlei hat Briefiimschläge mit den gangbarsten Anschriften
(in Druck oder Stempel) vorrätig zu halten. Große Aktenbriefiimschläge
sind möglichst wiederholt zu gebrauchen. Fensterumschläge sind möglichst
zu verwenden.

(4) Auf Papierersparnis ist zu achten. Halbe oder Biertelbogen und
Faltbriefe sind zu verwenden, wo sie genügen.

(5) Kurze, nicht als vertraulich oder geheim bezeichnete Mitteilungen
sind in der Regel auf Postkarten zu schreiben, wenn dies nicht nach den
Umständen als ungeeignet erscheint oder ausdrücklich verfügt ist »durch
Brief« oder »nicht auf Postkarte«.

(S) Formblätter sind auch für Reinschriften in weitestem Umfang ein-
zuführen

1) Die Din-Foriiiate sind vom Normenausschiiß der Deut-schen Industrie festgelegt.
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§6

Grundsätze für die Reinschrift

(1) Abkürzungen sind in der Reinschrift nur zulässig, soweit sie amtlich
festgelegt sind. Für mathematische Zeichen, Maß- und Münzeinheiteii
gilt Anlage 4.

(2) Als Tag des Schreibens setzt die Kanzlei in Reinschrift und Ent-
wurf den Tag ein, an dein fie die Reinschrift anfertigt, wenn nicht durch
den Zusatz »Tag bleibt« in der Verfügung etwas anderes bestimmt ist.

(8) Jn die Reinschrift sind stets das Geschäftszeichen und der Inhalts-
vernierk (»Betrifft: » . .(-») aufzunehmen, dagegen nicht Referent, Expe-
dient und Portovermerk.

(4) Von einem Entwurf ohne vorschriftsmäßige Schlußzeichnung oder
ohneGeschäftszeichen darf die Reinschrift nur angefertigt werden, wenn
sie gleichzeitig mit dem Entwurf zur Unterschrift vorgelegt werden soll;
abgesendet werden darf erst, wenn das Geschäftszeichen eingefügt ist.

(5) Auf dem Briefiimschlag ist das Geschäftszeichen nicht zu wieder-
holen, wenn es nicht für bestimmte Arbeitsgebiete aus besonderen Grün-
den ausdrücklich angeordnet wird.

g« 7
Sicherung genauer Reinschirifteir Diirchschlag

zu den Akten

(1) Zwei Beamte, möglichst solche, die an der Reinschrift nicht be-
teiligt waren, vergleichen sie mit der Urschrift und bescheinigen die Uber-
.-einstimmung auf dem Entwurf durch den Vermerk »Gelesen« mit
Namenszeichen und Tag.

(2) Hat die Kanzlei bei Verbesserung-en oder Hinweisen auf Anlagen
Zweifel, so fragt sie den Referenten oder Expedienten

(8) Gesetzesausfertigungen werden dem Referenten in allen Fällen,
andere Schreiben dem Referenten oder Expedienten, wenn es besonders
verfügt ist, vor Absendung oder Umdruck zur Durchsicht vorgelegt.

(4) Bei stark abgeänderten oder durch Einrückung aus ander-en Akt-en-
stücken zu vervollständigenden oder sonst unübersichtlichen Entwürfen und
bei allen iimgedruckten Schreiben soll die Kanzlei auch ohne besondere
Anordnung einen Diirchschlag oder Abdruck der Reinschrift zii den Akten
-—geben.

3. Zeichnung der Neinschriften

§ 8

EigenhändigeZeichnung

(1) Die Reinschrift zeichnet der Beamte, der den Entwurf abschließend-
kgezeichnet hat, in seiner Abwesenheit sein Vertreter. " .
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i
(2) Eigenhändig werden jedoch nur gezeichnet Schreiben, die im: Ent-

wurf den Vermerk »z. U.« tragen, sowie auch ohne diesen Verwert, wenn
nicht ausnahmsweise anders bestimmt wird:

a) Schreiben an den Reichspräsideiiteii (oder sein Büro), den Reichs-
kanzler (Reichskanzlei), den Reichstag, den Reichsrat und den Reichs-
wirtschaftsrat, wenn es sich nicht um Umdrucke handelt,

b) Schreiben an Staatspräsidenten und präsidierende Mitglieder der
Landesregierungen, wenn es sich nicht um Umdrucke handelt,

c) Schreiben mit persönlicher Anrede oder Schlußformel,
d) föigmlliche Urkunden, urkiindliche Ausfertigiiiigen von Verträgen

up g O,

e) Kassenanweisungen.

(:-3) Bei den vervielfältigten Umdrucken tritt an Stelle der handschrift-
lichen Zeichnung in den Fällen a und b das Schriftbild (Faksimile).

(4) Bestehen Zweifel, ob eine Reinschrift handschriftlich zu zeichnen ist
(z.B. wenn der Vermerk »z. 11.« im Entwurf versehentlich zu fehlen
scheint), so fragt die Kanzlei den Referenten ·

§ 9

Ersatz durch Beglaiibigung

(1) Die nicht handschriftlich zu zeichnenden Reinschriften beglaubigt ein-
Kanzleibeamter, indem er den Namen des Beamten, der den Entwurf ge-
zeichnet hat, mit dem Wort »gez.« (gezeichnet) unter die Reinschrift setzt
nnd — in der Regel mit Stempel —— hinzufügt:

»Begl—ausbisgt

(Di-enststsemp-el) ....... (Ra·.me)

(Amtsbezeichnung) «

(2) Wo Nameiisstempel im Gebrauch sind, können sie weiter verwendet
werden. Gegen Mißbrauch der Namensstempel sind die nötigen Sicher-
heiten zu treffen.

§- 10
Vollziehung durch den Reichspräsidenten

(1) Bei Urkunden, die der Reichspräsident zeichnet, sind die Worte »Der
Reichspräsident«, wenn sie am Schluß stehen, in die Mitte des Bogens-«
zu setzen. Die Gegenzeichnung steht nicht daneben, sondern unterhalb-
rechts, wenn mehrere Minister gegenzeichnen, unterhalb gleichmäßig über
die Zeile verteilt. ·

(2) Anstellungs-, Entlassungs- und Verleihungsurkunden werden ohne
Angabe der Aintsstellung des Ministers in der Ecke rechts unten gegen-i
gezeichnet.
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4. Absendung

§11

Allgemeines

(1) Die iin Laufe eines Tages unterschriebenen Schriftstikirke sollen
noch an demselben Tage abgesandt werden. Bleibemerkungen sind von
urschriftlich abgehenden Schriftstücken vor der Absendung in der Regel
zu entfernen. Nach Vermerk des Abgangs gibt die Kanzlei die zurück-
gebliebenen Geschäftsstücke Entwürfe usw.) an die Registratur oder den
registratiirlos arbeitenden Expedieiiteii zurück.

(2) Bei der Absendiing find die, Vorschriften über die Portopflicht zu
beachten (GGO I § 40).

(8) Nicht steige-machte Briefe, die bereits verschlossen zur Kanzlei ge-
langen, idarf sie durch die Post nur absendeii, wenn auf dein Brief-
umschlag die dienstliche Eigenschaft durch Angabe des Geschäftszeichcns,
der Abteilung oder des Referats oder auf andere Weise ersichtlich und
ein Vermerk über die Portopflicht vorhanden ist. Fehlt dieser Vermerk,
so befragt die Kanzlei den Absender-. Der Brief darf hierzu nur geöffnet
werden, wenn der Absender nicht anders festzustellen ist,; zur Offniiiig ist
nur der Kanzleidirektor oder, wenn er verhindert ist, sein Vertreter
befugt.

§12
Briefaustauschstelle

(1) Die postamtliche Briefaustauschstelle —- Wilhelmstraße 61a — ver-
mittelt den Aiistausch aller Sen-düngen der angesihlosseiien Stellen. An-
geschlossen sind: das Büro des sieichspräsidentem die Reichskanzlei-
sämtliche Reichsministerien, der Reichstag, der Reichssparkommissar, die
Reichsprefseabteilung, die Reichshauptkafse, die Reichsbank, der Reichs-
kohleiikommissar, sämtliche Preiißischen Ministerien und der Preiiszisihe
Staatsrat Neu angeschlossene Stellen werden besonders bekanntgegeben.

(2) Abholzeiten sind: Werktags 8,30 und 11 Uhr vormittags, 2,3()
nnd 6,30 Sonnabends 5,3()) nachmittags; Sonntags und Feiertags
10 Uhr vormittags «

(8) Die Aiistaiischboten der Ministerien haben sich pünktlich zu den
Abholzeiten in »der Briesaiistauschstelle .einzufinden, die Sen-dringen für
die anderen Dienststellen abzugeben und die für die eigene in Empfang
zu nehmen.

il
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(4) Wieviel Minuten vor der Abholzeit die abgebenden Sendungen der
Botenmeisterei zugestellt sein müssen, bestimmt jedes Ministerium und
gibt es seinen Beamten bekannt; die Schlußzeit ist möglichst spät anzu-
seyen.

(5) Jedes Ministerium ist für pünktliches Abholen verantwortlich. Ist
eine Viertelstunde nach der Abholzeit noch nicht abgeholt, so wird die
Reichskanzlei durch Fernsprecher benachrichtigt. Sie veranlaßt sofortige
Austragung und beugt wiederholter Versäumnis vor.

(S) Kann der Austauschbote Pakete nicht befördern, so sind sie bei
nächster Gelegenheit mit dem Aktenwagen abzuholen.
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Anhang B. Anlagen

 

 

 

Anlage 1

Kanzlei-Tagebuch
(Anhang B S 2)

ZEIT G : Tibcljx kis - Zurück merkisigen gskke G e,]ec1hcl()1esitio - Zuer merkst-gen

L klomm-«

L WILL-ZU -. --...?--.7. . I ... ———--.--

2..- UZITWÅEJIZZ » » » . ..... 2.. ...

3— « III SOLO-Z . Max-l Z

It ..... 4

5..- .. 5 - — -——

O . C 
 

— T-

d -—-.-,-.-.-....-..... ....... .--....... ..—---. 8

·.....9.- - 0 »

O— ()     
Din A4 (210X297). 20 Zeilen auf der« Seite.

  



Arbeitsverteilunggliste
(Anhang B § 2)

Anlage 2

 

Donnerstag, 15. 4. 19261)
 

 

 

Oel-r Herr Herr Herr Herr Herr Frl. Fri. Fri. Frl. FrL z·rl. Frl. Jrl. FrL

A B I D E F G H K l M N (.) I )

Frl. FrL FrL Fri. JrL

Q s T U
 

 
R

  
1) In der breiteren Spalte wird das Geschäftszcichen

        
oder die Kanzlcimctmncr, in der schmäler-en die Punkt-kahl ver-merkt
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Anlage 3

(Anhang P- § B)

Behördenbriefbogen !

Der Netchgminister des Innern Berlin NW 40 den ···········
Nr Platz der Nepublin 6, Fernsprecher Dnnsn 1680—89 - Draht-

« tinschriftNeichgjnnenminister, Postschecnkonto Berlin28351)

Es wird gebeten, dieses Gefchäftszeichen nnd den
Gegenstand bei weiteren Schreiben anzugeben

An 2)

AfacslieOsicZMtichi em-

Bett-NR

Auf data Salve-nähen e).-me

Diu A 4 (21() x Mr

I) Hier können Berinerke über Bnnfverbindnng Und Sprechstnnden in gleicher Weise hinzugefügt werden.

2) Dies Und das folgende wird nicht vorgeduickt. Die Anschrift usw. ist aber einheitlich an diese Stelle zu setzen.
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Behördenbriefbogen il (Normenhrjefdogen)
 

 
 

.................. ()2. ).

l)

Der Neichsmmister des Innern

— . Drihtansc rift mr s red r Postschsck
Berlmt Platz der Nepubnk 6 »Reichsinnenneinisteecc .)3a(1)ii.sanlgsO-)e—98 Berlin 18LZS3

4472

den- Harrn WeinbanAtem-Misset-

« Berlin
«.20....),.Zm H:...( .............................. 105 ...............................)-

Jeiehen —— Ihr-es Schreibens — Tag E Zeichen —- dieses Schreibens —- Tag

» 114028 14..I««.1926 i Ist-(»In I lex Jem. 2926
3) ljetøjsszrt : VVofmeengste-essen-

2)

Zur Beachtung

oin A 4 (210. x 297).-

Dieses Muster, das dem Normenbriefbogen des Normen-
ausschufses der deutschen Industrie entspricht, bietet den Vorteil, daß der Brief im
Fensterbriefumschlag versandt werden kann und sdasz mit der Schreibmaschine die
Angaben über die Geschäftszeichen und Tage des Eingangs und der Antwort ohne
Absetzen in einer Reihe geschrieben werden können.

Die mit 1) 2) 3) bezeichneten feinen Striche sind die Faltmarken, die angeben,-
wo der Bogen zur Verwendung im Fensterbriefbogen zu falten ist.  
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Mathematische Zeichen, Maß- und Münzeinheiten

OXoo

mm

am

dm

m

km

mm2

01112

dm2

1112

mZ

kg

ixgxcm

t-«m2

kgcn«1

kmjh
O

k.-ZI-Jt-«

Fres

(Anhang B § 6 Abs. 1)

a. Mathematische Zeichen.

Dezimalzeichen (Komma unten)

erstens .

je, z. V. t-m = Tonnen je m

vom Hundert, Prozent

vom Tausend, Promille

. Maß-— und Münzeinheiten

Millimeter

Zentimeter

Deziineter

Meter

Kilometer

englischer Zoll

Quadratmillimeter, DJiillimeterquadrat

Quadratzentinieter, Zentimeterquadrat

Quadraldezimeter, Dezimeterquadrat

Quadratmeter, Meterqnadrat

Kubikmeter, Meterwiirfel
Gmmm

Kilogramm
Tonne

Kilogramm je Quadratzentinieter

Tonne je Quadratmeter

Kilogrammzentimeter

Tonnenmeter

Kilometer je Stunde

Celsiusgrad

Reichsmark

Pfund Sterling

Dollar

Francs

O (;70. 26. usw.).
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